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Kritische 
Vorworte  

M i t  viel Engagement bis h in  zu Enthusiasmus werden seit Jahren immer neue 
Beteiligungsmö lichkeiten f ü r  BürgerInnen diskutiert .  Hintergrund ist 
auch ein neues kolit ikverständnis i n  breiten Kreisen der Bevölkerung, i n  
der die Menschen a l s  mündige Personen wahrgenommen werden sollen. Wieweit 
sie das auch sind, bleibt umstritten - angesichts der Veränderungen i m  B i l -  
dungs- und Medienbereich spricht einiges da fü r ,  dass populistische Gesell- 
schaftsanalysen und Positionen sich eher ausdehnen a l s  zurückgehen. Den- 
noch bleibt richtig,  nach mehr Beteiligung zu streben, schließlich i s t  das 
StellvertreterInnentum der  parlamentarischen Demokratie keine Alternati- 
ve. Die PolitikerInnen sind keine besseren Menschen, sondern nur dieselben 
m i t  mehr Macht. Das macht s ie  noch gefährlicher, denn wenn populistische Po- 
sitionen aus Machtinstitutionen heraus entstehen und durchgesetzt werden, 
können sie sehr umfassende Wirkung haben. Die deutsche Geschichte mahnt. 

Bei näherer Betrachtung i s t  a l lerdings eine andere Kritik an dem „Run" auf 
immer neue Beteiligungsmodelle. Denn sie  finden zu einer Zeit s t a t t ,  wo rea le  
Beteiligungsmöglichkeiten, also z.B. per Gesetz garant ie r te r ,  immer mehr ab- 
gebaut werden. Zudem werden sie  von genau den Kreisen f inanziel l  und ver- 
bal  unterstützt, die diesen Abbau betreiben oder fordern - Wirtschaft, Re- 
gierungen, Lobbygruppen. Unter diesem Aspekt muss der Verdacht entstehen, 
dass net te  Beschäftigungsfelder entstehen sollen, die eher ablenken a l s  Be- 
teiligung ausbauen. 

Dieser Reader i s t  eine Mischung. Intensiv werden die Möglichkeiten d i r ek te r  
Demokratie erläutert  bis h in  zu konkreten Praxishilfen. Gleichzeitig wird 
aber auch kritisch h in ter f rag t ,  wieweit die aktuel le  Gesellschaftsform na- 
mens „Demokratie" tatsächlich das hält, was sie propagandistisch ver- 
spricht. Herrschen hier  die Menschen? Oder i s t  das „Volku, welches angeblich 
herrschen soll, nur ein verschleiernder Begriff f ü r  ein Kollektiv, dass es 
r ea l  ga r  nicht gibt ,  sondern nur i n  Form seiner StellvertreterInnen i n  Er- 
scheinung tritt - womit sich diese perfekt verstecken können hinter  einem 
Begriff, der Machtinteressen vernebelt. 

Empfohlen sei eines zum Weiterlesen und -informieren: 
- Reader „Herrschaftskritik konkret" m i t  vielen Texten zur Kritik von 

Macht und zu herrschaftsfreien Uto ien f! - Reader „HierarchNIE! Entscheidungs indung von unten" m i t  vielen 
konkreten Methoden zum Hierarchieabbau i n  Gruppen und darüber  
hinaus 

- Internetseite zu ,,Demokratie total"  (www.demokratie-tota1.de.v~) und 
„Herrschaftsf re ie  Gesellschaft" (www.herrschaf t s f  rei.de.vu) 

- ReferentInnenangebote zu diesen und weiteren Themen: 
www.vortragsangebote.de.vu 

- Bücher, Broschüren, CDs usw. zum Thema: www.politkram.de.vu 
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Selbstoraanisation und Gesellschaft 
Gesellschaftstheorie 

Selbstorganisation 

in der Gesellschaft 
Kurzform des Compu-skripts 

zum Buch "Daß nichts bleibt, wie es ist ..." 

Band I1 (Kapitel 3) 

Jena. 29.2.1997 

Kommentare sehr e w s c h t :  

I. Befoleen wir alle nur Svstemgesetze? 

2 Selbstor~anisierende Svsterne 

2.1. Warnin fasziniert uns das Thema Selbstorganisation so? 

2.2. Was ist nun Selbstoraanisation? 

2.3. Die Menschen in Svsteme einsperren? 

3. GesellschaR als Komplex selbstorganisierender Svsteme 

3.2. Die Gesellschaft als Komolex ganz besonderer Bereiche 

3.3. Konkrete Anwendungen des Selbstorganisationskonze~ts in der tiesellschafistheori~ 

3.3.1 Selbstoraanisationskonze~te im Sozioloaie und Management 

3.3.2 Selbstoraanisationskonzepte für einen Neuaufbruch 

1. Befolgen wir alle nur Systemgesehe? 

... Eine Theorie will das Verhalten ihrer "Objekte", ihres "Gegenstandsbereichs" erklllren und 
begriinden. Die Objekte der Gesellschafistheorie sind aber Subjekte und jeder Theoretiker ist 
selbst ein Akteur in der Gesellschaft und nicht nur Beobachter. 

Trotz aller Ausdifferenzierung von Lebensstilen, sozialen Schichtungen und der 
Fragmentierung des Konsums - angesichts der akuten sozialen und ökoloaischen 

in der Gegenwart ("Standortdebatte", Sozialabbau, "Globalisierung" ...) wird 
deutlich, daß die kapitalistische Wirtschaftsform allen Differenzen überlagert ist. Auch 
Subjektivitilt kann sich vorwiegend nur imerhalb des Vermarktungsmechanismus der 
Arbeitskraft entfalten. Den meisten von uns wird es schon gar nicht mehr bewußt, was für 
eine Zumutung die Tips und Ratschlage filr Bewerbungen und Vorstellungsgesprilche 
eigentlich sind .... Kreativitilt soll gefördert werden, aber nur Für die effektivere Erfüllung der 
vorgegebenen, nicht etwa selbstgewählter Ziele. 

Wir haben die Prinzipien des Kapitalismus - 2.B. bezllglich des Arbeitsethos, der 
"Effektivitat" der Arbeit und der Konsumbedürfnisse - kulturell schon tief verinnerlicht, so 
daß wir Alternativen schon nur noch innerhalb seiner Prinzipien suchen. ... 

Die "Globalisierung" wird auch bei Linken unhinterfragt als Tatsache akzeptiert - dies führt 
zu einer Standortdebatte, bei der tendenziell alle sozialen Errungenschaften aufgegeben 
werden und die Ökoloeie ganz aus dem Blickfeld verschwindet. 

Aber was nun? Wir erkennen die Logik des Geschehens - sind wir ihr deshalb ausgeliefert? 

"Solange die Weligeschichie ihren logischen Gang gehi, 
erfulli sie ihre menschliche Bestimmung nicht. " (Horkheimer) 

Alle "Sachzwhge" sind doch Folgen des Tuns und Lassens von Menschen (siehe 
Praxisphilosophie). Die Ergebnisse von menschlichem Tun werden zu "vorgegebenen 
Dingen" (verdinglicht), sie erscheinen als von uns unabhhgige Sachen und "Sachzwhge". 
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Wenn es nicht nur um trotzigen Aktivismus, sondern um eine wirkliche Wiedererringung der 
Subjektivität geht, müssen wir bei uns selbst beginnen. Habe ich wirklich das Bedilrfnis, ein 
Kecht und damit eine Pflicht zur Arbeit (40 Stunden in der Woche mein Leben lang) zu 
haben, wo ich doch weiß, daß auf Grundlage moderner Technolo~ien (auch wenn wir auf die 
naturzerstörerischen verzichten!) nur noch wenige Arbeitstage im Monat notwendig waen? 
Geht es mir tatsachlich um das Kennenlernen anderer Menschen und Lhder  oder brauche 
ich den Teneriffa-Urlaub nur, um mich vom Rest des Jahres zu erholeil? (wie schlimm muß 
dann doch mein Alltagsleben trotz Auto, schicken Klamotten und so weiter ... sein!!) 
Ähnliche Fragen trauen wir uns doch kaum zu stellen und wenn sie sich mal aufdrängen, 
verdrtingen wir sie schnell wieder. 

Daß wir es verdrängen, zeigt wenigstens, daß es diese tieferen, anderen Wünsche doch gibt. 
In meinen vielen verschiedenen ABMs und Umschulung etc. bin ich mit vielen Leuten 
zusammengekommen, und in allen war da innen noch etwas... 

Schon dutzendemale haben Menschen auf allen Erdteilen verschiedene Kulturbrüche erlebt 
und realisiert. Warum sollte die globalisierte kapitalistische Marktwirtschaft und -kultur das 
"Ende der Geschichte" sein? Eine andere Art zu leben und zu arbeiten kann neue Kulturen 
entstehen lassen. 

Wir können der "Logik" und den "Sachzwhgen" ein Schnippchen schlagen, indem wir eine 
ihr entgegenstehende Kultur entwickeln, die der Boden filr Keime von neuen Wirtschafts- 
und Lebensformen sein kann. 

Wir sind nicht nur Beobachter von Geschehnissen, wir sind Beteiligte. Unsere 
Erkenntnis-"Objekte" sind wir selbst. Wir beobachten kein unabtinderliches Sein, sondern 
erkennen in "Sachzwtingen" und "Logiken" verselbsthdigte Ergebnisse menschlichen Tuns, 
die auch änderbar sind. 

Wenn wir Bestimmungen und Bedingungen erkennen, heißt das noch lange nicht, daß wir 
ihnen "zu folgen" hatten. Wir wollen sie erkennen, um sie zu verändern. 

2 Selbstorganisierende Systeme 
2.1. Warum fasziniert uns das Thema Selbstorganisation so? 

"'Leben hegt für die Menschen: 
die Prozesse organisieren, denen sie unterworfen sind. " (Brechf) 

Menschen sind keine Blätter im Wind der Zeitenstürme. Schon andere Lebewesen haben 
F&igkeiten, ihre eigene Umwelt so umformen,  daß sie zur lebensunterstiitzenden Mit-Welt 
wird. Erst die Menschen konnten sich dieser Zusammenhh~nae bewußt werden. Die in der 
modernen, aufgeklmen Weltsicht als nichtrational und unwissensciaftlich abgelehnten 
magischen und mythischen Weltbilder unserer frtihen Vorfahren und der "nichtzivilisierten" 
vöiker wußten und wissen sehr viel über diese Zusammenhänge 

In einigen Gesellschaften entwickelten sich in den letzten Jahrhunderten andere Formen der 
Welterkenntnis. Wissenschaft, andere Produktionsformen, Gesellschaftsstrukturen und 
Kulturen entstanden. Auf dieser Grundlage fällt uns jetzt das Zusammenwirken aller Krafte 
und Prozesse erneut unabweisbar ins Auge. Nachdem die Natur gefoltert wurde, um ihre 
Geheimnisse preiszugeben (Bacon), sie Uberlistet werden mußte, um ihre Krllfte für uns 
auszunutzen (Bloch), kommen wir jetzt eher zu einem "Dialog mit der Natur" (Prigogine, 
Stengers). Zu einer Allianztechnik, wie sie Ernst Bloch im Gegensatz zur 
Überlistungs-Technik fordert, sind wir allerdings außer durch das Engagement wirtschaftlich 
zeimlich wirkungsloser Außenseiter noch nicht gekommen. 

2.2. Was ist nun Selbstorganisation? 

"Organisation" kennzeichnet einerseits die Existenzform relativ stabiler Strukturen und 
andererseits das Entstehen von neuen Strukturen. 

Eine Theorie, welche die Selbsterhaltung von komplexen Strukturen auf der Grundlage der 
Selbsterzeugung der eigenen Teile betont, ist das Auto-poiesis-Konzept (für die Biologie) 
nach Maturana und Varela. 

Im physikalischen Bereich wurde die "zyklische Kausalität" (Ganzes erzeugt Teile, die 
wiederum das Ganze erzeugen) durch die Synergetik von Hermann Haken gefunden. 

Chemische dissipative Prozesse bei der Strukturbildung waren Ausgangspunkt für das 
Selbstorz~inisutionskonze~t nach llya Prigogine. 

In Sinne dieser Konzepte ist Selbstorganisation ein "irreversibler Prozeß, der durch das 
kooperative Wirken von Teilsystemen zu Komplexen Strukturen des Gesamtsystems fuhrt " 
(Ebeling, Feistel 1986). Das kooperierende Wirken konstituiert die komplexen Strukturen in 
ihrer Erhaltung und m. Selbstorganisation ist deshalb ein grundlegender Teil von 
Entwicklungsprozessen. 

Komplexe Strukturen erhalten sich selbst stabil, indem sie als Ganze ihre innere Struktur so 
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organisieren, daß innere Teile untereinander und mit äußeren Strukturen wechsel-wirken. Die 
Prozesse der Wechselwirkung durch Teile im Innern erhalten das Ganze stabil. 

Stabile Strukturen wechselwirken in für sie tvvischen wesentlichen Zusammenhäneen 
(Gesetzen). Sind diese Zusammenhbge durch die Bedingungsänderung niclit meh; 
realisierbar, müssen die beteiligien Strukturen sich neu ordnen. neu strukturieren. Das 
beinhaltet auch ihre innere ~mges ta l tun~ ,  Neugestaltung! ~ a n z e s  und Teile müssen andere 
stabile Strukturen bilden oder (stofflich-energetisch) in andere Ganze aufgehen. Andere 
stabile Strukturen können ( w e h  die ~ e d i n ~ i n ~ e n  es zulassen) früheren Struktumstbden 
entsprechen. Weil sich die Bedingungen aber irreversibel gebdert haben, ist diese 
Regression oft nicht möglich. Dem Aufgehen in andere Strukturen entspricht die Beendigung 
ihrer Existenz ohne das "Mitnehmen" von Eigenem (der Tod). 

Im günstigsten Fall gelingt der Aufbau stabiler neuer Strukturen auf Grundlage der neuen 
Bedingungen (unter "Aufhebung" früherer Eigenschaften). Diese neuen Strukturen 
unterscheiden sich aber deutlich von den früheren, es kam zu einem qualitativen "Sprung" an 
einem bestimmten Punkt der zeitlichen Entwicklung. 

Typisch für diese Entwicklungsschritte ist das Zurilckwirken von selbst-vertinderten 
Bedingungen. Mathematisch frlhrt die Lösung derartiger nichtlinearer Probleme zu den 
faszinierenden Fraktalbildern wie dem Apfelmtimchen. Abgesehen von diesen Abstraktionen 
(siehe dazu weiter asso.htm) erkennen wir hier unser Ausgangsproblem wieder: Das Tun von 
Menschen begegnet uns als relativ verselbstbdigter "Sachzwang". Kein Tun ist 
voraussetzungslos. Die Voraussetzungen entstanden in früherem bzw. anderem Tun. Dieses 
In-Sich-Verwobensein von Tun und fertigem Ergebnis erzeugt die scheinbar unabänderliche 
"Logik". Aber genau dieser Zusammenhang erzeugt auch die Möglichkeit fllr das Neue, das 
Alte Umwerfende und Umgestaltende! 

Für mich ist das Wichtigste an diesen Konzepten nicht nur der Nachweis, wie sich komplexe 
Systeme stabil erhalten. Mein Interesse gilt den eher kritischen Situationen des 
Neuentstehens von Eigenschaften, Qualitliten, Zusammenhlingen. Dabei bricht die Zyklizität 
des reinen Selbsterhalts auf zur Spirale ins Offene. 

Daß diese kritischen Situationen unvermeidbar sind (daß das "Ende der Geschichte" noch 
nicht erreicht ist). verbürgt die oben e r w m t e  Nichtlinearität: Jeder Existemrozeß verbdert 
durch Wechselwirkungen seine eigene Umwelt, die Bedingung seiner Existenz ist. Zyklische 
Austausch~rozesse. wie sie überall stattfinden. erreichen schließlich Situationen. in denen 
eine Grenzüberschreitung notwendig ist. Das "Maß" (nach Hegel) ist erreicht und muß 
überschritten werden. Ein Tod ist unabweislich. Vieles Existierende beendet seine Existenz. 
99% aller jemals auf der Erde vorkommenden Pflanzen- und Tierarten gibt es nicht mehr. 
Der "Rest" konnte nicht mehr in seiner alten Form (als einzellige Bakterien oder auf 
beliebigen späteren Etappen) bestehenbleiben, sondern mußte und konnte neue Existenz- 
und Zusammenhangsformen entwickeln (Schlemm 1996, S. 1 13ff.). Dabei jedoch - und hier 
ist die Heaelsche Dialektik unubertroffen - brauchen die sich weiterentwickelnden 
Lebensfonnen vieles von dem, was sich bis dahin entwickelt hatte. Es wurde "aufgehoben" - 
also beendet und gleichzeitig aufbewahrt (Bei Hegel heißt das etwas kompliziert "Negation 
der Negation", Ken Wilber beschreibt populSLrer die "Integration"). 

''So ist der Mensch die reale Möglichkeit alles dessen, was in seiner Geschichte aus ihm 
geworden ist und vor allem mit ungesperrtem Forrschritt noch werden kann. " (Bloch) 

Das neu Entstehende ist noch nicht im Vorherigen festgelegt. Deshalb ist Evolution und 
Entwicklung kein "Auswickeln" von etwas schon Vorhandenem. Im Vorherigen sind 
vielaltige Göglichkeiten angelegt, die erst zur Wirklichkeit im Moment der Entstehung vom 
Neuen kommen. 

Jede Wirklichkeit ist "redundant", hat Kontingenzen und Möalichkeiten (nicht nur Z m l e ) .  
Diese differenzieren sich einerseits in jedem Zustand aus (und ihre Mächtigkeit nimmt 
tendenziell im Verlaufe der Evolution zu). Andererseits kommen einige Möglichkeiten erst so 
richtig zum Zuge, wenn das Maß des früheren Zustandes - des Alten - überschritten wurde. 
In der Biologie ist 2.B. die Radiation (die Entstehung sehr vieler neuer Arten in kurzer Zeit) 
an solchen Stellen typisch. 

Aus den Selbstorganisationskonzepten ist folgendes Bild mit einer Aufgabelung 
("Bifurkation") bekannt: 

Hier wurde die Anzahl möglicher Lösungen nichtlinearer Gleichungen im Verlaufe nach 
eines rechts wachsenden Nicht-Gleichgewichtsparameters aufgetragen. Dieser nach rechts 
wachsende Parameter kann auch als Zeit interpretiert werden, wenn im Laufe der Zeit durch 
den betrachteten Prozeß die Umgebung so verthdert wird, daß ein Nichtgleichgewicht 
wachst. Dies ist in der Tendenz in den Entwicklungsprozessen gegeben. Da diese Rechnung 
nur die einfachste Gleichung reprlisentiert, sieht die Realität noch viel komplizierter aus. 
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Das Neue ist zwar nicht vom Vorherigen absolut vorherbestimmt, aber doch in starkem 
Maße abhtingig. Es kann nur entstehen, was nicht unmöglich ist. Das Mbglichmachen von 
Neuem durch die entsprechende Verbderungen von Bedingungen schon im Früheren ist 
deshalb eine wesentliche Form praktischer Aktivitat von Menschen "vor der Revolution". 

An dieser Stelle werden dann die eher "grauen" Bereiche in der Bifurkationsabbildung 
interessant. Die kann man leicht wegdiskutieren, wenn man meint, daß die Gesellschaft nie 
so weit aus dem Gleichgewicht herausgeraten sollte, um in diesem Chaos zu landen. 

Ich selber deute - bei aller Vorsicht - gerade in dieses turbulente, in sich geordnete (!) Chaos 
neue mbgliche Gesellschaftszustbde hinein. Man muß sich verdeutlichen, da8 dieses 
turbulente Chaos eigentlich nichts anderes als die "Ordnung ohne Herrschaft" und das fast 
ewige Freiheitsideal der Menschen verkbrpert. Es hat gar nichts mit einem Chaos 
ungeordneter, taumelnder sinnloser Bewegungen zu tun, wie es im 
Selbstorganisationskonzept fllr den Punkt des absoluten Gleichgewichts im Modellfall der 
"Brownschen" Teilchenbewegung enthalten ist (as25.htm). 

Diese Problematik des Hineindeutens erinnert mich noch einmal an das grundstitzliche 
Problem, ob wir unsere menschlichen Fragestellungen überhaupt mit diesen 
systemtheoretisch fundierten Konzepten behandeln dürfen. 

2.3. Die Menschen in Systeme einsperren? 

Methodisch stütze ich mich dabei durchaus auf Svstemtheorieien), benutze dabei aber nicht 
den lediglich quantitativ gewonnenen Systembegriff sondern einen qualitativen (Schlemm 
1996, S. 87 nach HOR, vgl. assyst.htm). 

Bestimmte Weltbereiche haben Systemcharakter, wenn unter System ein durch lypische, 
wesentliche Zusammenhänge (Gesetze) qualitativ (und nicht nur quantitativ) 
charakterisierter Weltbereich gemeint ist. Die Argumentation muß den Qualittiten des 
Bereichs selbst folgen und nicht einem allgemeinen Schema. 

3. Gesellschaft als Komplex selbstorganisierender Systeme 

3.1. Systeme - Bereiche mit typischen wesentiichen Zusammenhängen 

Wir müssen viele Unterscheidungen treffen, diese dann aber wieder im Zusammenwirken 
verstehen: 

Es gibt Zusammenhbge in gesellschaftlichen Prozessen auf verschiedenen Ebenen 
("vertikal"): I. Menschen - nichtmenschliche Umwelt, 2. Gesellschaftsformationen, 3 
~emeinschaftenl Gruppen und 4. Individuen 

Eine andere Unterscheidung betrifft die verschiedenen Aspekte gesellschaftlicher 
Organisation ("horizontal"): a) Kultur, b) Wirtschaft, C) Politik, d) Ideologie usw 

Die Evolution durch selbstorganisierte Prozesse lauft in jeweils horizontaler und vertikaler 
Ko-Evolution verschiedener Bereiche ab. 

Alle Prozesse beeinflussen sich gegenseitig. Diese gegenseitige Bedingtheit (und nicht die 
100%ige Bestimmtheit!) wird mit dem Begriff des Determinismus erfaßt. 

Die Frage des Determinismus wird irn Falle der menschlichen Gesellschaft noch wesentlich 
erweitert durch die besondere Rolle der Subjektivittit. Hier gewinnt die Frage nach dem 
Verhtiltnis von Offenheit und Bedingtheit neue Aspekte. Es ist jetzt wesentlich, nicht das 
Notwendige zu betonen und das Sein damit zu rechtfertigen, sondern die offenen 
Mbglichkeiten zu suchen und dadurch das Neue zu befördern. 

B. Brecht: "den CAESAR schreibend, das entdecke ich jetzr, darf ich keinen 
augenblick glauben, daß es so kommen mußte, wie es kam... die suche nach den gründen 

fur alles geschehene macht die geschichtsschreiber zu jatalisten. " 

3.2. Die Gesellschaft als Komplex ganz besonderer Bereiche 

Das Tun von Menschen ist nicht durch tiußere Systemgesetze bestimmt. Ihr eigenes Tun 
spannt ein Netz von Zusammenhbgen auf, das ihre Beziehungen tragt. 

Daß einige Menschen dichtere Netze knüpfen kbnnen, in denen andere eher gefesselt sind, 
als daß es dem Austausch dient, hat etwas mit Macht auf verschiedenen Ebenen zu tun. Die 
Befreiung aus fremden Netzen und die Freiheit, eigene Netze zu spannen ist ein ewiges Ziel 
von vielen Menschen. Worte wie "Demokratie", "Macht" und "Freiheit" sind spezielle Worte 
zur Kennzeichnung menschlicher Selbstorganisationsaspekte. ... 
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Wir selbst sind es, die Zwecke, Werte und Sinn setzen 
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Wesentlich für die menschliche Selbstorganisation sind deshalb nicht nur innerobjektive 
Nichtlinearitäten (Widersprnche), sondern die Zusammenhänge die beschreiben, wie sich 
frühere (oder andere) Tätigkeitsergebnisse als objektive Bedingungen auf jeweils subjektives 
Handeln einwirken. ... 

Die Zukunfr ist noch nicht geschrieben. 
Eure Zukunj ist immer das, was ihr daraus macht. 

Also gebt euch ein bißchen Mühe! 
(Doc Emmet Bmwn in "Zurilck in die Zukunjl" Teil 111) 

3.3. Konkrete Anwendungen des Selbstorganisationskonzepts in der 
Gesellschaftstheone 

Als Hermann Haken in einem Interview der Intemet-Zeitschrift te/epo/is gefragt wird, ob 
seine Synergetik ein Modell des liberalen Kapitalismus beschreibe, antwortet er recht 
vorsichtig-ausgewogen und verweist auf genaue Untersuchung der konkreten Systeme. 

'Die Hoffnung auf einen Steuermann, der die dicht vernetzten ... Systeme noch überblickt 
und als echter Steuermannfungieren kann, ist aussichtslos. " (Dürr 1988, S. 77). Damit 
wird die Frage aufgeworfen, ob aller Steuerung entsagt werden soll (und der Neoliberalismus 
freut sich darilber), oder welche neuen Anforderungen gerade an die Beeinflussung von 
gesellschaftlichen Prozessen stehen .... 

Im schlimmsten Falle wird kommt es aber auch dabei wieder zu Kurzschlüssen, zu 
"Sozial-Prigoginismus".. . 

Für mich war das Selbstorganisationskonzept seit 1987, ..., ein Ansatzpunkt fur 
dogmatismus-stürzende Gedanken. SELBST-Organisation verwies auf die funktionelIe 
Notwendigkeit von Demokratie. Ab 1990 hatte sich zwar das System geändert, die 
strukturellen Probleme sind nur quantitativ unterschiedlich. Die Wahl über ihre Lebensweise 
haben die Menschen auch hier nicht - sie werden "systemintegriert". 

3.3.1 Selbstorganisationskonzepte im Soziologie und Management 

Es wird erkannt, daß die bisherigen Steuerungsgedanken zu einfach, n a l i c h  meist linear 
und monostabil orientiert waren. ... 

Okologie und Okonomie als koevolvierende Nicht-Gleichgewichtsprozesse werden 
ausführtich untersucht in Beckenbacmiefenbacher 1994. 

Management als Komplexitätsbewatigung: 

"Die Organisalionsform nach Fraktalen gibt dem einzelnen Mitarbeiter dabei ein höheres 
Maß an Verantwortung als in den gewohnten Betriebsstrukturen; eine Maßnahme. die sich 
positiv auf Motivation, Leistung undArbeitsfreude auswirkt. " (Bericht in VD1-nachrichten 
über Gemüsefrischdienstfirma): Alle Betriebsbereiche werden Fraktal genannt: 
Beschaffungsfraktal, Distributionsfraktal, Dienstleistungsfraktal, 
Auftragsabwicklungsfraktal. ..). 

"Das Vertrauen in kleine, eigenverantwortliche Einheiten ermöglicht Selbständigkeiten 
und Spezialisierungen, Freiraum fur Unternehmertum, fur eigene Ideen und innovative 
Versuche. " (HANIEL- Werbung) 
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Im Sozialismus waren wir so weit noch gar nicht. Eins war aber genau so: "Arbeite mit, plane 
mit, regiere mit!" bezog sich als Losung auf die maglichst effektive und engagierte 
Umsetzung vorgegebener Ziele. Auch jetzt bleibt die Entscheidung Uber die Ziele der 
Produktion und des Wirtschaftens den Managern vorbehalten! 

3.3.2 Selbstorganisationskonzepte für einen Neuauibruch 

Ich gehe erstens davon aus, daß auch die jetzige Lebens- und Wirtschaftsform, die 
kapitalistisch geprägt ist, nicht das "Ende der Geschichte" sein wird. Wir stecken genau in 
den Umbruchprozessen, die anzeigen, daß ihr "Maß" erreicht ist. Bisher konnte der 
Kapitalismus seinen Zusammenbruch hinauszögern, weil er - im Unterschied zur 
Maya-Kultur - in immer wieder neue Bereiche expandieren kann, um deren Lebenskräfte zu 
"verwerten". ... Die Argumente für diese Meinung kommen nun nicht einfach aus dem 
~elbstor~anisationsko~e~t: "Weil es da immer Bifurkationen gibt, wird jetzt auch wieder 
eine kommen" , sondern aus meinen gesellschaftstheoretischen und -praktischen 
Erfahrungen. Sie finden nur ein grobes "Muster" im ~ifurkationsbild: 

Ähnlich ist es mit der Frage, was "während" der Bifurkation und danach geschieht. Eins 
jedenfalls wissen wir jetzt genau: Wir kdnnen nicht voraussagen, was danach passiert, 
welche Möglichkeiten verschwinden, welche neue entstehen, welche sich durchsetzen. ... 

Wir können nur einige Grundprinzipien diskutieren. Dabei erkennen wir auch im 
Bifurkationsbild zwei unterschiedliche Möglichkeiten (as25.htm): 

oder auch ein historisch vallig neuartige Zustand: 
Es können neue "Ordner" (Haken) in Form neuer die ohne im sog, Turbulenter 
Machtzentralen entstehen Chaos 

Bisherige gesellschaftliche Umwälzungen veränderten immer nur die "Ordner". Tendenziell 
nahmen jedoch die verschiedenen Möglichkeitsfelder immer breitere AusmaDe an. Obwohl 
ein Ende der Zivilisation auch nicht auszuschließen ist, ist zu vermuten, daß bei einer 
weiteren Entwicklung ein "Sprung" in den turbulent-chaotischen Bereich möglich (und 
notwendig!) wird. Ich erinnere hier an die inhaltliche Bestimmung des turbulenten Chaos: 
Gemeint ist nicht das undurchdringliche Wirrwarr einander gleichgültiger Atome - sondern 
die freie Beweglichkeit innerhalb und die Maglichkeit zum Aufbau neuer geordneter 
Strukturen (Turbulenzwirbel). 

Jarsolav Langer scliätzte in Auswertung der Konzepte des Aufstandes von 1968 in der CSSR 
bereits ein, daß die Bandbreite der Macht wurde immer geringer wurde und jetzt die Zeit 
gekommen ist, in der sie verschwindet. Seine Beschreibungen der inneren Widersprilche des 
Organisationsprinzips Partei fand ich immer wieder bestittigt: Eine Partei ist an den 
gesellschaftlichen Machtkampf gebunden, kann dem Kampfprinzip kein anderes 
entgegenstellen. Daher kommt der objektive Zwang zur internen Machthierarchie .... 

Langer sah und organisierte 1968 als Ausweg die sogenannten "Klubs alternativer 
Nonkonformisten" mit den Prinzipien: face-to-face-groups, gemeinsamer Konsenskern, nur 
informelle Hierarchien. Hierin erkannte ich beim Lesen des Buches 1990 die ersten 
Analogien zu dem, was ich unter Selbstorganisation neuer progressiver Strukturen 
erwartete.. . . , 
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Sogar bei den JUSOS wird auf die Selbstorganisation Bezug genommen: "Es rnuß die 
praktische Veränderbarkeit der Verhältnisse erfahrbar gemacht werden. Dieses wird 
jetztlich nur in der Selbstorganisation der jeweils ~etroffenen erreicht" (ca. 1990) Definiert 
wird die Selbstorganisation hier als "Selbstbestimmung der Betroffenen über ihre 
gesellschaftlichen Angelegenheiten". 

Eher tragisch war die Geschichte der Selbstorganisations-Erfindung "Treuhand": 
"Jeder Staatsbürger der DDR erhält von der Holding-Gesellschaft eine 
Kapitalteilhaber-Urkunde, also einen Anteil am Volkseigentum.. . die Treuhandgesellschafr 
kümmert sich darum, daß das Eigentum zu gleichen Teilen verteilt wird. " (Artzt M. in 
einem Interview in der Jungen Welt am 20. Februar 1990, siehe auch Artzt u.a. in DZfPh 
1990) .... 

Kleinere Schritte, die vor allem für die überschaubaren gemeinschaftlichen Bereiche 
praktisch wichtig sind, sind die Zukunftswerkstätten (Jungk) als Diskussions- und 
Organisationsform. Hier findet Selbstorganisation statt Interessen"vertretung" statt. Deshalb 
ist das wichtigste Ergebnis von Zukunftswerkstätten oft gar nicht ein erreichtes Ziel oder ein 
erfolgreiches Projekt - sondern die Selbsterfahrungen und -entwicklungen der Beteiligten. 

Wichtige Schritte konkreter Selbstorganisation werden meiner Meinung nach auch in der 
Bewegung der Sozialen Selbsthilfe (RungeNilmar) realisiert. Seit Mitte der 80er Jahre sind 
hier ca. 600 000 Menschen in Ca. 40 000 Projekten der Lebens- und Arbeitswelt, der Kultur 
Gesundheit und im Bereich Benachteiligter aktiv. 

Mit Hinblick auf prinzipielle Alternativen arbeitet die Jugendumweltbewegung unter dem 
Motto: "Anders leben. anders arbeiten". Alternativbetriebe. Ökodörfer. Kommunen. 
Gemeinschaftswohnprojekte, verschiedene Vereine arbeiten in diesem Sinn. Modell für 
stabile Lebens- und Wirtschaftsformen sind die Kibbuzim (Vilmar). All diesen Projekten ist 
bis jetzt kein durchschlagender Erfolg beschieden. Das heißt eigentlich nur, daß sie sich 
ausreichend von den derzeit herrschenden Erfolgskritierien und -Ursachen (Macht, Profit, 
Ausbeutung von Menschen und Natur) distanzieren konnten. Unter anderen Kriterien 
betrachtet (Wohlfühlen, Ökologie ...) sieht die Bilanz sicher schon ganz anders aus. 

Wenn ich jetzt endlich mit einigen Begiffen wie Kommunen und Alternativbetrieben konkret 
geworden bin, kommt natürlich sofort die Gegenfrage: Willst Du denn zurück ins 
kleinräumige, handwerkliche, gemeinschaftlich-kuschelige Mittelalter? 

Abgesehen von dem menschlichen Bedürfnis nach erlebnishafter, also nicht zentralisierter 
~onal i tä t  (die als Argument für eine entsprechende Lebens- und ~ i r t s cha f t s~es t a l tun~  schon 
ausreichen müßte) gibt es auch andere Tendenzen, die sich dem Trend der Zentralisiemng 
bereits wieder entziehen: 

Eine dezentrale Energieversorgung auf solarer Basis ist technisch und ökonomisch 
effizienter, sicherer und ökologisch verträglicher als zentrale 
Kohle/ÖI/Atomenergieversorgung. 
Die Produktion tendiert zu Gruppenproduktion, Dezentralisierung, Flexibilisierung. Es 
ist nicht mehr nur die Massenproduktion wirtschaftlich effektiv. Es findet ein Wechsel 
vom tayloristischen Fordismus zum "lean productionU- Toyotismus statt (bei aller 
Kritik die ich daran habe...). 
Eine notwendige ökologisch und human angepaßte Allianz-Technologie ist prinzipiell 
nicht zentralistisch (Die Landwirtschaftsweisheiten in Indien sind z.B. nicht in 
Zentralinstituten vekvaltbar, sondern nur innerhalb der bäuerlichen Tradition zu 
erhalten und zu entwickeln). 
Auch die Entsorgung ist dezentral/regional effektiver . Eine Tendenz zu 
Regionalisierung der Wirtschaftskreisltiufe ist deshalb vorhanden! 
Die "Globalisiening" bedeutet auch ein Abkoppeln großer Gebiete von den 
"Errungenschaften" der kapitalistischen "Entwicklung". Das Versprechen auf die 
Kompensation der Zerstömngen durch die kapitalistische Wirtschaftsweise durch 
Wohlstand ist nicht mehr realisierbar. Dies eröffnet neue Chancen für Neu-Aufbrüche 
wie z.B. in der Kommune Nueva Esperanza in EI Salvador (Darliber wurde in der 
Zeitschrift "Graswurzelrevolution" vom Mai 1992 berichtet. Das Lesen dieser 
Zeitschrift ist übrigens laut Einstellungsfragebogen des Freistaates Thüringen 
bedenklich!). 

Viele der hier nur angedeuteten Tendenzen werden von der Medienwelt fast völlig 
verschwiegen. Nur wenige alternative Medien berichten darüber, in der Bibliothek für 
Zukunfisfra~en hat Robert Jungk selbst einen Sammelpunkt für solche hoffnungsvollen 
Nachrichten eingerichtet. Dieses Buch m r d e  überquellen, wenn ich nur das aufschriebe, was 
sich in meinem kleinen Archiv angesammelt hat. 

Obwohl man sich von der Geschichte als stetem Fortschritt verabschieden muß - kommt man 
ohne die Fortschrittsidee nicht aus - schreibt Isabelle Stengers (1991): 

"Wir können zwar nicht erwarten, aufNummer Sicher zu spielen. 
Aber wenn wir gar nicht spielen, wird das auch einen Unterschied machen. 

Wie Geschichte gemacht wird, hängt von den Menschen ab 
und wie sie sich organisieren. " 

7 von 9 



Annettes Philosophenstub Selbstorgsnisation in d Gesellschaft 

Literatur: 

np //www ihur de/phildassoges2 htrn 

Arizt, M., Gebhardf G., Schbnfelder, R., Wolf, J., Blüher, H., Lehmann, H., Zukunft durch Selbstorganisation. 
Erneuerung der DDR: Aus der Erstarrung verwalteter Objekte im Subjekhnonopolismus zur Selbstorganisation in 
SubjektpluraliUt (Thesen), Deutsche Zeitschrift für Philosophie 411990 
Beckenbach F., Diefenbacher, H. (Hrsg.), Entropie und Selbstorganisation. Perspektiven einer ökologischen 
Ökonomie, Marburg 1994 
Beck, U.. Von der Risiko- zur Mbglichkeitsgesellschaft. Das ungekürzte Gespräch mit Ulrich Beck, in: Tdepolis 
(unter http:llw.heise.deltp/) vom 14.1 ,1997 
Bühl, W.L., Die dunkle Seite der Soziologie, Soziale Welt 39(1988)1 
Capra, F., Wendezeit. Bausteine für ein neues Weltbild, München 1988 
Dürr, H.-P., Das Netz des Physikerq München Wien 1988 
Ebeling, W., Feistel, R.: Physik der Selbstorganisation und Evolution, Berlin 1986 
Fom, F., Vom Wettbewerb zur Kooperation - ein neuer Ansatz für die Welhvirtschaft. In: Dürr, Zimmerli (hrsg.), 
Geist und Natur. Über den Widerspruch zwischen naturwissenschaftlicher Erkenntnis und philosophischer 
W e l t e r f a h g  München Wien 1991 
Jelden, E., Datenbombe intemet - oder: Wer teilt die Dateniiuten?, in: Telepolis (unter http:llw.heise.deltp/) 
vom 23.1 .I 997 
Haken, H., Konkurrenzund Versklawng, Florian Rtitzer im GesprBch mit Hermann Haken, in: Tdepdiq im 
lntemet unter http:llw.heise.ddtpl vom 14.2.1997 
Harr H., Mensch und Wissenschaft, DZfPh 7/67 
Htim H.: Die Rolle statistischer Gesetze in den Gesellschattswissenschaften und ihre Bedeuiung für die Prognose, 
DZfF'h 3/68 
Htim Wessel (LW. Autorenkoll.), Philosophie und Naturwissenschaften, Berlin (DDR) 1988 
Hbm H., Selbstorganisation sozialer Systeme. Ein Verhaltensmodell zum Freiheitsgewi~ Münster 1993 
Jantsch, E., Selbstorganisation im Kosmos. München 1988 
Jungk, R., Projekt Ermutigung, Berlin 1988 
Kanitscheider, B., Chaos und Komplexitaf UNIVERSITAS 711991 
Land, R. Evolution und Entfremdung ..., INITIAL 611990 
Kreibich, R., Elemente eines neuen Fortschrittsmusteq Wissenschaft und Fomchritt 41(1991)3 
Lancifried, C., Politikorientierie Folgenforschung. Zur Übetragung der Chaostheorie auf die Sozialwissenschaften. 
Speyer 1993 
Langer, J., G r e m  der Herrschaft, Opladen 1988 
Luhmann, N., Soziale Systeme, Frankfuri a.M. 1984 
Mandel, E., Trotzkis Theorie Uber das VerMtnis von Selbstorganisation der Klasse und Vorhutpattei, in: utopie 
kreativ 311 990 
Müller, K., "Katastrophen", "Chaos" und "Selbstorganisation". Methodologie und sozialwissenschaNiche Heuristik 
der jüngeren Systemtheorie, in: Prokla. Zeitschrift für kritische Sozialwissenschafi 22(1992)3 
Prigigine, 1.. Stengen, I,, Dialog mit der Naiur, Frankfuri a. Main, Olten, Wien 1987 
Probst, G.J.B.: Selbstorganisation. Ordnungsprozesse in sozialen Systemen aus ganzheitlicher Sicht, Berlin, 
Hamburg 1987 
Rojas, R.: Chaos als neues naturwissenschaftliches Paradigma. Prokla. Zeitschrift für kritische Sozialwissenschaft. 
Heft 88.22. Jg. Nr. 3 
Runge, B., Vilmar, F., Die Bedeutung Sozialer Selbsthilfe für die neuen Bundeslwder, 1991 
Schlemm, A., DaD nichts bleibt, wie es ist ... - Philosophie der selbstorganisierten Enhvicklung- , Band 1: Kosmos 
und Leben, Münster 1996 
.... htrn aus: Schlemm, A.: Annettes Philosophenstübchen, im lntemet unter der URL: http:llw.thur.ddphilol (die 
zitierten Dateien, 2.B. asso.htm werden aufgerufen als: hetp:l~.thur.delphiIdasso.htrn) 
Stengen, 1.. Chaos existiert. Aber Chaos id  Mcht alles. Freitag, 23.7.1993, Nr. 35, S. 14 
Tainter, J.A., The collapse of Complex societies, Cambridge 1988 
Vilmar, F., Kommune aufbauen -vom Kibbuz lernen, in: CONTRASTE Februar 1991 

siehe auch: 

Selbstorganisation und Gesellschaft - Teil 1 

Zu den Folgeseiten: 
Die folgenden Seiten informieren über  die  Möglichkeiten d i r ek te r  De- 
mokratie i n  Deutschland. Dabei werden auch konkrete Praxishilfen 
f ü r  BürgerInnenentscheide gegeben. Solche Abstimmungen können Be- 
teiligungsmöglichkeiten stärken, aber  auch Populismus fördern, wenn 
die Fragestellungen und A r  umentationen verkürzt werden. Es ist 
nicht einfach. das  zu verhinJern, weil schon der Zwang zur  Reduzie- 
rung auf eine Ja-Nein-Frage eine Verkürzung erzwingt. Gerade des- 
ha lb  i s t  es nötig, BürgerInnenentscheide immer a l s  a l s  Kommunikati- 
onsweg zu sehen, d.h. nicht nur  die  Machtfrage, sondern auch den Pro- 
zeß dorthin und von dor t  weg a l s  Chance zu sehen. 
Besonders interessant dürf ten BürgerInnenentscheide sein, die  zum 
Ziel haben, selbst wiederum neue Beteiligungswege zu schaffen und zu 
verankern. Dann kann d i r ek te  Demokratie e in  Mittel sein, Emanzipa- 
t ion voranzubringen. Daran aber  fehlt es zur Zeit noch. 



Lexikon der 
direkten Dem( 

Volksgesetzgebung: Die Volksgesetzge- 
bung ist das Herz der direkten Demokra- 
tie. Hier entscheiden nicht nur die Burge- 
~ l n n e n  in einem (*) Volksentscheid über 

eine Sachfrage, sondem sie reichen einen 
Vorschlag „von unten" per (+) Volksin- 
itiative und (+) Volksbegehren ein. Damit 
steht die Volksgesetzgebung irn Gegen- 
satz zum (*) Webiszit, bei dem den Bür- 
gerlnnen ,,von oben" ein Vorschlag zur 
Abstimmung gestellt wird. 

Volksinitiative: Die Volksinitiative kann 

die erste Stufe der Volksgesetzgebung bil- 
den. Sie bietet den Bürge rhen  die Mög- 
lichkeit, deii Landtag mit einem hestimm- 
ten Thema zu befassen. Mit vergleichs- 
weise wenigen Unterschriften - auf Bun- 
desebene schlägt Mehr Demokratie 
100.000 vor - können so ausder Mitte.der 
Bürgerschaft Vorschlage an das Parla- 
ment gemacht werden. Das Parlament 
inug abschließen darüber entscheiden. 
Lehnt es die Volksinitiati\~e ab, können 

die Antragsteller ein (+) Volkshegehren 
einleiten. Die meisten Bundesländer ken- 
nen keine Volksinitiative, sondem steigen 
direkt mit dem Volksbegehren in das Ver- 

fahren ein 

Volksbegehren: lm Volksbegehren hekun- 
deii die Burger1.imen den Willen, daß ein 
bestimniter Sachverhalt dem Volk zur Ab- 
stimmung vorlegt werden SOU. Das Volks- 
begehren ist erfolgreich, wenn eine be- 
stimmte Anzahl von Walilberechtigten es 

. unterstützt (+ Zulassungsquorum). Für 
die Bundesebene schlägt Mehr Demokra- 
tie 1 bis 2 Millionen Unterschriften vor. 

Volksentscheid: Nach einem erfolprei- 
chem Volksbegehren kommt es un Volks- 
entscheid zur endgultigen Abstimmung 

über einen Sachverhalt. Ausnahme: Das 
Parlament nimmt das Volksbegehren an. 
In der Regel kann das  Parlament aber 
auch einen eigenen Alternativvorschlag 
mit zur Abstimmung vorlegen, die soge- 
nannte (4) Konkurrenzvorlage. Bei 
Volksentscheiden sollte das Prinzip 
,,Mehrheit entscheidet' gelten Leider se- 
hen jedoch viele Bundeslander em unde- 
mokratisches (*) Zustimmungsquorum 
\ or Zu Volksentscheiden kann es aber 

auch ui Form des (*) Referendums oder 
des (-.J Plebiszits kommen 

Konkurrenzvorlage: Oftmals kann das 

Parlament den Burgerinnen im Verfahren 
der Volksgesetzgebung einen eigenen 
Vorschlag init zum (4) Volkseiitscheid 
vorlegen Die Bürgerinnen haben dann 
mehr AuswfaN, sie können entweder dem 
Volksbebgehren oder der Konkurrei-iz\~or- 
lage zustiinmen oder beides ablehnen. 

Das Kompromißpotential der direkten 
Demokratie ist so größer. 

Fakultatives Referendum: Mit dem fakul- 
tativen Referendum kann das Volk nach 
einem eiitsprecli,enden Begehre? über ei- 
nen von1 Parlament bereits gefaßten Be- 
schluij endgültig entsclieiden. ln der 
Schweiz koinmt es auf Bundesebene zu 
einer solclien Nachentscheidung durcli 
das Volk, werm 50.WO BürgerInnen dies 
fordern. 

Obligatorisches Referendum: Das obliga- 

torische Referendum schreibt Volksent- 
scheide in bestimmten Fragen zwingend 
vor. In vielen demokratischen Staaten 
muß jede Verfassungsändemg dem Volk 
vorgelegt werden. Ebenso in einigen Bun- 
desländern. Mehr Demokratie fordert 
auch für die Bundesebene ein obligatori- 
sches Verfassungsreferendum. 
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irhält. Dadurch köruien 
hläge scheitern, die in 
iie Mehrheit der abge- 
ialten, wegen zu gerin- 
;beteiligung aber das 
)rum nicht erreichen. 
squorum bewirkt de 
hlentlialtung als Nein- 

wird. In der Schweiz 
g bei \lolksentscheiden 
oe es dort ein Zustim- 
Iren die meisten der bis 
n Volksentscheide ge- 
ndesländer sehen ein 
u m  vor. Mehr Demo- 
ibschaifung dieser un- 

ausel. 

iszit ist ein (*) Volks- 

on oben" eingeleitet 
Iich ist - 2.B. in Frank- 
in die Politiker häufig 
taktischen Zwecken. 
auch in Diktaturen - 

tzung des  geheimen, 
ien Wahlrechts - als 
ingesetzt. 

lie (*) Volksbegehren, 
ler Ehene: Stadte, Ge- 
Se. 

Ge (+) Volkcentscheid, 
ler Ebene: Städte, Ge- 
se. B 



Neun gute* 
Gründe für den 
Volksentscheid 
Der Volksentscheid bietet die Chance zur Modemisierung der Demokra- 

tie. Wenn die Bürger auch mischen den Wahlen abstimmen können, 

lassen sich die Mißstände der ,,Zuschauerdemokratie6' zu beheben. Die 

wichtigsten Argumente für das Recht auf Volksentscheid. 

I. Der „Blankoscheck" Wahl 
reicht nicht aus! 
Von uns Bürgerinnen und Bürgern geht 

alle Staatsgewalt aus. Aber nur einmal in- 

nerhalb von vier Jahren. Dann geben wir 

unsere Cf mmen unddamit unsere Souve- 

ränitat ab. Mit dem Recht auf Volksab- 

stimmuiif kömien wir Fehlentscheidun- 

gen auch innerhalb der Legislaturperiode 

korrigieren. Miir mussen uns nicht dein 

\%'illen der Politikeriniien und Politiker 

Durch das Recht auf Volksentscheid wer- 

den die Menschen ernster genommen 
und beteiligen sich stärker an der Politik. 

Dadurch werden die Problemlösungsfa- 

hgkeit der Menschen und ihr Versiandnis 

fur die Politik gefördert. 

4. Neue ldeen werden öffentlich 
diskutiert und beleben die Politik! 
\:olksbegehren und \'olksentscheid sind 

ein \:vliikel, iiiit dem neue Ideen in die 

des BUI 

rischen 

dort ht 

sen gei 

rein re 
hbrt ve 

mokrai 

tiert zu 

Mit de 

ger ziir 

aussetzen, von denen einige sclion aiii Cesellssliait getragen werdeii koniieii. werdei 
Malilsoniitap ihre Versprechen vergessen Eingefahrene Strukturen werden aufge- gibt es c 

haben. lockert. Das macht SpaR und ist unge- riesiges 

mein belebend. In Bayeni gcla i i~  es einer ldeen i. 
2. Die direkte Demokratie wirkt der anfniigs kleinen Zahl von Leuten, den reichtui 

Politikverdrossenheit entgegen! Bijrgerentscheid (direkte Demokratie in sie oft r 

,,Die: da oben machen doch, was sie 14x11- Konimunen) einzufuhren. insgesamt hat teien I, 

It=ii " Eine Aussage, der nian ininier wie- das drei Jahre gedauert Die Ei ihhning dungsri 

der besepiet. Die Ohnmacht der Burge- 
~ - 

rinnen und Burger, die kauni Eiiifluß auf 5. Politi 
die Crstaltung der Politik nelinien kön- 

nen, fiihrt zu einer Politikverdrosseiiheit, 

die sich z.B. in den sinkenden Wahlhetei- 
liguiigeii niederschlagt. 

Dagegen zeigt eine Uinfrage der For- 

schuiigsgmppe Wahlen (IPOS) von 1995, 
daß über 70% der Bevölkerung den bun- 

desweiten Volksentscheid wollen. Die 

Unterstützuiig geht quer durch alle Par- 

teicn, dann der Volksentscheid hat keine 

politische Farbe. Er ist ein Instrument, das 

h4erisclieii dazu ermutigt, sich zu enga- 
gieren. Die Bürgerinnen und Bürger iden- 
tifizieren sich wieder mit der Politik, 

wenn sie ehvas bewegen können. 

3. Die Menschen werden an Problem- 
Iösungen beteiligt' 
Alle politischen Entscheidungen betreffen 
die hlenscheii. Insofern ist es selbstver- 

standlich, daß den Betroffenen die Chan- 
ce gegeben wird, sich an Lösung und Dis- ,,DER BÜRGER WIRD KÖNIG". EINE SYMBOL1 

zu bess 
Dadurc 

Iichkeii 

stellen, 

losen. I (  
werb U 

k a m  sic 

tion au 

fragt W 

stungs-, 
Wettbe] 
Sen hlu  

für die 

scheide] 

6. Resig 
wird d e ~  
Viele M 
ren gegc 

Fehlt ihi 
kra tiscli 

heides ist auf parlamenta- 

ast  50 Jahre lang an den 

len h4ehrheitsverhältnis- 

h e u e  Ideen, die in der 

tiven Demokratie unge- 

laben in der direkten De- 

idest die Chance, disku- 

In Demokratie kann die 
er Burgcrinrien und Hiir- 

der Gesellschaft genutzt 

in der Bundcsrepublik 
1 Giirgeruiihativen, die ein 

)ir an \2'isben und iieuen 

loch trotz ihres Einfalli- 

irer Kompetenz kommen 

i Zuge, weil niir die Par- 

zhe politische Entsihei- 

itzen. 

ettbewerb führt 
ebnissen! 
lehr I\lenschen die Mög- 

rnen, ihre Ideen vorzu- 

ie Chancen, Probleme zu 

Zn zueinander in Wettbe- 

ien sich gegenseitig be- 

diesen Ideenwettbewerb 

nd auf seiner Machtposi- 

Deim alles kann hinter- 

:. B. Subventions-, Ru- 
s- oder Sozialpolitik. Der 

d zu besseren Ergebnis- 
cli die Menschen jcweils 

Sicht besten Ideen ent- 

nd politischer Gewalt 
entzogen! 
resignieren oder begeh- 
:he Entscheidungen auf. 

vltiglicl-ikeit eiiies demo- 
stes, kann die Resigna- 
Gewalt tiinschlagen. Die 



Ereignisse rund um die Castor-Tra 
te zeigen deutlich, daß sich die ' 

Meinungen zur direkten Demokratie 
rinnen ~ m d  Bürger nidit mehr nur I 

ruhigenden Worten abspeisen 1 

„lch bin für mehr'plebiszitäre Elemente, C..) sondern Ihreinteressen berücksich 

Volksbegehren und Volksbefragungen für- hen wollen. Eine Entscheidung der 

hen zu einer breiten, oft zugespitzten, aber kerung hat mehr Akzeptanz als di 

doch auch auklärend wirkenden Diskussi- Regierung oder eines Parlaments. 

on. Je informierter der Bürger ist, desto we- . Probleme ausgeräumt werden, n 

niger wendet er sich ab.'' sie mit allen Betroffenen diskutie 

Richard von Weizsäcker. ehemaliger Bun- dürfen nicht verschwiegen oder V 

despräsident litikerinnen und Politikern im Alle 
,,gelöst" werden. 

,Die Einführung des Volksentscheids ist 7. Die Akzeptanz politischer 

weder ein Allheilmittel noch risikolos, son- Entscheidungen wird erhöht! 

dern ein Schritt politischen Erwachsenwer- Bei wichtigen politischen Entscheic 

dens und die Chance eines demokratischen wollen die Menschen mitbestimr 

Lernprozesses. " jüngster Zeit haben das die T 

Aus dem Aufruf von M Gesellschafts- und ,,Eure" und ,,Rentenretorm" g 
Ohne Volksentscheid ist die Gefa 

schauerdemokratie". Uer, daU politische Magnahmen t 
tiert werden. Mit Volksentscheid 
gen fallt es den Menschen I <  
Verändeningen zu akzepheren, dr 
Chance hatten, gehört zu werden. 

gibt viele Themen. bei denen ich den Bür- 

gern mindestens genausoviel Verstand zu- 8. Für eine verantwortungsvolle I 

traue wie den Abgeordneten und den Mi- Das Schicksal der kommenden Gei 

nisterialbeamten. " nen wird schon heute entschieden 

Roman Herzog, Bundespräsident ser Zeit werden die Weichen bis 
das nachste Jahrtausend hinein 1 
Rentenpolitik, Atomenergie, 4tü11 

„Eine der zentralen Fragen der neunziger Lutt- und Was?ersdiutz, Gentech 

lahre wird seih, wie die Bürger auf verschie- und Euro werden auch unsere 

denen Ebenen stärker an der Politik betei- und Enkel beschaftigen. Weitrei 

ligt werden konnen. " und haufig nicht mehr ruckgär 

Rita Süssmuth. Präsidentin des Deutschen machende Entscheidungen braucl 

Bundestages. rade weil niemand ihre Folgen gtir 
hersagen kam,  eine breite Legitin 
basis. Keine Regierung und keir 

,,Es kann weniger befohlen werden und ment kann hierfür allein die Ven 

muß mehr überzeugt werden. Dass ist ein tung übernehmen - es bedart einc 

Wesenselement direktdemokratischer Poli- Entscheidungen des Souveräns, i 

tik. " gerinnen und Bürger. 
Andreas Gross, Leiter des Instituts für Di- 

rekte Demokratie, Zürich. 9. Demokratie mub sich weiter- 

entwickeln! 

Die Gesellschaft befindet sich ir 
ständigen Fluß von Verandening 
leben heute anders als vor vieri 
füntzig Jahren. Die Menschen v 
über mehr Bildung und nehmer 
schaftliche Probleme stärker wah 
müssen sich auch die demokr; 
Formen weiterentwickeln. 
Die Demokratie hat zwei Stan 
Wahlen und Abstimmungen. 5, 
vierzig Jahreq huptt unsere Den 
auf einen Bein herum. Das mud 
dern, damit wir sicl-ier lind yeresn 
Zukunft gehen können. 
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MERKBLATT ZUR DURCHFÜHRUNG VON BÜRGERENTSCHEIDEN IN HESSEN 

Weiiii i i i  dieseiii Merkblatt von "Geiiieinden" (bz\\ "Geineiiidevertretu~ig~~. "<;eineindevor- 
stand') gesproclieii \\ird. so siiid daiiiit aucli iiiiiiirr Stadte (Stadtverordiieteiiversaiiiiiiluiig. 
Magistrat) genieint 

0. Rechtsgrundlage  

Die Rechtsgntndlage zur Durchfihrung von Bürgerbegehren und Bürgerentscheiden in 
Hesseii ist die Gemeindeordnung (HGO), hier insbesondere der tj 8 b  H G 0  sowie die $ 5  54- 
57 Kommunalwahlgesetz (KWG). Bürgerbegehren auf Landkreisebene @.B. Müllentsorgung) 
sind derzeit tticht möglich. 

Der entscheidende Text, den Sie sich unbedingt ansehen müssen, ist der tj 8 b H G 0  

(Hessische Gemeindeordnung, er befindet sich im ANHANG). 

Bürgerbegehren auf Landkreisebene sind in Hessen rechtlich nicht möglich. 

1. Vorüberlegungen 

Bevor Sie ein Bürgerbegehren starten. sollten Sie sich über folgende Fragen klar werden: 
Zu welcher Frage soll der Bürgerentscheid durchgefihrt werden? Die Frage muß klar und 
eindeutig formuliert sein 
Liegt die zu entscheidende Frage in der Kompetenz der Gemeinde (Siehe INDEX)? Kann 
darüber ein Bürgerentscheid stattfinden? Wie bekomme ich Informationen darüber? 
Welche Menschen, Gruppen, Vereine und Parteien könnten das Bürgerbegehren unter- 
stützen. und z.B. Unterschriften sammeln? 

2. T h e m e n  für  Bürgerbegehren  s o w i e  unzuläss ige  T h e m e n  

Es können Bürgerbegehren zu allen Fragen durchgefihrt werden, die die Gemeinde in eigener 
Verantwortung im Rahmen der Gesetze selbst bestunmen kann. Grundsätzlich ist davon 
auszugehen, daß ein Anliegen, das die Unterstützuing von 10 Prozent aller Wahlberechtigten 
besitzt, ein "wichtiges Anliegen" ist. - - 
Ausgeschlossen sind alle Angelegenheiten, die in die Zuständigkeit'von Europäischer Union, 
Bund, Land oder Landkreis fallen. Jedoch sind Stellungnahmen der Gemeinde z. B zu 
Planfeststelliings- oder Raumordnungsverfahren oder di; Entscheidung über den Verkauf 
eines genieindeeigenen Grundstückes für ein betreffendes Projekt dem Bürgerentscheid 

Ausgeschlossen vom Bürgerentscheid sind ( 5  Sb Abs 2 HCiO): 

1 .  Weisungsaufgaben und Angelegenheiten, die dem Gemeindevorstand (Magistrat) 
oder dem Bürgermeister (Oberbürgermeister) obliegen, also staatliche Verwaltungs- 
aufgaben. die vom Bund oder vom Land Hesseii den Gemeinden zur Erledigung übertragen 
\\urden Angelrgrnlieilen des Burgeniieisters sind et\va laufende Aiigelegenheiten, die für 
die Genieiiide keine gniiidsätzliche Bedeiitiiiig haben sollten und keine erheblichen 

Verpflichtungen erwarten lassen, also eher Fragen der Verwaitungsroutine Dies ist je nach 
Gemeindegröße unterschiedlich und manchmal nicht ganz eindeutig. 

2 Fragen der inneren Organisation der Gemeindever~valtung. z.B Dietistan\veisuiisen. 
Gescliatisordiiuiigen oder \~en\altuiigsiiitenie Ablaufe Dazu gehort nicht die Frage. ob eiii 
Beigeordneter bzw Stadtrat in Zukunft ehren- oder hauptamtlich arbeiten soll. (Voraus- 
setzung ist jedoch, daß dies in der Hauptsatzung der Gemeinde geregelt ist. ein Bürger- 
entscheid in Rredsladl. Kreis Groß-Gerau. hatte denn aucli die Änderung der Hauptsatzuiig 
zum Gegenstand). 

Vorsicht: Gerade diese Frage ist noch nicht höchstricherlich geklärt - die Gemeindevertretung 
könnte das Begehren f i r  unzulässig erachten!! In der Praxis wurde jedoch in drei Fällen 
(Riediladl, Nrddaial, Marburg) das Begehren f ir  zulässig erklärt und es kam zum 
Bürgerentscheid. 

3. Rechtsverhältnisse der  Gemeindevertreter, der  Mitglieder des Gemeindevorstands 
und der sonstigen Gemeindebediensteten, z.B. Entschädigungsregelungen. 

4. Die Haushaltssatzung (einschlieDlich der  Wirtschaftspläne der  Eigenbetriebe), die 
Gemeindeabgaben und die Tarife der  Versorgungs- und Verkehrsbetriebe der  Ge 
meinde, z.B. Hebesätze der Gemeindesteuern (meist in der Haushaltssatzung) 

WICHTIG !! 
Bürgerentsclieide über konkrete Projekte, die Kosten verursachen und damit den Haushalt 
betreffen - z.B. Kindergarten-Neubau - sind möglich. Diese müssen dann durch Gemeindever- 
tretungsbeschluß im Haushaltsplan finanziell umgesetzt werden. Einzelne Haushaitsstellen 
sind z.B. über den Finanzierungsvorschlag zugänglich. 

5. Die Feststellung der Jahresrechnung der  Gemeinde und der Jahresabschlüsse der  
Eigenbetriebe. 

6. Entscheidungen im Rechtsmittelverfahren , z.B Klagen, Berufungen, Beschwerden 

7. Anträge, die ein gesetzwidriges Ziel verfolgen. 

8. Weiterhin sind unzulässig: Bürgerbegehren mit dem Inhalt, daD die Gemeindevertre- 
tung etwas beschlieDen soll. (Z.B.: "Srnd Sie da*, daß die Gemeindeverlrelung 
beschließ/. ern neues Rathaus um Gerberplalz =U bauen? "). Der Bürgerentscheid ersetzt 
immer einen Beschluß der Gemeindevertretung, die Bürger entscheiden immer selbst. 
(Richtig wäre "Srnd Sie dafir, daß atn Gerberplair ein neues Rathaus gebaut wird? "). 

9. Angelegenheiten, über die innerhalb der letzten drei Jahre bereits ein Bürger- 
..-4"..h..:A "4..44$..-.4 

- über alle Themen möglich, über die die Geiiieindevertretung entscheidet. Bürgerentscheide 

ersetzen Beschlüsse des Parlaments. sind gleichrangig mit diesen, und sind rechtsverbindlich. 

TIP: Ein Inilizeitiges. klärendes Gesprach niit der Gemeindevenvaltung kann manchmal 

I .iclit ins Zulässigkeits-Duiikel briiigeti' 
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3. BaurnaRnahrnen, Baulei tplanunq 
3.1. Laufende Baumaßnahmen 

Bei laufende11 Maßnaliinrn (z.R. Bauverträge siiid schoii geschlossen) sollte iiiaii iiiit der 
Fragestelluiig vorsiclitig seiii. 
Empfehlens\vert sind Foniiuliemneen wie: "S rnd  S ie  dafi ir.  daß d e r  Bau d e r  S tad tha l le  0111 

M a r k t p l a i z  gestoppf  11, i rd l i n d  daß d i e  S t a d t v e r i i ~ a l t i r r ~ g  m i t  a l l e n  rech t l i ch  z i r läss igen M r t t e l n  

e ine .. l~~Jl~ebiing d e r  Barrver i räge betre ibt? " 

3.2. Baulei t~lanung 
Die Zulässigkeit von Bürgerbegehren zu Entscheidungen mit Ah ivä f lngscharak te r  im 
Rahmen de;~auleit~laiiung(~lächennutzungs~läne und ~ e b a u u n ~ s ~ l ä n e )  ist problematisch 
wegen des Abwägungsgebotes zwischen öffentlichem - z.B. S-Bahn-Trasse - und privatem 
Interessen - z.B. Gmndstückseigentümer -, zumal auch Fachaufsichtsbehörden und andere 
mitreden. 
Jedoch können über alle anderen Verfahrensschritte in der Bauleitplanung 
Bürgerentscheide stattfinden: 

a) In einem bestimmten Gebiet soll ein Bauleitplan aufgestellt werden. um ein 
bestimmtes Ziel zu erreichen 

Z.B. Bürgerentseheid in Kronberg, Hochtaunuskreis, am 5.3.1995: 
,. , Sind .Sir dufür. duß.für du.s (irbrer, dos i.on der 1:rredrrchsrrußr. der Oherhiiclrsrödrer .Srruße', der Ludn~ig- 
Suurr-,Srraße lind dr i i  vorlrurirlrnr~n ßehuuun~p lün rn  .Vr 310 irnd IOJ rm Hrrrich der Schrller.srruße hegrrnzr 
n.ird, ein qitol~fizrerier Heh<iirung.splon oiifgesesrellr wrrrl niir den? liihuli. dra i.orhunderir Hehuirrri7g hinsrchrlich 
.4rr undMuJ dvr hishcr iii <lre.senr ( ichirr iorhundrnen Nirr;uit,e, </erei~ Hurrneisr un<ld~,r uh.coli,r i;herhurth<iren 
( i n ~ n d r r r ; i ~ k ~ / l ü c l ~ e e f e e v ~ ~ r ~ ~ ~ ~ I i r ~ ~ ~ h e r  und den w r r r ~  ollen Hurrrrihrciuiid zir erhulren (. )" " 

b) Ein bestehender Flächennutzungs- oder Bebauungsplan soll geändert werden 
Z.B. Bürgerentscheid in Alheim, Kreis Hersfeld-Rotenburg am I 1.9.1994: 
"/)er Hehuuungsplun Nr. 12 "Hui,gehirr Hui.cchn~ie.se" rni Orr~rcr l  Heriiehurh  oll duhingehend gcjünderr wer- 
Jen. duß ein Teil der ui<.sgenirrenen (ien.erheflijchen n,re /r>Igi uu.spewir.srn irrrden soll: (;cw.~rhegehier. 
Zulus.sig sind uuf den 7i3ilflÜchen C..)'' " 

C) Ein von der Gemeindevertretung eingeleitetes Verfahren zur Aufstellung oder 
Änderung eines Bauleitplanes wird gestoppt 

Z.B. Bürgerentscheid in Sulzbach, Main-Taunus-Kreis, am 24.4.1994: 
.. . 
.>rnd Src dqfür. duß der Hrs<hluß d r r  (iemondei~errreiitng Swlzhuch iwin 16.12.IYY3, einen Hehouung.sp1an 

.ci;dlrch der HuhnsrruJie in den Ausniußen des noch gülrrgrn 1~~1ülucl1rnnrrrrirng.sp1un.r uufiusrcllrn. u i~ f~e l iuhen  
wrrd ( . . . )V ' '  

d) Der Planentwurf eines zur Zeit im Aufstellungsverfahren befindlichen 
Bauleitplanes soll geändert werden 

Z.B. Bürgerentscheid in Berchtesgaden. Bayern am 21.4.1996: 
"1:'rhulriing </es Alrlchkiirgorrr~n driri.h Hückriuhme des Hehuirun,e.vpluiir~i~~n~urfs i:r~ni I -. 7. IYYI iii7d die A i i l \ ~ l -  
1un.e vinr.v r7euen I I I~ IH i l i -  ~ i i d ~ ~ ~ z ~ u l ~ ~ e r l r i ~ g l ~ ~ ~ h e l i  Hehuirrrny>-rIui7.~ nirr /olgrn<kii Muj I~uhrr i  
I />ir, vorlrun</ene (;n~;r!//uchr~. <Irr, iFrru.rsr, un<l</ir, hrsrorischeii Kr / / r r ,qe~Olhr  a i i d  neirr~vrgrhc~n~I r i i  rrhulreri. 

2. Ilre (iehüudr.hr>hcu uller Huuren dilrfen "l~rdue.sclroU n1u.s Ohervrsr~linß nlrrr ,ii,~o*h,iuirc 

I 
e) Der Planentwurf eines zur Zeit im Aufstellungsverfahren befindlichen 

Bauleitplanes wird öffentlich ausgelegt 
Z.B. Bürgerentscheid in Egelsbach, Landkreis Offenbacli. am 1 112.1994: 
'.Y<i/I r,,i,yi,qrltr </eoi HCCLIJIII/{ ( ; ~~ I~C I I I < /L ' I .C~ I~L~ I I , I I ~  1<01,1 - Y .  1994 g<l,ii<qi $ .i .4h$ ? (/(,I  H < I I , ~ ~ L ~ C I ~ I ~ I I < I ~ ~ ~ V  ~ I t o  
\o/cgrr,g~, o / / r t~ l l~c  /?C, 4 1 ~ . ~ l ~ ~ , c u i i , ~  ~lc,.v H ~ ~ h ~ t i ~ ! ~ r i ~ c . ~ , ~ l o ~ ~ c ! ~ n ~  i,r/< .l'r 29 ' / ,V, Hrr;lil" I,,>~C',,>#,JI,,?~,,,I V ~, r< l r~ i  ( I '" 

i) Zur  Sicherung des Aufstellungsverfahrens einer Bauleitplanung wird eine 
Veränderungssperre erlassen 

E) Zusrninien mit dem Bauleitplan \\ird ein Gr~inordnungsplan aufgestellt. 
I \iiinciLiiiig rii deii Bsi\p~eleii Dtc Kepcl i in~ dsi Iiesris~licti Geiiiciiideoidiiii~ig e i i t rp~ iclit in diesciri Punli dsi 
bayerisihrn Getrie~ndcordnung) 

3.3. Baugenehmigungen (s. auch Bauleitplanung) 
Soll ein Bauvorhaben ( : .B Bavschuu-Aufbereirungsanlage iti . . l lshach-Hährtlein, K r e i s  Berg-  

straße) zugelassen werden, das nicht im Geltungsbereich eines qualifizierten 
Bebauungsplanes liegt (Bauvorhaben im sogenannten Innen- bzw. Auknbereich), so muß die 
Gemeinde ihre Zustimmung geben. Erteilung oder Versagung des gemeindlichen 
Einvernehmens gegenüber der Genehmigungsbehörde (in der Regel das Landratsamt) kann 
Gegenstand eines Bürgerbegehrens sein (AndereAnsicht VG Bayeuth,Urteil vom 7.3.1996, 
nicht rechtskräftig, Az: B 2 K 96.3 I), insbesondere. wenn die Hauptsatzung diese 
Entscheidung nicht an den Gemeindevorstand / Bürgermeister übertragen hat. 
Daher ist es sehr wichtig, ein Bürgerbegehren, mit dem eine Venveigemng des gemeindlichen 
Einvernehmens ausgesprochen werden soll. mit dem Beschluß zu verbinden, daß für das 
betreffende Gebiet ein Bebauungsplan aufgestellt, das Baugesuch zurückgestellt oder eine 
Verändemngssperre erlassen wird. Die Verändemngssperre muß dabei bereits als 
Satzungstest formuliert sein. 

Nachdem Ihr  Thema feststeht, geht es nun daran, eine korrekte Unterschriftenliste zu 

erstellen, mit denen die notwendigen Unterschriften gesammelt werden. 

4. Gesta l tung  d e r  Unterschriftenliste (ÄuRerst wichtig!!) 

Dieser Punkt führte in der Vergangenheit dazu, daß wegen kleiner formaler Fehler oftmals das 
ganze Bürgerbegehren f i r  unzulässig erklärt wurde, die Unterschrifiensammlung umsonst war 
und erheblicher Unmut und Enttäuschung sich verbreitete!! Ofi half auch eine Klage nicht 
weiter. Daher sollten Sie vor dem Druck und vor der Verteilung der Unterschrifienlisten die 
folgenden Punkte aufmerksam durchlesen und ihre Unterschrifienliste ggf. von der 
Verwaltung oder von jemandem mit Erfahrung/juristischen Kenntnissen prüfen lassen. (Die 
Zeit für die Vorbereitung ist zwar knapp, lohnt sich jedoch!) 

Die Unterschri fienliste für das Bürgerbegehren muO bestimmte formale Bedingungen 
erfiillen (1 8 b Abs. 3 HGO, Urteil des Hessischen Verwaltungsgerichtshofes vom 
1810.1994, Az. 6 TG 2702 194). Ansonsten kann sie von Ihnen fiei gestaltet werden. 
Ein Muster einer Unterschriftenliste finden Sie im Anhang! 

1. Das Bürgerbegehren muß schriftlich beim Gemeindevorstand I Magistrat eingereicht 
werden. 

3. Eine niit J a  oder Nein zu beantwortende Fragestellung 
Diese Frage ist in der Regel der Abstiiiimungstext beim Bürgerentscheid! 
Die Frage sollte positiv formuliert werden. d.h wer fur das Begehren ist. sollte mit .la 
stimiiieii koiineii. Beispiele tbr Fragestellungen 

"Sr i id  Src cio$ir, d a p  c ~ ~ f d e r r r  G~ ,b r t * i  .Y e1r7 K r r i d e r g u ~ ~ i ~ r r  ge l~u r r i  11.1rd~ ' '  
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"Sind Sie dafiir. daß in den Straßen a bis r eine Fußgängerzone eingejiihrt ivird? " 
"Befü171'orten Sie es. daß der Beschlirß Stad~erordnetenvei~sanlrnlung votn 92.96, am 
.!Iitsrt.,plati eiiip Stadthalle Z I I  barrei7. ai~&ehohrti 1i.11-d? " 

Die Fragestellung niuß nicht unbedingt als ein Satz in Frageform formuliert werden. 
Bei Vorschlägen. die aus mehreren Punkten bestehen. ist eine zusammenfassende Frage 
möglich: 

"Soll das naclifolgend beschriebene Cerkehrskoiizept von der Gemeinde .y irnigesetzt 
werden? 

I .  Die Stadt x baut Radii~ege in ... 
2. Die Stadt x erstellt einen Plan ... " 

"Stimnien Sie folgendem Antrag zir? 
I .  Der Bebauirngsplan .V wird.  .. 
2. Zur Sichertrng der Planung ivirdfolgende Verönderungssperre erlassen: I . .  
3. Das Grundstiick z ivird nicl71 verkaufi. " 

Falls Sie Hilfestellung brauchen, hilft lhnen der Verein "Mehr Demokratie e.V. weiter! 

3. Begründung des Bürgerbegehrens 
Eine zumindest knappe Begrundung mufl enthalten sein. Deren Form und Inhalt kann frei 
gewählt werden. 

4. Kostendeckungsvorschliig 
Die Unterschriftenliste muß. sofern sie Kosten verursacht. einen "nach den gesetzlichen Be- 
stiniitlirngen durclifülirbaren " Finanzierungsvorschlag enthalten. Zumindest überschlägig soll- 
ten die Höhe der Kosten (vor allem der Investitionskosten) sowie Vorschläge zur Deckung 
der Kosten angegeben werden. Dies sind 2.6. Veräußerung von Vermögen, Kreditauhahmen, 
Verzicht auf andere Ausgaben, Steuererhöhungen oder Umschichtungen im Haushalt. 
Allerdings sollten keine allzu hohen Anforderungen an einen solchen Vorschlag gestellt 
werden (Hessische Gemeindeordnung - Kommentar von Gerhard Schneider und Wilheltli 
Jordan, mit Verweis auf ein Urteil des VGH Baden-Württemberg vom 25.10.1976) 

TIP: Nicht nur aus formalen Gründen ist ein Finanzierungsvorschlag simvoll: 

Er steigert auch Ihre Vertrauenswürdigkeit und Seriösität! 

5. Mindestens eine und bis zu drei Vertrauenspersonen des Bürgerbegehrens mit 
Namen und Adresse. 

Vereine oder andere juristische Personen gelten nichl als Vertrauenspersonen. Diese 'offiziel- 
len Vertreter/-innen" können Stellungnahmen der Gemeinde entgegennehmen oder eigene - .. 

ciiier uer venrerer ausraut. trsatz zu haben), so sind diese als "Stellvertreter/-innen der 
Vertrauenspersonen" zu bezeichnen. 

Iinterschriftenteil (s. auch Muster-I'nterschriftenliste im Anhang) 

Dieser Teil sollte am Ende des gesamten Textes stehen, da so eindeutig alle Teile des Begeh- 
rens (Beg~ndung.  ...) mitunterzeichnet werden. 
Die esaiiimelten Unterschriften werde11 von der Ven\alluiig später auf Ihre Gültigkeit hin 
überpriiifi. Deshalb iiiussen die Uiiterzeicl~iieiide~~ eiiidcuiig ideiitifizierbar seiii. diese musseii 
zum Zeitpunkt der Unterschrift wahlberechtigt in der Gemeinde sein. Folgende Spalten sollten 
angelegt werdeii: 

P- 

PLZ. On Datum der Unter- Bcmcrlun 

datuin ( e ~ t l  schon Unterschrift schnii gCn 

eindrucken') Bchordc 

TIP: Nehmen Sie, bevor Sie mit der Sammlung der Unterschriften beginnen. mit Ihrer 
Gemeindevenvaltung oder dem Landratsamt Kontakt auf Legen Sie Ihre Liste vor 
und fragen Sie, ob es Änderungsvorschläge gibt. Mancher Fehler kann damit 

vemiieden werden. Ein Anspruch auf Beratung besteht allerdings nicht. 

WICHTIG! Auf Unterschriftenliste muß der gesamte Text des Bürgerbegehrens 

mit allen Bestandteilen (Begründung, ...) abgedruckt sein. Denn dieser wird 

als Ganzes unterschrieben. Bei zweiseitigen Listen verweisen Sie bitte auf die 

Vorderseite (2.B. "BürgerbegehrenXY in Z; Text. Begründung. Kosteii- 

deckungsvorschlag und Vertrauenspersonen auf der anderen Seite") 

5. Sammlung der Unterschriften 

Die Unterschriften können von lhnen z.B. an Informationsständen, im Bekanntenkreis, in Ver- 
einen, in Geschäften, ... gesammelt werden. Sie können auch die Unterschriftenliste als Post- 
wurfsendung an alle Haushaltungen verteilen mit der Bitte, diese bis zu einem bestimmten 
Datum zurückzuschicken. Auch die Schaltung von Anzeigen ist möglich (jedoch immer mit 
dem gesamten Begehrenstext mit allen Bestandteilen). 

Sechs-Wochen-Frist 1 Zeitliche Begrenzung ( 5  8b, Abs. 3 HGO): 
Für die Unterschrifiensammlung gibt es nur dann eine zeitliche Begrenzung. wenn sich das 
Begehren gegen einen Beschluß der Gemeindevertretung wendet. Dann beträgt die Frist 
sechs Wochen nach Bekanntgabe des Beschlusses. Richtet sich Ihr Anliegen nicht gegen 
einen 'Parlainentsbeschluß', dann entfallt die Sechs-Wochen-Frist. 

I 
u c . i i r i i i u ~ v ~ i ~ i ~ t ~ ~ ~ ~  ~ ~ i i u i i  ui~;aiisaruiiscii iiiiig wciucii uiiu SiCn uieses MerKDiatt 

durchlesen, Mitstreitende suchen oder den Text der Unterschrifienliste vorbereiten! 
Die Sechs-Wochen-Frist gilt immer erst ab den1 erfolgten Beschluß. 

Anzahl dcr benötigten I'nterschriften (Büreerbeeehrens-Quorum/Einleitun~uoruni) 
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Die Anzahl der für ein Bürgerbegeliren notwendigen Unterschriften beträgt nach $ Sb, Abs. 3 
H G 0  zehn Prozent der bei der letzten Komiiiunal\vahl Wahlberechtigten. lhre Verwaltung 
(Wahlanit) zibt Iliiieii Auskutifi. \\ie Iiocli diesc Anzahl \\ar Es dürfen nur \\'ahlberechtigte 
uiitersclireibeii ( d.11.. sie iiiüsseii 18 Jnlire alt sein iiiid ihren Ers1\\«hiisitz seit iiiiiidesteiis drci 
Monaten in der Gemeinde haben). Maßgeblich ist das Datiim der Unterschrift! 
Wahlberechtigte Bürgeriinnen der Europaischen Union können ebenfalls uiiterschreiben. 
Ungültige Eintragungen \vcrdeii von der Genieinde gestrichen. Saiiiiiiclii Sie deshalb niehr 
Unterschriften als gesetzlich vorgesehen. damit ein Puffer für ungültige oder doppelte Unter- 
schriften vorhanden ist. 

TIP: Die Erfahrung lehrt. daß ca. 5-10 % der Unterschriften ungültig sind. Häufig unter- 

schreiben die Leute zweimal oder haben (nur) ihren Nebenwohnsitz in der Gemeinde. 

Deshalb: Sammeln Sie ca. 10-15 % mehr Unterschriften. als nötig sind. Nützen Sie 

ggf die gesamten sechs Wochen aus! 

6. Aufsch iebende  Wirkung 

Für den Fall, daß lhre Gemeinde Ihr angefangenes Bürgerbegehren nicht abwarten und sofort 
vollendete Tatsachen schaffen will, steht Ihnen das Recht zu, eine aufschiebende Wirkung per 
Gerichtsurteil und Eilantrag zu envirken. Die Gemeindeorgane dürfen - bei erfolgreicher 
Klage - bis zum Ablauf der Sechs-Wochen-Frist und bei schon erfolgtem Beginn der 
Unterschrifiensammlung nichts wesentliches tun. das dem Begehren zuwiderlaufen würde (z. 
B. einen Strom-Konzessionsvertrag unterzeichnen. der Gegenstand eines Bürgerbegehrens ist: 
VG Wiesbaden. Az.: 313 G 805193 vom 22.09.1993 und HessVGH Az.: 6 TG 2221191 vom 
26.10.1993 sowie VG Wiesbaden. Az : 313 G 955193 vom 03.1 1 1993). Bei einem offen- 
sichtlich unzulassigen Bürgerbegehren tritt die aufschiebende Wirkung jedoch nicht ein. 

7. Einreichung,  Überprüfung  d e r  Unterschrif ten u n d  
Zulässigkeitsentscheidung (5 8 b ,  Abc. 3, Abs. 4 HGO) 

Nachdem Sie genügend Unterschriften gesammelt haben, reichen Sie diese schriftlich beim 
Gemeindevorstand i Magistrat ein. Anschreiben z.B.: "mit beigefügten 860 Uniei-schrrftenfür 
das Bürgerbegehren beontrogen irrr d ~ e  Ditrchfiihrwg ernes Biirgerentscheides ... " 

T I P :  Die Presse freut sich imnier über Bilder von engagierten Bürgerinnen, die Aktenordner 
voller Unterschriften überreichen - gehen Sie ruhig persönlich aufs Rathaus! Ab sofort 
stehen Sie ohnehin im Rampenlicht der Öffentlichkeit 

Mit Einreichung der Unterschnften trrtt eine aufschiebende Wirkung bis zum Burgerentscheid 
in krafi Die Unterschriftenlisten uerden nun von der Gemeinde ubemrufi Uneultiee 

una um tinscnreiten bitten (Hessisclier Dotensch~~/zbeoufi,agter, Posifach 3 163. 65021 I.lfies- 
boden. Tel. 061 1 . 14080. Fax 06 I1  37 85 79) .  
Zulässigkeitsentscheidung der Gemeindevertretung 

Nach Eimeichung der Unterschriften muß die Gemeindevertretung unverzüglich -d.h., so 
schnell es der Tagungsplan zuläßt- über die Zulassigkeit des Bürgerbegehrens entscheiden. 
(Wciiii sich Ihr Begehren 17rch1 gegen eitieii Hrscliluß der Geiiieinde\ertretiing ge\vandt hatte. 
sie also 1iic171 dic Seclis-M'oclieii-Frist zu beaclitcii Iianeii. daiiii koiiiieii Unterschriften bis LU 

diesem Zulässigkeitsbeschluß nachgereicht werden.) 
Die Gemeindevertretung darf dabei keine politische Entscheidung fallen. sondern es geht um 
eine reine Rechtsfrage (Liegen geiiugrnd Uiiterschrifien vor? Lieg die Fragestellung in der 
Entscheidungskompetenz der Gemeinde? Sind die formalen Voraussetzungen erfullt? etc.). 
OA holt die Gemeinde vorher ein Reclitsgutachten des Hessischen Städte- und 
Gemeindebundes undIoder der Kommunalaufsicht (Landratsamt bzw. Regierungspräsidium) 
ein. 

An diesem Punkt macht sich Ihre anfängliche Gründlichkeit bzgl. dieser formalen 

Fragen bezahlt: Die Gemeindevertretung könnte sonst wegen formalen Mängeln Ih r  

1 Bürgerbegehren für  unzulässig erklären!! I 

Erklärt der Gemeinderat das Bürgerbegehren für unzulässig, so können die Vertrauensperso- 
nen Klage beim Venvaltungsgericht einlegen. mit der die Gemeinde verpflichtet werden soll. 
das Bürgerbegehren zuzulassen. Wem auf dem Bescheid der Gemeinde eine entsprechende 
Rechtsmittelbelehrung steht. muß die Klage innerhalb eines Monats eingereicht werden. 
Manchmal kann es sinnvoll sein. ein Bürgerbegehren neu zu formulieren und dieses nach 
erneuter Unterschrifiensammlung nochmal einzureichen. Die Sechs-Wochen-Frist ist jedoch 
immer zu beachten! 

Falls Sie eine Klage envägen / vorhaben, hilft der Verein Mehr Demokratie e.V. gerne bei der 
Auswahl geeigneter und erfahrener Anwälte (Mehr Demokratie e.V. besitzt eine Liste) 

7.1. Die Gemeindevertretung entspricht dem Begehren (5 8 b, Abs. 4. Satz3) 

Der angestrebte Burgerentscheid entfallt, wenn das Parlament die "begehrten" Maßnahmen 
beschließt (z.B. Rücknahme einer getroffenen Entscheidung). 

Praxis: Dies ist in Hessen keine Seltenheit. Jedes siebte Bürgerbegehren hatte in den 
vergangenen Jahren auf diese Weise Erfolg! 

8. Information d e r  Bürger innen  u n d  Bürger  

[Jm eint. nhipkrivp Infnrmarinn Apr niima.&nnP.. .. ..A DG--..- n.- . . . ' . 

. ...___.. -.- ---. &".. 3..l.....c.. ".,i i i i i , i U L " . C , I  "C3 

Bürgerbegehrens (in der Regel wird auf die Begründung auf der Unterschrifienliste 
zurückgegriffen). der Geiueiiidevertretung so\vie des Gemeindevorstands enthalten sein. 

9. Durchführung  d e s  B ü r g e r e n t s c h e i d s  
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Der Bürgerentscheid soll von der Gemeinde unverzüglich, spatestens innerhalb von sechs 
Monaten nach der Zulässigkeitsentscheidung durchgeführt werden. Fristeii zur 
Abstiiiiiii~iti~svorbereit~iiig tiiüsseii selbstverstätidlicli eiiigelialteii \\erdeil. Brief\\alil iiittß 
eniiögliclit \\erdeii L)ie Durcliliiliruiig erfolgt \\ie bei ciiier k«iiiiiiuiial\\aliI. 

9.1. Das Zustimmun~sciuorum beim Bürgerentscheid 

Dieses Erfordernis beim Bürgerentscheid besagt. daß ein Bürgerentscheid dann erfolgreich ist. 
wenn zwei Bedingungen erfüilt werden: 
1 .  Eine Mehrheit der Abstimmenden entscheidet im Sinne des Begehrens 
2. Mindestens 25 Prozent der Stimmberechtigten entscheiden im Sinne des Begehrens. 

Beispiel: Bei ca. 13 000 Einwohnern und 10 000 Stimmberechtigte müssen für das Begehren 
(I .) die Mehrheit der Absfimmetiden (> 50 %) und 
(2.) mindestens 2 500 Stimmen (25 % der S~lrnmberechfigfen) stimmen 

9.2. Zwei Bürgerentscheide zum gleichen Thema? - Die Stichfrage 

Es kann passieren. daß zwei Bürgerentscheide zur gleichen Zeit zum gleichen Thema stanfin- 
den, z.B. weil zwei Bürgerbegehren eingereicht wurden. Wir schiagen für solche Fälle die 

; "Stichfragen-Lösung" vor. In der Schweiz wird dies so praktiziert und hat sich dort bewährt. 
1 0  Literatur 

1 Folgende Schriften vertiefen dieses Merkblatt und behandeln weitere Fragen (Stand: Sep. 04): 

1 HannapeLMeireis: Leitfaden zur  Durchführung von Bürgerbegehren und 
I Volksbegehren in Hessen, Dt. Städteverlag, Ausgabe 1997 (amtliche Version) 

,' Rechtskommentare zur Hessischen Gemeindeordnung 
Me.ver. Hans /Sfolleis. h4ichael: Staats- und Venvaltungsrecht f i r  Hessen, 3. Auflage. Baden- 
Baden 1994 
Schneider, Gerhard 'Jordan. Wilhelm (Loseblattsammlung): Hessische Gemeindeordnung. 
Kommentar, 12. Lieferung 0311994. 
Foersfemann. Friedheln~: Die Gememdeorgane in Hessen, 4. Auflage. Mainz 1993 I , F x i t e r a t u r  gibt es kostenlos bei der Hessischen Landeszentrale .Ir politische Bildung. 

Jedelr Abgeordnete besitzt einen Rechtskommentar und könnte Ihnen behilflich sein. 

11.  Weitere Beratung 

Damit Bürgerbegehren uiid Bürgerentscheid möglichst reibungslos stattfinden können. bietet 
Mehr Demokratie e V .  einen Beratungsservice an: 

Tel. bundesweit: 089-821 17 71 Fax 089-821 11 76: .......... Tpl U o c e o n .  n ~ n  cn i~ 1 A C  
-. 

...........-... ,.,. c i i U i p ~ ~ ~ ~ ~  u i ~ a ~ t t ~ l c r c i l  una 
durchfuhren" (Rechtliche Gmiidlageii. Offentliclikeitsarbeit. Pressearbeit. etc.). 
Außerdeni vennittelii wirjitristische Beratiiiig (Eiiie Liste mit Ati\välteii Iialteii \\.ir bereit) ... 

Muster-Unterschriftenliste für Bürqerbeqehren in Hessen 

Mit meiner Unterschrift beantrage ich die Durchfuhning eines 
Bürgereiitscheids nach 8 8 b H G 0  zu folgender Frage: 

Anmerkungen 

"Sind Sie daiiir, daß : ................................................................................. 
......................................................................................................................... 

Begründung: 
- asdfjklöf 
- dsaölkd 
- ölkjfdsa 

Fragestellung 
Möglichst präziset 
Soll mit JaINein zu ......................................................................................................................... 

......................................................................................................................... 
? W  .................................................................................................. 

Begründung 
Eine knappe reicht: 
sonst keine Vor- 
gaben 

beantworten sein 

Kostendeckungsvorschlag: 
$$$$$$$$$$$$$$$$$$$$$$$$$$$$$m$$$$$$~$$$$$$$$$$$$$$$$ 
$$$$$$$$$$$$$$$$$$$$$$$$$$$S$$$$$DM$$$$$$$$$$$$$$$$$$$ 
$$$$$$$$$$$$$$$$$$EURO$$$$$$m$$$$$$$$$$$$$$$$$$$$ 
$$$$$$$$$$$B$ 

Hinweise: Bitte lesbar schreiben' Gültig sind nur Unterschriften von . 

Finanzierungs- 
vonchlag 

entha'ien sein' 

;:;,"C';," hohen 

Als Vertrauenspersonen werden benannt. 
1.  Uara  Musterfrau, Gültigkeitsgasse 1.66666 Musterhausen, (ggf) Tel. 
2. Günter Mustermann. Bürgerstr. 23. 66666 Musterhausen (ggf) Tel. 
3 ............................................ 

in Musterhausen Wahlberechti e c  Unterscluitten- ywT7q PLZ,T~F] U,,tersckift L U ~ Z C "  dm spalten der Rückseite können fon- auf 

cindmkcnll Behorde gefuhrt werden. 

Vertrauens- 

eine 
muii b e n a ~ t  
werden 

Dazu: am Kopf der 
Rückseite Verweis. 
etwa: " ß u r ~ e r -  
hrgehrrii X7% iii 

h~i,.s/rrl~riu.sr~~: li.r/. 
Hqqniilduii,e, 
1~~i11~r1~z1~~rr111,q.s- 

P- sollen ain Ende des 
gesamten Textes 
geleistet werden 



Bürgerbegehren in der Praxis / Ein typischer Verlauf 

IAnleitungM in neun Schritten 
Seit Mitte der 90er wurde in  nahezu allen Bundeslandern die Möglichkeit des Bürgerbegehren~ 

schaffen. Um das Instrument auch nutzen zu konnen, sollen nunmehr einige praxisrelevante Infoi 
tionen geliefert werden. Dabei soll am Belsplel einer Muster-Bürgerlnneninltiative, dle einen Bil 
rentscheid zur "Rettung der 0-Punkte" (wir unterstellen, daß dies eine von der Gemeinde Musterl 
sen finanzierte Zeitung - ohne Auflagen an die Redaktion! - ist, die dem Sparzwang zum Opfer h 
soll) ein typischer Verlauf eines BGrgerlnnenbegehrens illustriert werden. 

Grundlage: 
Kenntnis der Gemeindeordnung 

Bürgerentscheide sind in der jeweiligen Kommunal- 
verfassung (Gemeindeordnung, Landkreisordnung) 
normiert. Ein Blick in diese sollte am Anfang einer di- 
rektdemokratischen Aktivität stehen.. 

1. Schritt: Vorüberlegungen und Initiative 

Bwor ein Bürgerbegehren eingeleitet wird, sollten 
folgende Fragen geklärt werden: Zu welcher Frage soll 
der Bürgerentscheid durchgeführt werden? Die Frage 
muß klar und eindeutig formuliert sein. Ca. zwei Drit- 
tellaller Bürgerbegehren richten sich gegen einen Be- 
schluß des GemeinderatdGerneindevertretung, wo- 
mit meist auch die Frage feststeht. In Musterhausen 
wendet sich die BI gegen den Gemeinderatsbeschluß, 
der die Einstellung der 6-Punkte zum Inhalt hatte. Da- 
mit ist der Sachverhalt klar. 

In der Vorphase/lnitiativphase werden in der Regel 
Informationen eingeholt und erste organisatorische 
Schritte wie ein Aktiventreffen und evtl. die Gründung 
einer Bürgerinitiative folgen. Ferner sollten Verbünde- 
te gesucht und die Form des Aktivwerdens (Bürgerbe- 
gehren/Klage/etc.) ausgewählt werden. 

Die BI "Rettet die 6-Punkte" gründet sich wenige 
Tage nach dem Parlamentsbeschluß. Sie entscheidet 
sich für das Mittel des Biirgerbegehrens, da es aus- 
sichtsreich erscheint - zahlreiche Gruppierungen 
ließen Sympathien erkennen: Redakteure der 6- 
Punkte, Kultu~verein, einzelne Lokalpolitikerlnnen, 
Gewerkschaften, aufgebrachte Bürgerlnnen, Protest- 
Leserlnnenbriefe erschienen usw.). Die BI trifft sich 
fortan wkhentlich zur Koordinierung ihrer Aktivitaten 
und wahlt einen mehrkdpfigen Sprecherlnnenrat. 

2. Schritt: Zulässiges Thema für Bürgerbe- 
gehren? 

Je nach Bundesland sind mehr oder weniger viele 
Themenbereiche vom Bürgerentscheid ausgeschlos- 
sen (s. tabellarische Übersicht). Die gründliche Lektü- 
re der Gemeindeordnung oder ein Gesprach mit der 
Verwaltung hilft weiter. Ausgeschlossen sind alle An- 
gelegenheiten, die in die Zustandigkeit von Europai- 
scher Union, Bund oder Land fallen. 

TIP: Ein frühzeitiges, klarendes Gesprach mit der 
Gemeindeverwaltung kann manchmal Licht Ins Zul&- 
sigkeits-Dunkel bringen! 

Nachdem die neugegründete BI "Rettet die 6- 
Punkte" die Gemeindeordnung studiert und ihre 
Berührungshgste mit der Gemeindeverwaltung abge- 
baut hat, konsultiert sie das Hauptamt/Wahlamt. Da- 
mit ist endgültlg geklart, daß ein Bürgerbegehren zum 
Thema auch mOgllch Ist. 

3. Schritt: Gestaltung der Unterschriften1 
ste (Äußerst wichtig!!) 

Nachdem das Thema feststeht, geht es nun da 
eine formal korrekte Unterschriftenliste zu erste1 
mit denen die notwendigen Unterschriften für das I 
gerbegehren gesammelt werden. Dieser Punkt füh 
der Praxis leider oft dazu, daß wegen kleiner form 
Fehler oftmals das ganze Bürgerbegehren für unzi 
sig erklärt wirde, die Unterschriftensammlung ums 
war und erheblicher Unmut und Enttäuschung : 
verbreitetet! Oft hilft auch eine Klage nicht weiter. 
die 6-Punkte-BI dies weiß, liest sie trotz Zeitdruck 
dem Druck und vor der Verteilung der Unterschrif 
listen die folgenden Punkte aufmerksam du 
und/oder Iäßt die Unterschriftenliste ggf. von der I 
waltung oder von jemandem mit Erfahrung und juri 
schen Kenntnissen prüfen. 

Die Unterschriftenlisten für Bürgerbegehren müs! 
bestimmte formale Bedingungen erfüllen. Ansons 
kann sie frei gestaltet werden: 

1. Die Bezeichnung " Bürgerbegehren". bzw. "I 
trag auf Bürgerentscheid" mit dem Verweis auf I 

Rechtsgrundlage wird dringend empfohlen. 

2. Eine mit Ja oder Nein zu beantwortende Fra! 
stellung, diese Frage ist in der Regel der Abstimmur 
stext beim Bürgerentscheid. Beispiele für Fragestelli 
gen: "Sind Sie dafür, daß auf dem Gebiet X ein Kind 
garten gebaut wird?" Die uns nunmehr bekannte 
wahlt als Fragetext: "Sind Sie dafür, daß die Zeitu 
"6-Punkte" von der Gemeinde weiter finanziert W 

den soll und soll daher der Beschluß des Gemeint 
rates vom 29.02.98 aufgehoben werden?" 

3. Eine zumindest knappe Begründung des Bürgi 
begehrens. Deren Form und Inhalt kann frei gewa 
werden. 

4. Meid 
wird ein Ko- 

stendek- 
kungsvor- 

schlag ver- 
langt (nicht in 
Bayern). Zu- 
mindest über- 
schlagig soll- 
ten die Habe 
der Kosten 
(vor allem der 
Investitions- 

kosten) sowie 
Vorschlage 

zur Deckung 
der Kosten -angegeben werden. Dies sind 2.1 
Veriiußerung von Vermsgen, Kreditaufnahmen, Ve 
rkht auf andere Ausgaben, Steuererhahungen od 
Umschichtungen Im Haushalt. Allerdings sollten keir 

Autor 

Tip: 

hrnen %I, beva Sie mii 
BI Sammbq dec Unter- 
vmen be@mm mit Ih 
' Gemeindeverwdtwo 
0derdemLcrdmhii 
dd<t auf. iqpn Sie Ihre 
lrteMlundfaQmsle, 
es- 
p*t.McmcheiFeNer 
kam dcunii iamkdm 
wden Eh Arapnich oul 
Berohiw bertehi aler- 

dlw rJcht. 



allzu hohen Anforderungen an einen solchen Vor- Die Unterschriftenlisten wer 
schlag gestellt werden. Die 0-Punkte-Retterlnnen be- de überprüh 
nennen die Summe [100.000 DM pro Jahr) und 

i von der Gemein- 

schlagen vor, die geplante Umgestaltung des 

Mehr Bürgerlnnenhauses finanziell um etwa diese Summe 6. Schritt: Zulässigkei 

(Admssen) abzuspecken. Kurze Zeit später -so xl 
5. Mindestens eine und bis zu drei Vertrauensperso- zulaßt- entscheidet der Gern 

&aideoburowidesvem nen des Bürgerbegehrens mit Namen und Adresse an- keit des Bürgerbegehrens ( 
Frltz-üeme-Str 1 
81241 Munchen geben, wobei Vereine oder andere juristische Perso- andere Instanzen). Es darf ' 
~ e l  08918211-~14 nen nicht als Vertrauenspersonen gelten. Diese "offi- getroffen werden 
~ a x  -176 ziellen Vertreter/-innen" konnen Stellungnahmen der "Ine (Liegen 

eodercwijms- Gemeinde entgegennehmen oder eigene Stellung- Liegt die Fragestellung 
Oppelner Sir. 8 
70732 Stuiigart 

nahmen abgeben. Diese sind auch im Falle einer juri- petenz der sin' 

~ e l  on11~09101-0 stischen Auseinandersetzung befugt zu klagen. Zungen erfüllt? ek.). Oft hol 
Fax -1 Rechtsgutachten des jeweili 6. Der Unterschriftenteil sollte am Ende des ge- debundes ein. in der praxis 
Beriin samten Textes stehen, da so eindeutig alle Teile des ,hr viele ~~~~h~~~ an der Frledrlchttr 165 
10117 üerlin Begehrens (Begründung, ...) mitunterzeichnet wer- 
TellFax03012CM4035 den. Die gesammelten Unterschriften werden von der An diesem Punkt macht 

Verwaltung spater auf Ihre Gültigkeit hin überprfüft. Iichkeit der BI "Rettet die C 
Bremen 
Marcusallee 29 Deshalb müssen die Unterzeichnenden eindeutig malen Fragen bezahlt: Die ( 
28359 Bremen 
~ e l  0421124217-8 identifizierbar sein. Folgende Spalten sollten angelegt te wegen M 
Fax -2 werden: ren für unzulassig erklaren! 

Homburg 
Zlrkusweg 11 
20359 Harnburg 
Tel. 04013176910-0 
Fax -28 

Hessen 
Thmc  Rupp 
Hwnboldtrtr. 76 
60318Fionkfurt 
Tel. 0691230678 
Fax 252363 

Nledenachsen g Auf jeder Unterschriftenliste muß der gesamte Text dann auch wie erwartet vom 

~ ~ ~ ~ ~ m b ~ ~ 6 ~  des Burgerbegehrens mit allen Bestandteilen (Begrün- für zulassig erklart und ein - 
29490NeuDarchm dung, ...) abgedruckt sein. Denn dieser wird als Gan- scheid festgelegt 
Tel 058581747 
FOX 1285 zes unterschrieben. Bei zweiseitigen Listen verweisen Erklart die Prüfinstanz da1 

Sie bitte auf die Vorderseite (2.B. "Bürgerbegehren 0- zulassig, so können die Ver 
NdrhdwWestloien Elfelrtr 20 i* Punkte in Musterhausen; Text, Begründung, Kosten- Widerspruch einlegen bzw. 
50677 M n  deckungsvorschlag und Vertrauenspersonen auf der tungsgericht erheben, mit dc 
~el. m1131om anderen Seite") tet werden soll, das Bür~ 
RheWandmh Manchmal kann es auch sir 
Canten Nemliz 
~m ~ornrnsbauch 20 4. Schritt: Sammlung der Unterschriften gehren neu zu formulieren 
67346 Wyer Unterschriftensammlung no 
Y 06232/75522 i: Die Unterschriften können frei - 2.B. an Informati- Eine eventuelle Frist ist jed 
Saarland "8 onsstanden, im Bekanntenkreis, in Vereinen, ... - ge- br Bürgerenh 
M k b l  ScMb sammelt werden. Auch maiiings oder Zeitungsanzei- Parlament die "begehrtenm 
Helhvlgstr 5 
66121 ~crorbrucken 6 L gen sind beliebte Verbreitungsmittel. Falls sich das Be- (z.B Rücknahme einer g@ 
TellFax06811665638 ' gehren gegen eine Beschluß des Gemeinderates rich- Dies kommt übrigens öfters 
Thurlngen tet, müssen die Unterschriften in den meisten Bundes- 
Rwrbahn 5 ländern innerhalb einer gewissen Frist (2.B. in Hessen 
W817 d m c h  
W. 0369112~16 sechs Wochen) gesammelt werden. Richtet sich das 7. Schritt: Auf dem Wc 
~ a x m w 6 1 m m  2 Anliegen nicht gegen einen Parlamentsbeschluß, scheid 

" a  dann entfällt die Sechs-Wochen-Frist. Auch die Zahl I'; In der Regel sechs bis achi 
der benötigten Unterschriften ist von Bundesland ZU rentscheid beginnt die "he 1 Bundesland verschieden (in Hessen z.B. 10 Prozent mungskampfes, in derdie In, 
der bei der letzten Kommunaiwahl Wahlberechtigten). geforderten" für ihre Poshic 

: Ungültige Eintragungen werden von der Gemeinde werben. 
s gestrichen. 

Die BI "Rettet die Ö-Punki 
Deshalb sammelt die 0-Punkte-BI Ca. 10 % mehr Infostande auf dem Markt$ 

Unterschriften als gesetzlich vorgesehen, damit ein teilen, außerdem wird eine 
3 Puffer für ungültige oder doppelte Unterschriften vor- emplar der Ö.punkte an alle $ handen ist. 
C teilt. In dieser Phase ist die 61 

$1 am höchsten und die lokal 
' 5. Schritt: Einreichung und Überprüfung steigert sich in oftmals un 

.: der Unterschriften Qualitatshdhen (Haufige E 
gründe, Leserlnnenforen, Pa 

Nachdem die BI genügend Unterschriften gesam- 
melt hat, reicht Sie diese (fristgerecht!!) schriftlich ein. 

3 

; der Tagungsplan 
t über die Zulässig- 
en Bundeslandem 
!ine politische Ent- 
m es geht um eine 
~ n d  Unterschriften 
:ntscheidungskom- 
lrmalen Vorausset- 
:meinde vorher ein 
idte- und Gemein- 
!den bislang leider 
lkeitsprüfung. 

infangliche Gründ- 
r" bzgl. dieser for- 
levertretung könn- 
das Bürgerbegeh- 
rgerbegehren wird 

erschrift JY 
inderat einstimmig 
'ür den Bürgerent- 

- 
Nr 

irbegehren für un- 
3ersonen dagegen 
Iage beim Verwal- 
emeinde verpflich- 
ihren zuzulassen. 
?in, ein Bürgerbe- 
ses nach erneuter 
neu einzureichen. 
mer zu beachten! 
mtfällt, wenn das 
ahmen beschließt 
in Entscheidung). 
man denkt! 

Geburts- 
datum 

I Bürgerent- 

Vorname 

in vor dem Bürge- 
ase" des Abstim- 
und die "Heraus- 

gumentieren und 

Straße Name 

ht u.a. regelmäßig 
auch in den Orts- 
isgabe / Probeex- 
alte kostenlos ver- 
e Aufmerksamkeit 
,eberichterstattung 
i Quantitäts- und 
rstattung , Hinter- 
eranstaltungen). 

P U ,  Ort 



8. Schritt: Der Tag des Bürgerentscheids 
Der Bürgerenischeid läuft wie eine Kommunalwahl 

ab. Die durchschnittliche Beteiligung an Bürgerent- 
scheiden liegt in  Deuischland bei Ca. 45-50 Prozent. 
Mit zunehmender Einwohnerzahl sinkt in der Regel 
die Abstimmungsbeteiligung. 

Da in  Musterhausen während der vergangenen Mo-  
nate viele Aktionen und Gesprache stattfanden und die 
Presse rege berichtete, gehen 60 Prozent aller Stimm- 
berechtigten zur Urne. 

9. Schritt: Die Hürde Zustimmungsquorum 
beim Bürgerentscheid 
Noch eine letzte Hürde ist vor einem erfolgreichen 

Bürgerenischeid zu überspringen: In allen Bundeslan- 

dern bis auf Bayern gilt, daß ein Bürgerenischeid 
dann erfolgreich ist, wenn zwei Bedingungen eri 
werden: 1. Eine Mehrheit der Abstimmenden eniscl 
det i m  Sinne des Beqehrens. 2. Mindestens 25 F 
Zent (in einigen ~ a n d e r n  30 Prozent) der Stimm 
rechtigten enischeiden i m  Sinne des Begehrens. 

In  Musterhausen votieren 4.000 der 10.C 
Stimmberechtigten für den Erhalt der 6-Punkte t 

2.000 dagegen. Damit übersprang das Anliegen 
BI "Rettet die 6-Punkte" bei einer Abstimmun 
mehrheit von 66,67 Prozent deutlich die Zust 
mungshürde, da insgesamt 40 Prozent der Stimm 
rechtigten (4.000 von 10.000) dem Begehren zusi 
men. Damit sind die 6-Punkte gerettet und der Bor 
renkhe ids  ersetzt den Beschluß des Gemeinder 
Der Souverän hatte das letzte Wort. 

Müllverbrennungsanlagen, Gewerbegebiete, Straßen & Ca 
Per Entscheid gegen Baumaßnahmen 

Der hauftigste Fall von ~ür~erlnnenentscheiden ist der Versuch, Vorhaben von Gemeinden oder Firmen zu stopp 
Sie richten sich in der Regel gegen die zugrundeliegenden Parlamentsenischeidungen, LB den Beschluß eines Beb 
ungsplanes den Verkauf von Grundstücken oder die Vergabe von ZuschTissen, Im folgenden zeigt das Beispiel des 
planten Gewerbegebletes Pfaffenfeld, wle schwer der Stand von Bürgerlnnen sein kann, wenn Firmen und Politikerlni 
entgegenwirken. Immerhin 27 Prozent konnten die Bürgerlnnengruppe für ihre Position erUmpfen, obwohl alle grol 
Parteien gegen sie standen. 

Beim "Pfaffenfeld" handelt es sich um germeister eine fOr ihn gwnschte breite wurden vor allem Angste geschürt, 
eine Jahrhunderte alte landwirtschaftlich Untersffitzung des Gemeinderates und den Arbeitsplatzerhalt betrifft. Verstar 
genutzte Kulturlandschaft in schbner und suchte nach einem Alternativstandort. chenveise setzten sich hierbei auch de 
ruhiger Lage auf dem Gemeindegebiet in Man kam auf das "Pfaffenfeld". Hier er- den drei Finnen beschaftlgten Mitar 
Bischofswiesen. Bischofswiesen ist eine hoffte man sich keine so breite Gegen. terlnnen bei der Kampagne ein. Das 
Gemeinde mit etwa 7.500 Einwohner wehr, da im Prinzip nur wenige direkte gebnis war eine eindeutige Niederlage 
und lebt haupkachlich vom Tourismus. Nachbarn von der Gewerbemaßnahme dem Bürgerentscheid am 8.2.98. 
Nachbargemeinden sind Berchtesgaden unmittelbar betroffen waren. Man opferte 73:27 Prozent der Stimmen entscl 
und Schbnau am Kbnigssee. Bad Rei- die aus Sicht kritischer Bürgerlnnen sich die Bdlkerung für die Ausweis 
chenhail ist etwa 10 km entfernt. Nach schbnste Natunulese in Bischofswiesen des "Pfaffenfeldes" als Gewerbegebie 
Salzburg sind es ca. 20 km. (man beachte den Gemeindenamen: ... K~~~~~~~~~ wird aus sicht de, 

Im Wesentlichen waren es drei bereits wiesen)v weil die Realislmng eines Ge- teressensgemeinschaft folgende sein: 
in Bichofshviesen ansässige Firmen mit et- wehgebiotes hier am schnellsten mit der Ausweisung wurde ein erster Sc 
wa 200 Arbeitnehmerlnnen, die auf die geringem Widerstand zu er- fOr die langfristige Verbau- 
Gemeinde massivsten Druck ausgeübt Wrten ='* ung des gesamten Feldes 
haben, neue Gewerbeflachen auszuwel- Somit wurde dieses Pfaffenfeld dem Ober die zunachsi be- 
sen, weil auf den bestehenden Firmen- Gemeinderat vorgeschlagen. Der Bi- schlossenen 6 ha hinaus 
standorten zu wenig Platz sei, um auf mo- chofsnvleser Gemelnderat besteht aus 9 getan. Die drei tragenden 
derne Ari zu enveitern. Nachdem der CSU (incl. BOrgermeister), 5 SPD, 3 Finnen werden die Umsie- 
Bürgermeister dieses Thema jahrelang MIG, 3 LIBB, 1 Grone. Der Gemeinderat delung auf den neuen 
nicht mit der gebotenen Pflicht angegan. beschloß die Ausweisung mit den Stim- Standort mU einer Moder- 
gen ist (eine Aussage, der er wider- men von CSU, SPD und M I G  mit 17:4 nisierung und Rationalisie- 
spricht), drohten die drei Firmen mit der Stimmen. Daraufhin bildete sich in der rung verbinden und so 
Abwanderung aus Bischofswiesen. Bdlkerung eine Interessensgemein- vermutlich auch so Ar- 
Gleichzeitig wurde mit Arbeitsplatzverlusi schaft, um das "Pfaffenfeld" vor der Be- beitsplätze abschaffen. Die 
bei den Mitarbeiterlnnen gedroht. Bei den bauung zu retten. Man versuchte zu- von der Gemeinde erhoffte Erhaltung 
Firmen handelt es sich um sehr gewinn. nachst, mit Unterschriftensammlungen Gewerbesteuer wird nach Abschluß 
trechtige Unternehmen (Feinmechanik- auf die Kornmunalpolitikerlnnen Ein. Umzugslnwsiition auf viele Jahre him 
branche), die natürlich f 
auch im Hinblick au 
steuereinnahmen sehr lukrativ sind. 

Sc 

Der Text aui ei- 
nem Bericht von 

Er ki Frokbnsprecher 
dei UBB (Uiabhörglge 

BülgenrereirJOung BC 
tchohiewn), de sich 
mi den Kommirolwab 
len W96 aus Rot& vor 
alem gegen dle CSU-. 
EPD- und MICKwnm 
JpostPc gegründet hat- 
eLndwfArWeb3von 
20 Mandaten errang. 



Um es vorweg zu nehmen: Die Absiimmung ging 
verloren. 68 Prozent der Marburgerlnnen wollten 

ngexhrankt für Autos offen- 

ng der Innensiadt" und 
fall in die Steinzeit prognostizierten. 

iligung lag bei 58 Prozent - for 
ein beachtlicher Wert. 

Sinnvoll war es trotzdem 
I Trotz der Niederlage zeigt das Marburger Bei- 
spiel, daß BGrgerlnnenetnscheide gegenober 
dem parlamentarischen Gang viele Vorteile 

In der offenen Auseinandersefzuna 
~ 

I 
beim ~u [g&e~Eh~ id  am 25,od dominieren nicht langer Ülungel und z.a 

mit.,, @ jA FraktionsrGcksichten. Argumente dafor und 

8 dagegen k6nnen offen ausgetauscht werden. I Die Initiatorlnnen far das autoveningemde 
Bewegung kommt 421 iinks Jru OS& "erkehrskonzept fohnn eigene v ~ ~ ~ ~ I ~ ~ ~ -  W d . 1  skb e. .. 

@ . -1 gen durch, druckten Flugblatter und sogar ei- $ ne eigene Zeitung (finanziert aus Anzeigen von Fahrradldden, 

Kontaltladmsse @ Unterstützerlnnengruppn uau.). Angesichts des Autowahns in 
'8 diesem Lande kann das Ergebnis sogar als Achtungserfolg ge- 

wertet werden. Die Argumente fGr die Reduziening des Autos -* i;$ & waren so tbe~eugend. daß eln g r o b  Teil der Bevölkerung die- 
-onz@ Krummbogen 2 V:. se mittrug. In den betroffenen Stadtteilen der lnnenhdl gab es 
35039 Mabutg $4 sogar Mehrheiten, in elnlgen Stimmbe2irken bis zu 60 Prozent. 

Deutliche Ablehnung kam dagegen aus den vom 6ffentlichen 
Nahverkehr schlecht angebundenen Außenstadtteilen Marburgs 

$ 
Fehler und Aussichten 

Auseinandersetzung &nd&ngei 
chen, sind diese kaum zu berGck 

Die lnitiatorlnnen des Marbus 
sich notgedrungen auf die Keri 
Menschen, die zwischen Ja und 
mögen dabei viele Fragen offen 
Nachteil des Vorschlages. Doch 
schlage haben auf dem Stimmzet 

G Ist immer einfacher und grii 
Daß B~rgerlnnen somit eine lega 
tig. Doch die Politik braucht auch 
den versiaubten Parlamenten sind 
rlnnenenkcheide k6nnen neue C 
k~siungen In den Machteliten aul 
Auftakt zu mehr sein als nur Veai 

Wichtig ist, bei der Formulierui 
achten, daß die Fragestellung bei 
de der Debatte bedeutet. Eher isi ! 
baite per BGrgerlnnenenkcheid gl 

Was denken Verlierer11 
Die lnllatorlnnen und Unterst 

Niederlage sehr untemhiedlich. 
Ober die H6he der Niederlage (mc 
men), wechselten mit Zufriedenhe 
chen Diskussion. Die Medien hatt 
rechtigt alle zu Wort kommen lass 
se hatte sogar Sonderseiten und f 
mit dafGr vorgefertigen RückmeMc 
ne Podiumsdiskussion veransialtet. 
waren gut besucht. 

Die Arbeii und Finanziening dc 
ner Kraft und ohne Abhanaiakeift 
Viele der engagierten ~ e n c c e n  w 
konzept arbeiten heute in Umweli 

über 

le seien nur ein Mit- 
ndern, tiiuscht sich. 
ren Energlepolitik in  
Ire ohne die Abstim- 
eicheitert wie einige 
eint es als unbewiil- 
n eigene pollflsche 
bstimmung stellen. 
men Weg durch die 
goriigen Erfolgsaus. 
doch als brauchba- 
,, bislang wenig dls- 
J bringen. 

ene Beschlüsse in der 
e Auseinandersetzung 
i hier aber als positive 

Diskussion gründete 
zn Arbeit vor kurzem 
s endete. 

indards an die Diskus- 
cheid gesetzt worden. 
,r Argumente, xhwle- 
;se oder weitere Vor- 
1 auch diskutiert wird 
Sollten im Laufe der 

Erganzungen aufiau- 

hnkonzeptes mußten 
beschranken. Vielen 
i entscheiden hatten, 
ri sein - sicher zum 
ungen und Detailvor- 
I Platz. 
len elwas anzutreten. 
,mse zusteht, ist wich- 
en und Visionen. Aus 
I zu erwarten. Bürge- 
einbringen und Ver- 
Sie können auch der 
n im Detail. 

'erschlagen darauf zu 
ehnung nicht das En- 
ie weitergehende De- 
zu erzwingen. 

n reagierten auf die 
on, vor allem auch 
lei Drittel Gegenstim- 
n Verlauf der öffentli- 
greich und gleichbe- 
larburger Tagespres- 
es Diskussionsforum 
geschaffen sowie ei- 
dere Veranstaltungen 

tes erfolgte aus eige- 
arteien oder Firmen. 
tiative zum Verkehrs- 
ideren gosellxhaftll- 
etzung um den Ent- 
!It, 2.B. im Umgang 
stion von Aktionen. 
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Beis~iei Schoenau: 
Energiewende per Bürgerentscheid 

Nach der Reaktorkatastrophe vom 26. April 1986 i n  Tschernobyl wollten viele Barger der kleinen Schwarnualdgeme 
de Schsnau (2500 Einwohner) nicht mehr abwarten, bis Politiker. Energleversorger und Indusirie etwas gegen dle Gef 
ren der Atomenerglenutzung und gegen die drohenden KHmaver5nderungen tun warden. Deshalb beschlossen sie, 1 

Dinge i n  die eigene Hand zu nehmen. Sie schlossen sich In  der BG rgerlnitiative "Eltern ffir atomfreie Zukunft, EfaZ e. 
zusammen. 

Die Energieverschwendung zu verringern war das erste Etap- 
penziel. Zunachst als Aktion der eigenen Gruppe, später als 

. Stromsparwettbewerb für den ganzen Ort. Mit regelmaßigen 
Veranstaltungen, wbchenllich verbffentllchten Stromspartlps und 
Stromsparberatung wurden die Bürger zum bewußten und 
sparsamen Umgang mit Strom angeregt; denn auch am eigenen 
Herd entscheidet sich, wie schnell der Ausstieg aus der Atom- 
energie vollzogen werden kann. An den Stromspanuettbewerben 
nehmen etwa 10 % der Haushalte teil. 

Damit wird erreicht, daß sich die Schbnauer Biirger iiber ihren 
eigenen Stromverbrauch Gedanken machen, sie bescheftlgen 
sich auch angeregt durch den Stromsparweilbewerb insgesamt 
mehr mit der Energieproblematik.Die Bereitschaft, nicht nur 
"über die Dinge" zu reden, sondern auch den eigenen Energie. 
verbrauch einzuschranken, führt zu mehr Glaubwiirdigkeit und 
daher mehr Akzeptanz der Bürgerinitiative. Und schließlich sind 
es auch die Zahlen der Stromspatwettbewerbe, die energiepoliti- 
sche Forderungen untermauern und verstandllch machen: die 
Wettbewerbsteilnehmer sparen durch ihr bewußtes Verhalten bei 
den derzeitigen Tarifen nur halb so viel Geld, wie es bei sirom- 
sparenden, linearen Tarifen der Fall ware. 

Obwohl die Stromeinsparpotentiale riesig sind (W. 50 96 in 
den privaten Haushalten), lbst das Stromsparen allein die Probie- 
me nicht. Der immer noch benbtigte Strom muß umweltfreund- 
lich und ressourcenschonend hergestellt werden, also durch 
Sonne, Wasser, Wind oder in Blockheizkrafhverken. 

Stromsparfbrdernde Tarife für den Verbraucher und verbesser- 
te Einspeisewrgütungen fur den BHKW-Betreiber slnd damit die 
Grundpfeiler einer modernen bkologischen Energleversorgung. 

1990 bot der regionale Energieversorger, die Kraftüberh 
gungswerke Rheinfelden AG (KWR), der Stadt Schbnau 25 000 
DM mehr an Konzessionsabgaben an, unter der Bedingung, 
daß die Stadt sofort einen neuen 20-jahrigen Konzessionsvetirag 
mit ihm abschließt (der alte Konzessionsverirag lief noch bis zum 
31. Dezember 1994). (Anm.: Der Konzessionsvertrag isi ein 
Vertrag, mit dem die Kommune dem Energieversorger das allei- 
nige Recht einraumt, auf ihrem Gebiet Strom zu liefern. Der En- 
ergieversorger zahlt dafür eine Konzessionsabgabe an die Kom- 
mune, die er allerdings vorher beim Stromkunden auf die Rech- 
nung aufschlagt) Mit dieser Erneuerung des Konzessionsver- 
trags wären die Bürger nur dann einverstanden gewesen, wenn 
dieser eine bkologische kommunale Energiepolitik mbglich ge. 
macht hatte d.h. Stromsparen muß sich lohnen, und Strom aus 
dezentralen BHKW muß gerecht vergütet werden 

Dazu waren die KWR nicht bereit, die Stadt Schbnau hinge- 
gen, deren finanzielle Lage ziemlich erbarmllch isi, konnte auf 
die in Aussicht gestellten 25 000 DM nicht verzichten. Was also 
tun? 

Die Biirgerinitiative mußte, wenn sie ihre Ziele realisieren woll- 
te, selbst die Initiative ergreifen. So wurde die Idee entwickelt, der 
Stadt die hbhere Konzessionsabgabe für die Restlaufzeit des alten 
Vertrages also für 4 Jahre, selbst zu bezahlen. Gleichzeitig wollte 
sie ein Energieversorgungsunternehmen aufbauen, das beim re- 
gularen Ablauf des alten Konzessionsverirages imstande sein 
wlirde, als Mitbewerber um das Schbnauer Stromnetz aufzutre- 
ten und die Stromversorgung in Eigenregie zu iibemehmen. 
Diese Bereitschaft, sich finanziell zu engagieren, M der entschei- 
dende Schritt, Nun ist die Biirgerbewegung nicht mehr nur Bitt- 
sieller in Sachen Umwelt oder lhstiger Moralapostel, sondern ein 
aktiv Handelnder, der Fakten schafft und damit zur Auseinander- 
setzung zwingt. So wird die Netzkauf Schbnau GbR gegriindet: 
es werden Gesellschafter gesucht, die bereit slnd, in 4 Jahren 

100 000 DM an die Stadt zu zahlen, die als Risikokapital va 
ren sein kbnnen, oder aber in Eigentumsanteile verwindet U 

den, wenn es zum Kauf des Stromnetzes durch die Nefzk 
Texte und Bilder 

aus ... 
kommt. In kurzer Zeit finden sich 280 Leute zusammen und 
die KWR 1992 das Angebot an die Stadt nochmals um 55 0 
DM aufstocken, kbnnen sie auch dieses Geld aufbringen - interneiseite 

der Hilfe von vielen, die diese Zielsetzungen solidarisch uni ~llwww.omworldweb 
stützen. Insgesamt bezahlt die Netzkauf 240 000 DM Konze ~ s c h o e n o u  
onsabgabe an die Stadt Schbnau. 

I;n Schönau 

Doch 1991 entscheidet sich der Schbnauer Gemeinderat I 
einer Stimme Mehrheit gegen das Angebot seiner Bürger, I 

Konzessionsabgabe zu bezahlen und dadurch der Stadt Wahlfi 
heit zu verschaffen, sondern for den sofortigen Neuabschluß 
nes Konzessionsve~gs mit den KWR. Aber die Borger geh 
nicht auf, sondern sie sirengen sofort einen Biirgerentscheid 
eine Mbglichkeit, die in der Baden-Wiirttembergischen Geme 
deordnung vorgesehen ist. 

Obwohl die KWR sich heftig In den Wahlkampf einmisch 
und wahre Schreckensbilder von ungesicherter Stromversl 
gung und steigenden Strompreisen an die Wand malen, W 

dieser Bürgerentscheid gegen die Verlangerung des Konze: 
onsvertrages am 28. Oktober 1991 bei einer Wahlbeteiligu 
von über 75 % mit einer Mehrheit von 56 96. gewonnen. Je 
miissen die Grundlaaen für die NetzGbernahme aeschaffen w - 
den. 

Um das lokale Stromnetz iibernehmen zu 
kbnnen, müssen die brilichen Energievertei. 
lungsanlagen (d.h. b l ,  Verteilerbsten, Um- 
pannvonichtungen, Strommasien usw.) vom 
bisheriger Netzbetreiber abgekauft werden. 
Hierzu benbtigt die Netzkauf namrlich Fachleu- 
te, wie auch fiir die Wirkchafilichkeitsberech- 
nungen, die versorgungstechnischen Vorausset- 
zungen und die Lbsung Juridischer Probleme. Pa-llel da 
muß das Geld fiir den Netzkauf aufgebracht werden. Uber 
nannte Beteiligungskonten, die fiir Jeden offen sind, werden b 
her knapp 1,8 Mio zusammengebracht. Hieran beteiligen SC 
neben Schbnauern auch Menschen aus ganz Deutschland. 

Im Januar 1994 gründeten die Schbnauer Biirgerlnnen C 

"Elektrizitätswerke Schbnau GmbH", die erste Stromgese 
schafi in Biirgerlnnenhand. Der Gemeinderat nahm diese BI 
gerlnnengesellschaft ernst und und erteilte ihr im Nwemb 
1995 die Stromkonzession. Die KWR griff nun ihrerseits zu 
Mittel des Bürgerentscheides um dies zu verhindern. Trotz ein 
intensiven Werbekampagne des Strommonopolisien wurde dl 
ses Anliegen mit allerdings knappen 52,5 Prozent abgelehi 
Die Schbnauer Stromrebel-nnen hatten sich gegen eine n 
scheinbar unübetwindliche Ubermacht aus Industrie und Pol1 
durchgesetzt. 

Wo bleiben die Nachfolgeteterlnnen in anderen Gemeinden 

UndUnMagenvon 
Mehr Demdtm 
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Direkte Demokratie Per Bildschirm 

In digitaler Form bess 
nwemcwr Seit den 60er Jahren wurden technische Konzepte ersonnen, mit denen direk 
~AI~OM~BT behl große Zahl von Menschen umsetzbar gemacht werden sollte. Seit dem Aufka 

cher Computernetze werden einige dieser Konzepte neu diskutiert. Insbesondc 
eine relativ breite Debaite darliber, wie Computer und lnternet für mehr dem1 
einsetzbar sind. 

Konzepte in den USA 
iiomepage des Einen guten Überblick über die in den USA vertre- 
~uton tenen Konzepte gibt die Diplomarbeit des Politikwis- 
(d ehern -T& senschaftler Martin Hagen. Er unterscheidet zwischen 
~ m k h m t l  drei elektronischen Demokratiekonzepten, die er mit ~~~~ den Schlaguartern Teledemmaq Electronic De- 

mocratization und Cyberdemocracy bezeichnet. 
% * + V , *  

S i *  Unter Telede- 

zepte, bei 
denen im der- 

Demokratie 

wobei dafü; 

"m Vordergrund stehen dabei elektronische Wahlen 
und Abstimmungen, bei denen jede und jeder sich 

Litemhir per Abstimmung beteiligen kann, bei denen es aber 
anders als beim heutigen Fernseh-TED nicht darum 

@ geht, ob Guildo Horn oder Rosenstolz Deutschland 
sc+e-Can- beim Grand Prix vertreten, sondern z.B. darum, ob 

gEshzg der Grüne Punkt beibehalten werden soll. Dieses 
HamblJg UT, 1997. 

t 
Konzept wird in den USA vor allem im konservativ- 

wauchhttpllw,,~ $$ kommunitaristischen Spektrum vertreten, und damit 
giesmnwfbo3v~/k+ 8 begründet, daß die komplexen gesellschaftlichen Pro- 
bael*lbtdhh % bleme nur durch die direktdemokratische Einbezie- 

3 hung moglichst vieler in möglichst einfacher Form 

Cbus Le00ewle: 'Ne& 
,- (2.B. per Mausklick) gelöst werden können. Weiter 

aera ,,der Der gut wer- wird damit argumentiert, daß so erstmals große 
M e W @ h e w ; h .  4$ Gruppen (sowohl im Sinne raumlicher Ausdehnung 

Y als auch im Sinne bisher Unbeteiligter) eingebunden 
Roher iäirg: 'lntemet @ werden können. 
undl)-; Inm- ai 
~ffleiungen 3 0997). s Mit Electronic Democratization bezeichnet Hagen 
194-205. 3 Konzepte, die das politische System in seiner reprä- 

sentativen Form beibehalten wollen, also keine direkt- 
demokratischen Elemente fordern, sondern 2.B. über 
Electronic Townhall Meetings die politische Diskussi- 
on unter den Bürgerlnnen und mit den Reprasentan- 
tlnnen fördern wollen. G wird nicht abgestimmt und 
entxhieden, sondern informiert und diskutiert. 

Das dritte Konzept ist das abgehobenste: Cyberde- 
mocracy ahnelt einer radikaleren Version der Telede- 
mocracy, will aber die Politik ganz aufs Netz verla- 
gern. Die links-emanzipatorische Version von Cyber- 
democracy (Mark Poster, Howard Rheingold) möchte 

eine dezentrale, selbstvewalfi 
tur analog zu Usenet und 11 
die zentrale Staatsmacht durc 
ner Vielzahl autonomer viriu 
Zen, die sich selbst venuall 
rechte, neoliberale Version (I 
ler) von Cyberdemocracy a 
wird hier nicht die politischc 
Bürgerlnnen in den Vordei 
das Zurückdrangen des Stz 
Marktprozese. In beiden Fal 
tiert, da0 mit den Netzen ne 
standen sind, die in den politi 
den werden müssen. Das HG 
dings darin, daf3 heutzutage I 
formation Grundlage der Pol 
passen müsse. 

Debatte in Deutschland 

In Deutschland ist es vor all 
versucht, pariizipative elektr 
propagieren. G beschrankt ! 
die Bedeutung politischer I 
und Bildung in Netzen sowic 
direktdemokratischer Elemen 
stem. Andere Akteure in'der 
als Kritiker auf (2.B. Rainer Ri 
le allgemein gegen direkte 
Argumente genannt. Auf die 4 

gen wird vor allem der feh 
BLirgerlnnen genannt, das in 
staunlich niedrige Diskussia 
Repressionsmöglichkeiten, di 
Willen~ußerung nicht ernst1 
lichkeit für große kommerzh 
zutreten. 

Bisher gibt es kaum entsf 
auch die WWW-Seiten von $ 
haben nur informativen Chi 
ganz inhaltlos sind. Eine breii 
zung elektronischer Medien 
gibt es im Gegensatz zu den 
wird das lnternet vor allen 
Punkten und als Fun-Bereich 

Digitale Varianten scheinen 
auf Probleme zu geben, mit c 
konzepte haufig konfrontiert 
aber nur wenige, die lnteressc 
nur zwei Gebiete bekannt, wc 
nigermaßen funktioniert: At 
der Netze Ober Netz-Them 
nungsumfragen - aber auch 
Probleme. 

iokratie für eine 
breit zugangli- 

len USA gibt es 
ihe Beteiligung 

rchistische Struk- 
sufbauen, um so 
lebeneinander ei- 
nunities zu erset- 
nzipiell sieht die 
Iyson, Alvin Toff- 
aus - allerdings 
vewaltung freier 
gestellt, sondern 
igunsten ,freiera 
I damit argumen- 
neinschaften ent- 
'rozeß eingebun- 
ument liegt aller- 
iterie sondern In- 
die sich dem an- 

us Leggewie, der 
Demokratie zu 

)ei vor allem auf 
ion, Information 
n Einbau digital- 
5 bestehende Sy- 
b treten vor allem 
babei werden vie- 
,ratie gerichteten 
i Varianten bezo- 
Iugang für viele 
iternetzen oft er- 
1, die fehlenden 
führen, daß die 
sowie die Mög- 
wre, geballt auf- 

de Pilotprojekte, 
und Gemeinden 
sofern sie nicht 
tte über die Nut- 
?kte Demokratie 
aum, stattdessen 

kommerziellen 
n. 

gute Antworten 
birektdemokratie- 
Zur Zeit gibt es 
haben. Mir sind 
? Demokratie ei- 
ingen innerhalb 
vie WWW-Mei- 
igen sich einige 
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F U R  BAYERNS B U R G E R I N N E N  U N D  BURGER S C H O N  FAST E I N  S T U C K  P O L I T I S C H E R  ALLTAG: Wachsend 
DIE U N T E R S C H R I F T  B E I M  B U R G E R B E G E H R E N .  Umgang rr 

Dagegen W L  

g u  Bürgerb~ 

Aufbruch in 
eine neue 

parlamciiteii 

zul~issig crkl 

Bürprbeseli 

I-iickgezogen 

zahl dircktd( 
erstcii lalir er 

füh ru i i~  des 

I-imicii iiiid E politische Kultur I - I ~ O - C  ~ i - ~ ~ e g e ~ - , , i i -  unrul, 

begehren irn 

Der kommunale Bürgerentscheid wurde in Bayern 1995 von den Wähle- i.;orinaiisieru 

rlnnen und Wählern per Volksentscheid eingeführt. Das Verfahren zeich- 
5hiiiiei1 t hin. 

entscheiden a 
net sich gegenüber Bürgerentscheidsregelungen in anderen Bundeslän- ist gestiegen. 

dern durch seine Anwendungsfreundlichkeit aus. Eine Bilanz nach zwei k"t"uoteerk 

1iei.e Konipct 
Jahren und über 200 Abstimmungen. Bürger in dei 

dung des lnst 

z unächst gibt dieser Beitrag einen 

L'berbl~ck, wie häufig und ui wel- 

chen Themenbereiche~i das neue 

Instrumeiit genutzt wird. Anschlielieiid 

wird der Frage nachgegangen, welche 

Veranderungen i i i  der politischen Kultur 

des Freistaats durch das neue Mitbestim- 
mungsrecht eingetreten sind. Politische 

Kultur wird hier als das Miteinander der 

Menschen bei politischen Tliemen ver- 

standen. 
Die bayerische Regelung des kommuna- 

]eil Bürgerciitscheids ist anwendungs- 

freuiidlicli. Das zeigt sich in drei Punkten: 

Ein kleiiier Ausscliluf3katalog von The- 

men, die nicht zum Bürgerentsclieid zu- 

gelassen siiid. Mit Ausnahme von Bayern, 
Hesseii und Sachseii sind Bauleitpläne 

und Flacliennutzungspl~ne ausgeschlos- 
sen. Nur iii Bayern kann über G e b ü h ~ n  

und ,Abgaben abgestimmt werden. 

Dic Zahl der geforderteil Unterschriften 

beim Bürgerbegeliren ist wesentlich ge- 

ringer als iii aiideren Bundesländern. Das 

Linterschriftenquorum ist je nach Ein- 

wohiierzahl der Gemeinde oder des 

~andkreices von 10 bis 3 Prozent gestaf- 

felt. Es p b t  keine zeitliche Begrenzung h r  
die Unterscluiftensammlung. 

Verkehrsproj 

schen Bürgeri 

sten (siehe T: 

zungs- imd B: 

Gestaltung v 

Mlolti-, Gewe~ 

menbereich ist 

gerbegehren, , 

Mittel, um Eui 

T a b e l l e  1: B i l a n z  b a y e r i s c h e r  B ü r g e r b e g  

Bvrgerbegehren vom Parlament übernommen 

Bürgerbegehren fur unzulassig erklän 

Bürgerbegehren wurde zurückgezogen 

Bilanz nach 

Burgerbegehren wurden nicht eingereicht 

1 Bürgerentscheid hat stattgefunden 1 

eini 

- 
GESAMT (Zanl al er initiienen Bürgerbegenren) 

- - ~p - - - ~  

Untersuchungszeilraum von November 1995 bis Oktober 1997. 

,n ßz.i'crr: ~ i l :  in :'?Y! 

rn bein: 6 u r y ~ ~ r ~ ~ n i -  

2r 30". -&:~JL:.~c;. 

nundiich~eit deh \ C I -  

i Zahien  LI> In EJ! - 

ind irr \erli'iitnii ZL. 

ihaften ic;. ? 0Oi)I  - 

,!I, kreisfrei? Stadtr 

L'uiden~ergieicli die 

iren und Bur-qerent- 

einem lanr Praxii 

?gehren und 113 Bur- 

i l t .  Im zweiten jahr 

im direktdeniokrati- 

langsamt. wahrend 
,rentschridc in e k a  

~g l .  Taheile I i 

brkompetenz im 
neuen Verfahren 
zweiten lahr wen-  

on den Kominunal- 

linien oder fu: un- 

es wurden ivcmigcr 

den Initiatoren zu- 

l i .  Die honcre Aii- 

wher Verfahren in; 

i durch die Neueiii- 

eiites. \:iele Burge- 
Geil 1995 niit iliren 

.Irichcrn' Ilie nircl- 
cquote voii Bürger- 

alir deu!rt auf eine 

iigaiig niit dem ln- 

eptcinz von Hürpcr- 

der Konliktlösiing 

rigere Liizul2ssig- 

auch durch die lih- 

Bürgerinncn uiid 

ricli tigen Anwen- 

~ ~ e g e i i  die bayeri- 

d Bürger am mei- 

. Bei Flachennut- 

ien geht es u n ~  dir 

Ten (Gruiifläche, 
usw.). Dieser- The- 

:sein Ziel von Bür- 

pits aber auch ein 

xivate und öffent- 

zwei Jahren 

2 5 6  

48 5 



Tabe l le  2: D i e  T h e m e n  bayer ischer  B ü r g e r b e g e h r e n  

~Jntersuchungs~eitraum von November log=, bis Okiober 1997 

Thernenbereich 

Fiächennutzungs- und Bauleitpläne 

Verkehrsprojekte 

liche Bau- ~ m d  Verkehrsprojekte z u  neh- 

men. Ln vielen anderen Bundesländern 

sind Flächemutzungs- ~ i n d  Bauleitpläne 

ais Themen von  Bürgerbegehren ausge- 

>chlossen. Gerade hier scheint jedoch das 

Vl i tsprachebedi i r fn is  der  Bürger innen 

~ i n d  Bürger besonders gro i j  z u  sein. Auch  

Themen w i e  Abta l lentsorgung (Entsor- 

gungsprojekte) u n d  Gebühren s ind m an- 

deren Bundesländern h a ~ i t i g  ausgeschlos- 

jen. Die bayerischen Er fahn~ngen zeigen, 

daß d ie Bi i rger innen ~ i n d  Biirger a ~ l c h  

uber solche Thenien abstimmen können. 

Anzahl 

96 

132 

Die durchschnittliche Beteiligung 
liegt bei knapp 50 Prozent 
k l i t  >teigender Einwohnerzahl birikt die 

d~irchschnitt l iche Hete i l ig~ing (vnl. T'ibel- 

!e 3). Ln einwohnerstarken K o m m ~ i n e r i  ist 

die Anonymitat g r d e r ,  u n d  die lnforrria- 

hoixsrvege s ind Innger. .Aut:erdem mussen 

in guilleren Stddten Biirt;erentscheidsthe- 

rnen m i t  anderen Int~>rmation';;ingeboten 

aus Kultur, Freizeit Lind Pol i t ik  um die 

\utmerksamkei t  der Bürger innen unci 

Burger konkurr ieren.  I n  d e n  kieineren 

Gernemden bestimmen Bürgerentscheids- 

ihemen in i t i r k e r e m  ,Wage das Tasesge- 

cprach. .Allerdings ist Iiier auch die Frei- 

heit des einzelnen, n i c h t  an  e inem 

"oürgerentscheid teilzunehmen, geringer. 

!ri Bayern ist die relative hohe .Anzahl i ron 

Bürgerentscneiden Ln Gebietskörperscha t- 

ten ~b i0.000 u n d  100.000 L inwonnern  

i?en.i~rzuheben. Al le in in Landkreisen ha- 

ben ~ c h t  Bürgerentsclieide stattget~inden. 

I n  ,incieren Bundesländern hat  es 'iuf 

i.indkreisebene noch keinen Bürgerent- 

acneid gegeben. Auijerhalb von Bavem ist 

es 'elten, dad e in ßürserentsrheid h i n e r  

S~ALI~ . ~ b  ~iI.l~O0 Einwohnern 3tattt ini lct 

,.iiiu da@ dieser auch noch i;uiti~ lst, J .  ii. 

die 25;':)- d e r  3i?":,-Hürde ubersprun7en 

? rd .  (n  Sayern ist Jer Burgerriit5clieid 

i i i r < ~ ~ i n c i  der breiten Themcnpalette. des 

.:ie~ir;qeren L~'nre rschr i t t en i~~~or~~ims  l ind 

der rchlenden Li isatzhurdcn bei der .Ab- 

Offentliche Infrastruktur und Versorgungseinrichtungen 

Entsorgungsprojekte (Mull, Abwasser) 

Prlvate Bauprojekte 

Gebiihren und Abgaben 

Sonstige 

GESAMT 

Landkreisen moglich, m i t h i n  e in Stück 

Normali tät geworden. 

Vor dem Vo1ksent~;cheid a m  I .  Oktober 

1995 gab es verschiedene Ansichten u n d  

Szenarieri, w ie  sich das neue Bürgerent- 

scheidsrecht auswirken werde. Lliährend 

die Gegner des Bürgerentscheids auf stei- 

gende .A\rbeitslosigkeit, Verh i r ide r~ i i i g  

sämtl icher k o m m u n a l e r  Projekte unci 

Minderhejtenterror - kurz:  u u i  das ,,kam- 

munalpoiitische Chaos" - venviesen, ver- 

sprachen d ie  Bet~i rcvor ter  eine bessere 

politische Kultur. in der die Bürgeruinen 

unci Bürger mehr  \ /e ran twor t~ ing  i iber- 

nehmen, mehr  G e s p r i c h e  stat t f inden 

wurden u n d  dai j  sich das Verhältnis zcvi- 

schei? Biirgern u n d  Politikerri entspannen 

wurde. Was ist n u n  nach zi\,ei I ~ h r e n  r in -  

,qetreten? Wer hatte Recht? 

105 

5 8 

39 

15 

40 

485 

Feldafing - Beispiel für einen 
„plebiszitären Scherbenhaufen"? 
Die Horrorszenarien sind nicht eingetre- 

ten. In Bayern arbeiten noch blenschen, es 

gibt noch h l i i l lk ippen und  auch Kinder- 

~ ä r t e n .  Weder w u r d e n  Maibäume noch 

das Oktobertest abseschatft. Die Gegner 

des Bürgerentscheids t u n  sich schwer, 

Beispiele tur  ihre damal igen Prognosen 

z ~ i  tinden. U m  so heudiger  greifen sie auf 

Bürgerentscheide zuruck, die Schlagzei- 

l en  verursacht h'iben. D c r  Bürgerent-  

scheid in Feidating sorzte tür  hundes-, 

gar weitrveite 5ihlaqzeilei i .  Der Büryer- 

meister der G*meinde zog landa~i f ,  land- 

~ b ,  Lim den ,,plebiszitären Siherbenhau- 

ten" z u  beklayen. iCas ivar  passiert? .Am 

10. Apr i l  1997 leimten d ie Felciatinqer ei- 

nen .Wuseumsne~i~au ab. Bei einer Betei- 

l i g u n g  v o n  l iber 73  Prozent  j t imrn ten  

iiber i-ii) i'rii7ent Gegen da' I~L~SCLIM. Ein 

Feiciarinyer Bürqer :>,ollte e in M u s e u m  

riuch seinen Ci)rsiel!un~;en errichten, eine 
, . 

c\prr>i>!onihiibiIit' >.lmmi~:nq in Wert vrjri 

10 ' l io D I I  : \ar er bereit ,:U dif ten. die 

B=iyeriscnr 5tLiat+reg!enine .jtiriimte d e m  

Ptolekt zu, ~ i n d  duc? .irr i;dnic~nderat be- 

rlinvvrtere ciiehes \Il;ieum. Die LLL- 3 

Bürgerentsche id  in d 
Jeden Sonntag um 18.40 Uhr ei 

der ARD-Serie ,,LindenstraßeU, I 

Münchener Frauenkirche, und d. 

weiligen Folge dreisprachig eingt 

30 Minuten alltäglicher Probleme 

großen und kleinen Katastrophen 

W. Geißendörfer hat für ein Millic 

Wer kennt sie nicht. die gute Fra 

Jetzt hat sich die Lindenstraße 

kratie angenommen. Die Geschick 

von Hansemann und Anna Zieglei 

unfall schwer verletzt. Die beidc 

Umwandlung der Lindenstraße i i  

beantragen. Die zuständigen St 

meisten Bundeslandern wäre die 

Aber nicht bei Hansemann, Anna 

denn sie nehmen die Sache selb 

nisieren ein Bürgerbegehren. Ein! 

wohner der Lindenstraße, von Kl; 

Aber hier wird sehr realistisch dar, 

gerbegehren nicht im Handumdre 

Es fordert viel Kraft und Engager 

Personen, was sich an Anna able 

ausgezehrt von der Dreifachroile 

mündige Bürgerin zusammenbricl 

tung erweist sich als wenig hilfreii 

Kompetenzen, muß Hansernann I 

Lindenstraße noch keine Tempo-: 

ais habe Drehbuchautor Hans W. 

die oftmals langwierige Umsetzun~ 

rens realistisch darzustellen. Wir si 

tergeht. 

IDENSTRASSE. 

jenstrat3e 
Tiielmelodie der 

t die Türme der 

der Titel der je- 

Es folgen knapp 

den. gewürzt mit 

erserie von Hans 

kum Kult.Status. 

direkten Derno- 

emeinsame Kind 

einem Verkehrs- 

ließen sich, die 

npo-30-Zone zu 

nen ab. In den 

te hier zu Ende. 

n Unterstützern, 

Eand und orga- 

werden alle Be- 

i Mutter Beimer. 

laß sich ein B~ i r -  

ipeitschen 1ä13t. 

den beteiligten 

die eines Tages 

rau. Mutter und 

iie Stadtverwal- 

worren sind die 

I. Bisher isr die 

und es scheint, 

Iörfer vor, auch 

?s Burgerbegeh- 

nnt, wie es wei- 



Damit der &Plan r 
eit zum Beton-Plan W 

Planungen vor Ort: Schneller Betroffen 
Wenh W ir uns eine Menge Ärger griffsregelungen g d  des Aus- Über 
und den Planem Sitzstreiks (end- gleiches im Rahmen der Bauleit- bind, Schwindelfreie lieh legal), Besetzung (illegal) und planung nachzuweisen ist. Ein 

RoPhtcrrDrdrehung "den Ungehorsam (ganz illegal) wichtiges instrument hierfür ist Der 
..+....+ -,.- -+...3r i.. ersparen wollen, sollten wir uns der Grbordnungsplan (GOP). plan (mas) Wer heuuurayr. r.rwaa 111 

Deutschland bauen will, muß 
sich dabei an das öffentliche 
Baurecht halten. 
Dieses Recht regelt die Geneh- 
migungsverfahren ftir Baworha- 
ben. Dabei spielen neben süid- 
teplanerischen und denkmal- 
schützerischen Aspekten, Fra- 
gen der Medienversorgung (Gas, 
Strom, Wasser/Abwasser) und 
auch verkehrsplanerische 
Aspekte eine Rolle. Zunehmend 
bietet das öffentliche Baurecht 
auch Möglichkeiten der Einfluß- 
nahme aus umweltschlltzeri- 
schen Gesichtspunkten. 
Eins aber bleibt dabei immer 
Voraussetzung: Man sollte kotz 
aller Kritik zumindest einen 
Überblick Uber die Rechtsgmd- 
lagen haben oder sich verschaf- 
fen können, um wirklich gezielt 
- . n m  I 1 .. 

bemUhen, das Vorhaben bereits 
im Planungsstadium zu veran- 
dern oder zu verhindem (nicht 
egal)! 

Das (A1l)gemeine: 
Öffentliches Baurecht 
Das Öffentliche Baurecht (Bau- 
gesetzbuch (BauGB) giiederi sich 
in das Bauplanungsrecht, das 
Bauordnungrecht (Landes- 
bauordnung, Verwaltungsvor- 
schriften, Kommunale Orisge- 
staltungsatzungen) und das 
Bauunebenurecht ("' -- " - - 
recht [Bund, Länder], A 
[Bund], Abfallrecht, Im 
schutzrecht, NY-  -- -' 
Waserrecht, ab 
h " ' * '  

In 3 o a \-CI DU 

gesetz (BNatSchti) ist z 
q. > C , - .  r - 

arraiben- prüfen, welche Bestimmungen komm 
"mrecht des öffentlichen Baurechtes im Bauge 
missions- konkreten Fail greifen. Baun~ 

awMnUtzrechtl WiiI ich also z.Bi wirkungsvoll VO), 

ieirsrecnr!. 
" auch Gesund- gegen Details oder insgesamt ge- Der ,,! 

C. o - I -\ n.. gen eine Verbrennungsanlage ist de 
ndesnahaschutz- -. . vorgehen, muß ich mich auf im (FNP) udemge- B aunebenrecht (Bundesimmissi- plan 5 

U ~ I I W S  nenmen zu ~onnen.  regeir, aais a e  rrage der Ein- onsschutzgesetz (BlmSchG und Er leg 
verschiedene Verordnungen) ieiwia 
nach den Genehrnigungsgrund- gebiet 
lagen kundig machen. Und nutzur 
wenn ein Baulöwe in einem Art C 

schönen alten Dorfkern ein ekel- (Woh 
erregendes Einkaufscenter er- Ba& 
tichten will, kann ich ihn viel- che G 
leicht mit der Ortsgestaltungs-/ ~ r ü n f  
Ortserhaltungssatzung bandi- 
gen. Auch hier gilt: vorbeugen 

das ~aumordnun~s~esetz,  vom 
Lanct- werden Raumordnunas- 

chen 
Forst1 

ist besser als Wildkatzen anlok- chen : 
ken, dabei hilft es, wenn ihr Euch kehr 
nach Erhaltungssatzungen in kehrs; 
schönen (bebauten) Gebieten er- reits 1 
kundigi und Euch im Zweifelsfai- Entwic 
le dafCtr stark macht. sogen 

Die B 
Dem eigentlichen Bauplanungs- gelt di 
recht liegt folgende Hierarchie das M 
zumunde: Auf Bundesebene ailt PI,,,, 

W.*=.. 
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lrbereitender Bau- 
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iche, Gemischte 
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sser-, Land- und 
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überörtlichen Ver- 
irtlichen Hauptver- 
um Zeitpunkt be- 
mdes und dessen 
lenießt dabei aber 
,,Bestandsschutz". 
ngsverordnung re- 
Art (51 - 5 15) und 
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i. 
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0.000 bis 1:5000 
also nicht parzel- 
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I. Allgemein gilt: 
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!r (jetzt kommts): 
utzungsplan ist fUr 
ein Instrument der 



Seibstbindung, d.h. sie kann sich 
bei B-Planungen oder V&E-Plä- 
nen nicht Uber ihn hinwegset- 
zen, kann ihn allerdings ändern. 
Zu jedem Fiächennutzungsplan 
gehört ein Erläutrungsbericht 
(55 Absatz 5 BauGB), der meist 
relativ aufschlußreich ist. 
Flichennutzungspkine werden in 
der Regel für 15 - 20 Jahre er- 
arbeitet, die Dauer ist jedoch 
gesetzlich nicht geregelt. Aller- 
dings soke auch ein Auslegungs- 
beschluß natürlich eine, zumin- 
dest politische, Selbstbindung 
haben. 
Nutzt die Chance und nehmt 
Einfluß auf die Gestaltung der 
Flächennutzungsplane! Wider- 
spricht ein B-Plan oder V&E- 
Plan dem vom Gemeinderat (per 
Satzung) beschlossenen FNP, ist 
er rechtswidrig. D.h. zumindest, 
das der FNP durch Beschluß der 
Gemeinde geändert werden und 
dann das Vorhaben komplett 
neu geplant werden muß. Genug 
Möglichkeiten, sich noch einmal 
einzubringen. 

Konkret und verbindlich: 
Der Bebauungs-Plan 
5 8 des BauGB definiert den 
Bebauungsplan als „rechtsver- 
bindliche Festsetzung fUr die 
stacitebauliche Ordnung." Er ist 
aus dem Flächennutzungsplan 
zu entwickeln, kann aber bei 
dringenden GrUnden vor dem 
FNP aufgestellt werden. 
Der B-Plan ist also konkret se- 

wesentiich mehr festsetzen, z.B. 
Fiächen für sozialen Wohnungs- 
bau, mchen zum Schutz, Pfle- 
ge und zur Entwicklung von 
Landschaften sowie das An- 
pflanzen von Bäumen und Sträu- 
chern etc. und Bindungen fllr 
Bepflanzungen und für den Er- 
halt von Bäumen, sonstigen Be- 
pflanzungen bis hin zu Gewäs- 
sern. 

Staatsknete sparen: 
Der ~ & ~ - p I a n  
Er ist wie der B-Plan aus dem 
Flächennutzungsplan zu entwik- 
kein und ähnelt dem B-Plan. 
Allerdings ist hier die Tragung 
der Planungs- und Erschlie- 
ßungskosten anders geregelt als 
beim B-Plan, wo Kommune Pla- 
nungskosten und einen Teil der 
ErschiieRungskosten t13gt. 
Beim V&E-Pian wird der Vorha- 
benstrager (nach $ 7 A h t z  I 

BauGB-MaßnahmenG) zur gan- 
zen oder teilweisen Tragung der 
Planungs- und Erschließungske 
sten verpflichtet. Dies wird in ei- 
nem Durchführungsvertrag fest- 
gelegt, in dem auch die Frist bis 

nungen aus ökologischen Grün- 
den verhindern zu müssen, hat 
mehrere Möglichkeiten. Zum 
Beiipiel: 

1. Biirgerbeteiiigung 
Sie erfolgt nach dem Aufstel- 
lungsbeschluß und nach dem 
Auslegungsbeschluß der Ge- 
meindevertretung. Wichtig: Öf- 
fentliche Bekanntmachungen für 
die Fristen beachten. 
Bei den dabei erfolgenden Ein- 
wendunge-n wird in Anregungen 
(Hinweise, Ratschläge, Meinun- 
gen) und Bedenken (Rechts- und 
Gesetzesverstöße) unterschie- 
den. Berechtigte Bedenken müs- 
sen berllcksichtigt werden, An- 
regungen werden abgewogen. 
Womit wir auch schon beim 
nachsten Punkt wären: 

2. Abwägungsentschluß 
Nach der Auslegung müssen bei 
i?3itplanungen in der Regel 
die Gemeinden abwägen. Meist 
erfolgt dazu vorher eine Bera- 
tung in dem entsprechenden 
AusschuR. Letztendlich muß im 
Stadt- oder Gemeinderat abge- 
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werden. I I gemäß Planzeichenverordnung 19 

hen Nutzung 
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mit: 
Einmischung kon- 
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Allgemelnes Wohn- 

Bg%auNVO) 

Art der baulichen Nutzung 

Allgemeines Wohn- 
ybiet 
5 4 BauNVO) 

GeschoßflBchenzahl(520 BauNVO) d.h. 
licher Bauleitplan g$ 8-13 maßigkeit zu verhelfen. GFZ @ GmndstOMLhe) H ~ n w e ~ :  Keller und I 

nicht als volle Qeschoße und werden nic 
BauGB). Der B-Plan ist parzel- Dodi auch andere Aspek- 
lenscharf (MaRstab 1.1000 bis te einer ökologischen Pla- 
1:500) und wird von der Ge- nung werden oft nicht be- 
meinde als Satzung verabschie- rllcksichtigt wie z.B.: 
det. Damit ist er für jeden Grund- - möglichst geringe Flä- i iahl der Vollgeschosse (520 BauNVO) a 

stllckseigenthner rechtsverbind- chenversiegelung und ge- 
lich! Vorhandene Nutningen ge- bUhrende Ausgleichsmaß- nur Einzelhiuser zulassig nur C 

nießen aber auch hier Bestands- nahmen FH 9,8 FirsthOhe in rn 
schutz. - Baumschutz 
Der qualifizierte B-Plan enthalt - energiesparende Ausrich- 
gemäß $30 Absatz 1 BauGB hing und Gestaltung, die Flachen f[lr die Landwlrtschafi (59 Abs. 1 Nr.18 ur 
mindestens folgende Festsehn- Nutzung regenerativer En- 
gen (I, keine Darstellung.. .): ergien ermtlglicht, ökologi- (P Abs. 1 Nr 18 und Abs. 6 BauGB) 
- Art und Maß der baulichen sche Energieversorgung 

Nutzung (Fernwärme, Blockheiz- 
- die Uberbaubaren Grundst~cks- kraftwerk) - Schutz I Pflege I Entwicklung der Landschaft (59 1 

flächen ' - ökologische Verkehrsan- 
- die tiberörtlichen Verkehnflä- bindung (geringer Individu- 

chen. 
Alles Angaben, die auch für eine ÖPNV, Radwege, @renn- 
Bewertung aus ökologischer te V e r k e h r s f h g )  
Sicht sehr wichtig sind. Mehr - ausreichender Immissi- 
muß die Gemeinde dem Vorha- onschutz u . v . ~ .  Sonstige I Zusätzliche Planzelchen 
benstrager (dem, der bauen will) Wer bei Planungen Vorha- 
nicht vorschreiben. Nach 9 ben ökologischer gectalten 
Absatz 1 BauGB kann sie aber will oder eben meint, Pla- 
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Direkte Demokratie besteht dann, ... 
Klare Mehrheiten 

Bürgerrechte! 
Gießenerlnnen stimmten ab: 66,1% gegen 
Bundeswehr, 75,6 % flir Ausstieg aus 
Atomkraft, 78,9% für mehr 
Bibgermitbestimmung 

I l k i n ~ ~ L a n d r y , ~  die Wksabstimmung (geht van Wk 
aus), aber die Referenden (dann gegen 

In den 'Ihgen va der Bundestags& etn neues Gesetz, van Wlk aus; oder 
war allen Gfeßenan die MCICdichkeft vai der Regierung aus, faüs in be- 
gegeben, einen ganz anderem Stlmm- sUmmten Bmdchn alme BQrgerent- 
zettel zu Mien als den van W& scheid nichts beschlossen werden 
saintas Neun kaikrets Fragen a w  kann) gehben auch dazu 
der Bundespoiitk waren der Wen 
Ente*ng der unterwa- Wahlrpektakel und dfrekie De- 
fen. Die Rojektwerkstatt d t e  si& 
damit von dem (Weudo)-Paiiamenta- Die jllrnmerliche A@tatbn um dfe dlitan- * B,lndamhl war etn putr Bel- Demokratie werben. spiel dessen, was dldcte Demkratle 

nicht ist Oberall Gesichter - Sthinnen- 
&innen, von denen 666 jetzt h 
Bonn sitzen Mumien skvler Jah- 
re tdelben, egal ob sie Ihre vzrspm 
cheneinhaitenodernicht,egaiobder 
Boger, der den AbgeoKlneaen 
W hat, sstne Melnung Sn* 
stirbt, auswandert, Für vier Jahre ist 
dem Volk die M d & h k e &  direkten 
EinfluS in den E n ~ p m z e ß  
zu nehmen, gaxunmen. 
Die Wahlplakate spie& es d e r :  in- 

Direkte Dernokrette: W- ISt .hab haben keine Bedeutung es ging 
um 'h' oder 'Deutschland', w e  

be&&eDemo-unter(rcheidet " 1 8 s ~ d e B &  Es w a r b  Wahl * dem 'W&' oder 'W- 
&'. 'Es geht los' oder 'aufwärts' 

*er 0l-m - sdwa& 

Verhdngnisuolle Folgen der re- 
ptüsentatiu en Demokratie 

durchdenKur~&Pditik~ndtkdb~ ~ * ~ ~ h ~ ~ ~ d i e s t l m m u n g ~  
der Republik W. 
sehen herrscht R h  Partelpoltjk & 
tet keine reale Chance f[lr nachhnh- 
ges, pdi- En9a-t an. Die 
BtiqaWhtilvan beschranken sich oft 
auf eine Art 'I;euerwehnivldsrstand' 
vor Ort Me aberregbnaien Zusam- 
maihllnge (Friedens- Anti- 
AKW-Bewegung, ...) sind immer 
darauf angewlssen, Dmck awaben zu 
k&lnen,umetwaszuemelchen,ohne 
da0 die Gesetze oder die kfassung 
hn Nachhinetn Spumn d b e ~  6fdentli- 
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... wenn die Menschen selbst entscheid( 

b Dlrekte Demokratle In Hessen 
04 Saarenl. Erst seit kurzem Der BmgplpntsdIeki Ggpgnjdüische Enkbdunm da Gmehh 
d t s o e h ~ n f r t ~ ~ d m . D ~ s r u m u ß $ n e J i I I N e l r , - F ~ ~ d k E n ~  
dun~mteütirndmdlaPesamt~zubwenneidon ~ u w s p o r s ~ e n m m e h r a l r 1 0 ~ t d s r  
~ ~ U I I ~ E S C M U ~ ~  d. ~ a ~ l a h r t d h ~ e m e i n d r o h s ~ b ~ t 6 n m t ~ ~ d i a d ~  beldarir~btdo 
stms 25 k m t  &r b r & u m  und mehr als dh W t e  a k  Absthnmmh fdr dei h h . q g  sllm 
men müssm. AuS8dsn, k h m  Absbinmuqm zu t v d t c ~ ~ ~  Fn&pn beanfrt@ wPrder (wls bimrsr mit 10 
kmtdPT iuddhchllbtmL d h d l e G d d t i k  bs fd im D s r u s e h d r t m i n V a n  

h m m c b t  tk &s ~irl~ls>t Bsiklsr ist in & andem B- &en. 

c h e n i & t ~ & - & ~ h r  
d l m g f a r P b r e b s r ~ M S I b d d  
dt. 
ADds lpuuhdmdnnur rw lh - '  
und 'noch v3d &tm' m t & h  
d k h H k m & R L m d ~ h  

schen Lebais. Diese Btpolarisiening 
Ist aber khstlt3i: in Wirklichkeit 
stimmen die befden Protagonisten in 
den allermeisten Punkten aberein. 
Zwel große Partelen, die abwechselnd 
das Land regieren, sind die logische 
Folge (krasseste psplele: Großbrt- 
tannten und dle USA). in der repd- 
sentativen Demokratle tst dte Zahl der 
Parteig die eine politische RoUe spie- 
len, gering (Landtage mit drei Partei- 
en!). Dtes bedeutet ehe  groi3e h u t  
tn der poltüschen Debatte, eine H o  
rnogentstening der Positionen. Die 
Lander mit htiu8geren Volksbefragun- 
gen bieten e h e  hahere Zahl von Par- 
teien. in der Schwelz zum Beispiel 
wird das Wi%la-Spektrum deh der 
CDUESU von vier bis h f  Parteien 
gedeckt, d e  im Parlament vertreten. 

Bunderr- und Landesebene BeHyIt 
we-n? sdl die ü e v b i h ~ n g  über 
k I ~ s l l m m u n g e n  batelligt W- 
den? Sol/en Wahlen stritt relnar U 
sfmwahlen euch EnbPdreidung@h- 
gen einbinden (kle hlw)? 

Direkte Demokrutie ab 
HeilrniffelP . 

V& Argumente sprechen fQr die di- 
rekte Demokrat@ sie ist aber nur eh 
Mittel auf dem Weg zu slna Gesell- 
schaft, in der Mitbestimmung und De- 
mtdItBt selbstverstündkh rind Dle 
Ebnfthng von ibiksahsthnmungen 
staßt auf Ablehnung aus den konser 
vativen KrClften, es hsndelt sich da 
ganz klar um die Weicügung wm Pri- 
degten, die die B- in Frage stellen 
kdnnten. Aber auch innerhalb der h- 
kentauchenArgmentegegendie& 

rekte Demokratie auf, Ist das Volk an- 
gesichts der Stllrke der Medien Ober- 
haupt in der Lage, sich eine eigene 
Meinung ni baden 3 Das Problem ist 
zwar real, aber auch in der repräsenta- 
tiven Demokratie vorhanden. Außer- 
dem 1iBt sich das Medlen-Monopol 
viel einfacher in eher direkten Demo 
kratie durchbrechen (Itberalere Rund- 
funk-Gesetze zum Beispiel wären be 
stimmt einfacher per Volksabstim- 
mung durchzusetzen). Das Beisplel 
der Schwelz (Ablehnung des EWR- 
Beitritts) zeigt, da6 die Aiitanz d e r  
Partelen, der Wirtschaft und der Pres- 
se nicht imm reicht, um ehe  A b  
S t f m m ~ g  ZU Wnai. 

Ein zweiter Punkt gegen die direkte 
Demokratle ist die Angst var dem 
Rechtsradikabmus und -populismus. 
Was passiert, wenn das Volk die A b  
schiebung von Aushndern f&dert 3 
Dia Frage ist nicht einfach ni beant- 
worten. Ragmtkh betrachtet, ist 
die letzige Lage kaum besssr: A b  
Schaffung da Asylrechts durch die 
bekim gd3en Pamen. Gnindslltz- 
Lichabersdlendlehauflgeren\k3ks 
be6.agungezr die MihdQkeIt dea B* 
ger mmelfrtstlg fardan Wenn eln 
Volk re&nä8lg aufgefordert wird, 
sich mit Sachfragen auseinanderzu- 
setzen, Argumente zu verstehen, um 
etne eigene Entscheidung ni treffen, 
haben Ha8 und Ugen auf Dauer W 
n@r Chancen. 

Damm d hwm* eine 'aldpmalh 
a i a t t h h  b ririEgai SM& laben ali 
G ~ & r ~ & & d b n a d w a .  Vhir 
sindnotue&. E W m  7husmd Sbimmor 
Zkil.dvinw&wun#eAkUunmhwra 
M h w -  
W Mr L ' h a t i w  M' ist d 
i m $ P r B ~ l a g d h ~ . D a t ~  
dar F u & b g m m  Wumen sub 
Shmzettol mtt 13 kmknten h g m  ZU 
poütik auspisot Ws l 3 O w r h ~ i i  auE 
$91 & W ddIt s h h  
U b i m d ~ J ~ u n i e r l 8 u n  

komm abrtbnmm. Das iaia 
auch via4 qus dmh ai.4 Gesollsdat 
rdilchtm: 12i0 Sihmn h n h  sich na 
$ P r A k m n h h c h n 0 L ~ ~ ~  
ml thE&wtmdsrAbs tbnm~gs  
Ws h &I m s m  abgbR&t D& h 
zeulPrbdeAkbbndundbmchbnut 
sehnmmtamD&StidGlseerti 
au& ward3 Kn~laDmdaath 
h ~ t D h n z m i d h ~ d a  
A k h  duch W &dPr- 

Nun wU allnhdhangid&irs 
huhr Splldrriinr d m d h  

13-15.l. (wshncrhsMbh k 
J&umhtthh~d$orSLhaia 
werdaEr004&moheLandtqqPwd 
dmpdithdmAakirmdhltsi)rS.nr 
und Naiunchuhrscht, M AbM- und k. 
11t ik ,abaauchni ikLnadaaba 
A m l X u n d 1 6 1 2 ( ~ i r a $ o r U Q h U n  
Sh*h-zmqantidsunur 
a u w u t  rad clY, Sümmzettai 4 d 
d S r p r a n a w l t u a d a ~ ~ W ~  
I s r a u ~ r a d l d d h u c r o g k n i i l d s P I  
se-hI&ubnth&tm&h'HQir 
shKb'dh , sammcab,amSsmshigak~~~  
roehnerd,surradIkirmrfrsumtqgmclY,h 
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L l m n a d b u , & i r I % d l n w d s r b  
mdadBathde-OhmkJtts: 
rfrmRdElUcrunddbAPr#lm 



Fortsetzung dem Artikel. zur direkten Demokratie 
(siehe Saite ) 

(Von Jörg Bergstedt, Saasen) 

Sonnta ,19. Februar, im Wiesbade- 
ner ~a tk ius :  Fanf Mitwirkende in 
der Aktion 'Direkt - fOr mehr direk- 
te Demokratie' hangen in der SPD- 
Wahlfete eln Transparent auf mit der 
Aufschrift 'Schade, daß in Hessen 
nur die Parteien regierenl' Desinter- 
esse bei den meisten, unglaubiges 
K fschatteln bei einigen tn der NX 'wer soii den> sonst regie- 
ren?' fehlt einigen JUSOS mit Bier- 
glas in der Hand bereits die nötige 
Phantasie Ein anderer denkt schon 
weiter: Es kbnnen doch aüe mhe 
gieren - massen M t  in die Parteiai 

eintreten. So recht wili keiner einsehen, daß 
Demokratie auch mit direkter BairgerInnenbe- 

funk- kante W d das Transparent und die daneben- 
gehangten Ergebnisse der Abstimmung zur 
dkekten Demokratie abgerissen werda, wid- 
met sich ein SPDMitglied den Demonstran- 
ten. Er tiußat sein Unverständnis aber die 
Aktion, denn schließiich gäbe es doch die 
M6gMhit eines Volksentscheides in der 
hessischen Verfassung. Man mQBte halt nur 
ein Zehntel der wahlberechtigten dazu brjn- 

E2 dieses zu beantragen. Das wären aber 
.RIO, wohi aussichtios ... 

Den folgenden Entscheidungsvorschiagen 
wurde mit deutlicher Mehrheit zugestimmt 
Bel ihnen gibt es keinen Zweifel: Die Lan- 
desregierung d sie umsetzen. Ales an& 
re wäre abgehobene Politik ohne Bertick- 
sichtigung des Bfhgendensl 

Freiheit der bhrmittel an Schulen: 
9 3 , s  Ja. 

Konseauenter Umweltschutz bei d e n  
Handlungen der Landesregierung: 

92.2% Ja. 
Ausweitung der Ju~dfOrderung auch 
auf freie Projekt T48: ~ a .  
Zulassung lokaler Rundfunksender: 

8 9 , s  Ja. 
Sanierung bestehender Gebaude statt 
Neubaugebiete: 8 5 , s  Ja. 
Dezentralisierung der Pbiitik und 
b k u n g  der Bairgermitbestimmung: 
\ 86.5% Ja. 

Die rechtliche Caae 
Doch der SPDIer inte - ein Fhftel muS es 
seh, also aber 800.000 Wahlberechtigte in 
Hessen. Jugendliche unter 18 Jahren, Wohn- 
sitzlose und Aushnderinnai haben auch hier 
keine Rechte Die Zahl 800.000 ist jedoch 
nicht zu schaffen. Schließlich war es bei der 
Landtagswahl de mal die dreifache Men- r 9e, d i e m r w  ging 
Die genaue Passa aus der hessischen Ver- 
fassung (- IR) lautet wie folgt: 

0)  Eio Voikolrchdd bt hrrkh.liUm, 
wroi di FPaitrl der Siimmbdtfitri  dir 
&gdno nncb Vodrgaag dnrs Grwtrrnt. 
r u f 8  rtrUt k m  V d b k g d m  ma6 d o  r i u  

6' rrbdtrr Grirhmtwwi iignioda H q r ~  
r Ilruhdäplrm, Abgrbroganhr oda &. 

mldiigmdoaigli Bmro i W t  Bqrv 
stand dars Vothskgaiuens win. 

4) D u  VodlLia brh Voikmk@rn nl C o l t rr i r tdr idn~t  d u  61rti. 
Mit diesem Text sind derhand Htirden aufge- 
baut Die graßte bleibt die unerreichbare Zahl 
von einem Fhftel der Wahlberechtigten. 
Schwierig ist auch die Einsdwhkun auf Ge- 
s-twbfe und & Aurgrenztm & Hai, 
haltsplanung und von Abga 
Gerade die letzteren haben in den verg 
nen ~ahren  an ~ichtigkeit gewonnen -T 
bei Udtschutzabgaben. Besonders 
schwierig M auch der Absatz 4. Das dort an- 
esprochene Gesetz gibt es ntimiich nicht 

Bar watet, sich eine initiative f ~ r  ei- 
nen Vdksentscheid selbst aberlegen muß, 
wiesieselbigendurchfCthrtDieLandesrsgle- 
rung und sptiter Gerichte können dann ent- 
scheiden, ob des richtig war. Die na Zeit lau- 
fenden Bbgemntscheide in Kommunen zei- 
gen aber deutlich: Was den Poiitkinnen 
nicht behagt, wird aber irgendeinen hnfeh- 
ler gektppt 

Neue Weae sind nötig 
Direkte Demokratie funktioniert am besten 
auf dezentraler Ebene Wo die Anwohnerin- 
nen eher Straße selbst entscheiden, wie die 
se gestaltet wlrd, kann Interesse und Betelli- 

8" g entstehen. Daß die Gemeinde, beste- 
end aus verschiedenen Orten, die niedrigste 

Ebene politischer Entscheidung ist, ist bereits 
ein wesendicher khhr. Um der direkten De 
mokratie und starkerem interesse der 
rInnen den Weg zu ebnen, muS dezent& 
siert werden: Eigenstiindigkeit der Orte, Ent- 
SCheMungsrecht fQr Ortsteile, straßenzllge 
usw. sowie Verla n von Kompetenzen 
vai Bundes- unKtifesebene zu den Orten. 
Sodann sind die Gesetze aber die DurchfOh- 
run von VoIksaitscheiden zu tindem. Die 
Zad der ~ n t r a  steüer mui3 erheblich gesenkt 
und die ~6g l i che i t  zum biksentscheid auf 
d e  poiischen Entscheidungen ausgedehnt 
werden 
Als zukhftigen Text fQr die Landesdas-  
sung Hessen schlagen wir von der Aktion 
'Direkt' daher vor: 

0 )  Eh Voiknitddd. bt hltkirif4Lrrm, 
mi 5 h a t  d a  Stimmbwclwri akru 

buotngn. Dibd gmP@ do hmrmt, ia rC 
ori otrig ii rtdho, l i  iUro Kommiim 1i 
dio 8 fioiigndtri dri Antngnotwad iiu 
idegro i i d  d l r r  Bffentllcb bekaootriau. 
da. k r  dem VoikuotKLrld t imiodrb  

a rrdr E i m i f  fiu di 6rnti odaÖlia b b  
r i d a  B d M  miß & k i  wlbt i id l~  vor 

h i i d a  AL 

4) D u  Vodiihm kh Volkobrgdia iod i" oikuntrcLdd b i o  prr Grnti fas@rh@ 
ntdoi. Anfordrrumga, dir olckt h rhrn 
brroidaa hub odor dlcru Vatrrnig 
Mrhm, U o r i  rieL ilcbt #atdlt wrrdoi. 

Den folgenden Entxheidungsvorschiti 
wurde mit Mehrheit zugestimmt &gs 
gab es auch etliche Gegenstimmen. 
Genauere Mskussior~en sind notwendig in 
der Tendenz ist aber deutiich, da6 pditi- 
sches Handeln in diese Richtung erforder- 
lich ist 

- Freiheit flh. aitemative Schulformen: 
75,0% Ja . - SchOierinnen erhalten die Halfte der 

Stimmen in der S3idkonferenz. SVen 

74,6% Ja. 
- Keine Freistellunci fQr das DSD (Gdner 

Punkt): 
72,9% Ja. 

- Verbot ith d e  Gifte auf kkem und 
anderen Flachen: 

I 
- ~ 

79.9% Ja. I I - Sofortiger Stopp d& Strai3enbauten: 
61.8% Ja. I - Jugendlichen entxhhden aber 

Jugendpolitik: 76,2% Ja. 
- Abschiebung von AS lbewerberinnen 

verhtndem: 674% Ja I 
J Bktion "Direkt99 

Profekt8"pe Demo tieundmehr fQr direkte 
Mitbestimmung 

~6ntaktadresse: 
Projektwerkstatt im Kreis Gießen 

hdwigstr. 11 
35447 Reiskirchen-Saasen 

T i  0640115651 



Einige Abstimmungsergebnisse waren sehr 
knapp Zwei Vorschlage wurden nur hauch- 
dann angenommen - Grund alsq die Dis- 
kussion weiterzutreiben und eventuell auch 
abweichende Lbsungen zu finden. 

I - Verbot von Inlandsflagen und 
Flughafenausbau: . 

53,796 Ja. 
- Straffreiheit fLir Drogenbesitz und 

-konsum: 53,296 Ja. 

Wenig Resonanz 
Basis ppen und Pmjektwerkstatten, die in 
der A i(" tton 'Direkt' zusammenarbeiten, ha- 
ben in den Tagen vor der Landta swahl in 10 
Stadten Abstimmungen d u r c h g e h  Dabd 
wurden zu den wichtigsten Entscheidungen 
der nachsten Jahre Vorschlage unterbreitet, 
denen jedeR zustimmen oder sie ablehnen 
konnte. h e r  600 Stimmzettel waren am En- 
de aus M t  - fOr viele Abstimmende Anlaß, 
ober & punkte erstmais nachzudenken. 
insofern war dle Aktion Beweis, da0  B b g e  
rinteresse wachst, wenn die Beteiligung mbg- 
lich Lst. 
Die Ergebnisse wurdender SPD auf ihrer 
Wahlfete und dem GR- Rupert von 
Plottnitz abergeben. in beiden Fällen ernteten 
die Mitwirkenden der Aktionsgruppe Desin- 
teresse Noch schlimmer verhielt sich die 
Presse. Sie wurde standig aber die Aktion in- 
formiert einschließlich der Endergebnisse. Re- 
sultat: Null. Das riecht nicht mehr nach Zufall ... Der Staat und die Mach- in ihm bun- 
kern. Haben sie Angst vor den Menschen, die 
sie regieren??? 

Zwei Vorschlage fielen mehrheitlich d d .  
In beiden Fallen aber war das Abstim- 
mungsergebnis knap Alternative Vor- 
schl&ge sosdn auch ker  entwickelt wer- 
den. Die Zahl der Ja-Stimmen bettdgt in 
beiden Fallen um 40 Prozent - Grund alsq 
Vdndemngen zu diskutieren! 

- Verbot der Jagd und von 
Hegemaßnahmen: 

60,896 Nein. 
- Dezentralisierung der Polizei und 

Kontrolle durch Bür Innen: 
5 5 %  N& 

Demokratie- 
Werte katalog 
Auf der Basis des folgenden Wertekatalogs sol- 
len Vorschläge für die Demokratisierung der in- 
ternationalen Politik entwickelt werden. 

Der Weg: 
Die Qualität der Demokratie hangt entschei- 
dend vom demokratischen Bewußtsein der 
Menschen ab. 
Demokratie ist nur durch Dernokratie zu errei- 

chen. 

Der Mensch: 
Der Mensch ist Selbstzweck und braucht sich 
nicht für seine Exisrenz zu rechtfertigen. 
Die freie Entfaltung der Personlichkeit, scwe~t 
nicht die Rechte anderer verletzt werden, nu13 
geschützt werden, gleiches gilt für die freie 
Entfaltung gesellschaR!icher, kult>re!ler ~ i n d  
weltanschaulicher Gruppen. 
Unabhängigkeit und Selbstbestimmungsrecht 

des einzelnen. 
Es gilt das Prinzip der Verantwortlichkeit für 

das eigene Handeln. 

Der Bürger und staatliche Organisationen: 
Die Bürger/Menschen der Gesellschaft sind die 
Quelle für Normsetzung. 
Staatliche Organisationen sind von und für 
Menschen geschaffen und konnen jederzeit 
wieder geändert werden. 
Menschen können direkt Einfluß nehmen auf 

die Gestaltung der Gesellschaft (poiitisch, kul- 
turell. ökonomisch). Sie haben Teil an der 
Machtausübung. 
Die Ausübung der Bürgerrechte mu13 für jeden 
zewährleister sein. 
Es gibt ein WiderstanOsrecht gegen Seseiti- 
gung der diiriakratischen Ordnung sowie ge- 
gen die Abschaffung individueller Grund- und 
~enschenrechte. 

Die demokratischen Spielregeln: 
jeder Bürger hat gleiches und geheimes Stirrim- 

recht. 
Mehrheitsprinzip (einfach, absolut. 21.3-Mehr- 
heit, Beacht~ng von Minderheitenschutz etc.j 
Politische Entscheidungen sollen so lokal wie 
möglich getroffen werden, im Zweifel auf der 
niedrizeren Ebene. Die Betroffenen sind ange- 
messen am Entscheidungsprozeß zu bereili- 
gen. 
Politische Entscheidungen sollen nachvollzieh- 
bar sein. Klarheit, Einfachheit, Offenrlichkeit. 
Inforniationsfreiheit (Zugang zu staarlichen In- 
formationen und freie Verwertung) 
Gewaltenteilung 
Revisionsvorbehalt: Regeln. Gesetze oder Ver- 

Fassungen sollen überprüft und neuen Entwick- 
lungen angepaßt werden. 



Direkte De mokratie: 
Reformismus oder Schritt zu 
einer Gesellsch aft von unten? W: 

Ein Posi t ionspapier d e s  Inst i tuts f ü r  Ökologie, ~ a c h b e r e a  ' l i t k  & ~ i r t s c h a t i a  P 4% 
Diese Position des Fachbereichs Politik u n d  Wirtschaft i m  Institut für Ökologie 
begreift die direkte Demokratie als Chance, Anfänge i n  Richtung einer Gesell- 
schaft von unten zu setzen. Allerdings muß direkte Demokratie Mindestanforde- 

E &.,-T-,m-iiE@ runqen qenügen. u m  nicht neben der Verbesserunq der Mitbestimmunqsmöq- 1 
l ichkei te i  gleichzeitig die Akzeptanz bestehender ~errschaftsvei  
höhen oder gar Mißstände zu festigen. 

$ lw *&@J 
ilg_\n4 Kernaussage 1: neue Ideen und Varianten möglich sind. Betroffene Minder- 

heiten müssen ein Vetorecht besitzen bei Entscheidungen, die 
.- . . Direkte Demokratie ist ein Schritt auf dem 

P54 sie substantiell betreffen (was das genau ist, muß geklärt wer- 
gzm.gm~ Weg zu einer Gesellschaft von unten den). 

Jede zusätzliche Form der Beteiligung von Menschen an den politi- 
schen Entscheidungen kann ein Schritt sein zu einem Mehr an 
Selbst- und Mitbestimmung. Damit stellt sich das Institut für Ökolo- 

Direkte Demokratie in der aktuell diskutierten Form versagt an 
dieser Stelle zur Zeit völlig. Es gibt ausschließlich Ja-Nein-Ab- 
stimmungen, die auch im Zuge des Entscheidungsprozesses 
C m .  8 . 0 A ,  .. iung) unveränderlich sind. Der 

st der der Debatte mit dem Parla- 
t ein nichtdirekt-demokratisches 

,.-- 
' gie hinter die Position, daßdirekie Demokratie mehr ist als nur eine ~U'sKUSsiOn Oer HosTimn 

Akzeptanzbeschaffung für die bestehenden Verhältnisse. einzig vorgesehene Prozeß i 
ment - und das wiederum is 

Allerdings müssen einige Kriterien erfüllt sein, damit von einer tat- Feld, "--%& sächlichen Verbesserung der Beteiligung geredet werden kann. 
@Beteiligung ist dann gleichbc-,.-i.&:-& -..- i. J:- D - L  

&J& @Eine Beteiligung muß tatsächlich erfolgen und nicht nur menbedingungen Gleichber~ 
scheinbar Nicht nur das reale Abstimm 
Die meisten der heute praktizierten Beteiligungsverfahren bin- zessen, sondern auch die Fa 
den die gesamte, eine repräsentative oder zufällige Teilmenge, Abstimmverhalter ' --'-" -- 
meist aber nur ausgewählte Teile der Bevölkerung nur ein, oh- Daten (Akteneins 
ne ihnen tatsächliche Beteiligungsrechte einzuräumen (An- nen in den Medie,,. 
hörungen, Bürgerlnnenversammlungen, Agenda 21 usw.). 

-0-g werter Bedeutunc -L-' -':- - 
%&mmmms Die direkte Demokratie erfüllt jedoch diesen Punkt, d.h. sie schiedener Positic 

schafft real bessere Mitbestimmungsmöglichkeiten. Das gilt je. Diskussionen usv 
doch nur für die Wahlberechtigten. Die direkte Dernr,,.,,,,, ,„,, 

E i n e  Beteiligung darf sich nicht auf ohnehin privilegierte KQ~ eher unabhängig, d.h. Domi 
@L ,m,-,e,-,- -P Gruppen beschränken nungsmache bleiben auch ir 

Fast alle zur Zeit angewandten Beteiligungsverfahren stärken Volksentsrheide erhalt~n. Fii 

ricciiiiyi, weiiii aucii uie naii- 

echtigung schaffen 
recht ist Teil von Beteiligungspro- 
ktoren, die Meinung und damit 

i oeeinriussen. Dazu gehören der Zugang zu 
ichtsrecht) und die Darstellung von Positio- ... \I,... n,.. ingerer, aber durchaus beachtens- 
J ~II IU U I ~  rleichberechtigte Darstellung ver- 
men auf Veranstaltungen wie Anhörungen, 
J. 

lkr-+i- lallft von diesen Rahmenbedingungen 
inanzen in der öffentlichen Mei- 
n Rahmen der Bürgerlnnen- und 

-.n zusätzliche Zugang zu Daten ist 
enhveder die Privilegien organisierter Gruppen (NGOs, Kon- nicht vorgesehen in den aktuellen Vorschlägen zur direkten 
zerne usw.), in dem nur diese beteiligt werden, oder zumindest n~rnnkratip 

--...-...W..-. 

die der Wahlberechtigten. Hier hat die aktuell angewandte 
hk,A,~mhnii Form der direkten Demokratie Mängel, da sie bestehende Un- 

Bei Nutzung dieser s ' -' ' 

'-' " ' .'. , ,  , , ,  , 

gleichheiten verstärkt, in dem Menschen, die schon nicht 
wählen oder aewählt werden dürfen. ietzt auch nicht abstim- ben ak'uel!en-vorsct 

Meljlatte für Beteiligungsvertahren taljen bei 
iläoen zur direkten Demokratie bedeutende 

, , 
men dürcn. Allerdings das nicht wingend, direkte Mängel aut Dennoch bann die direkte Demokratie immerhin in 

mokratie könnte als Einwohnerlnnenentscheid allen Menschen !3,1,1,zelfällen spürbare Verbesserungen bringen - und ist damit Be- 
" , in keinem Punkt Verbesserungen bringen das gleiche Stimmrecht einraumen. reiiigungsrormen, Oie 

9'894@IWW*@? 
(wie Agenda 21 oder 

Beteil igung darf nicht das Recht der Mehrheit gegenüber einer dem ist leicht nachvo 
,==,C- 

von der Entscheidung direkt betroffenen Minderheit stärken nohvendigen Regelur 
D*&&&@? Beteilisunssverfahren sollen Lösunqen finden. die die Kreati- !--- c-L..:, L:- -. 

Bürgerlnnenversammlungen) überlegen. Zu. 
Ilziehbar, daß die direkte Demokratie um die 
igen ergänzt werden kann, um dann ein voll- 

weriiyer JLIIIIII riirr LU einer Gesellschaft von unten zu sein. 
vität und die Positionen möalichst vieler ~enschen einfließen 
lassen. Reine ~a- ein-~bstiirnungen lassen das nicht zu. Ent. 
scheidungsfindung muß ein Prozeß sein, in dem jederzeit 

I 11' # #D 
statt Markt Q Macht 

4 
\ - - 

www. projektwerkstatt.deluvu . J - .~ ,-,~ , ,.., , . \  , . , ,. 



Kernaussage 2: 
Direkte Demokratie löst nicht alle Probleme - bei 
weitem nicht! 
Direkte Demokratie kann ein Schritt zu einer Gesellschaft von unten sein und 

für einen Teil der Probleme Lösungswege bieten. Ohne weitergehende Verän- 
derungen aber kann nicht einmal die direkte Demokratie gelingen, denn sie ist 
eingebettet in Rahmenbedingungen, die freie Entscheidungen beeinträchtigen 
oder gar unmöglich machen: 

Monopolisierte Medien 
@Finanzielle und organisatorische Ungleichgewichte zwischen Konzernen, 

Staat, organisierten und, am unteren Ende der Möglichkeiten, unorgani- 
sierten Menschen. 

@Sachzwänge, Existenzängste, Repressionen und Drohungen. 
@Staatlich kontrollierte Bildung. 

Diese Rahmenbedingungen bestehen, werden auch direkt-demokratische 
Entscheidungen nur teilweise eine tatsächliche Willensbekundung der Men- 
schen sein. Allerdings unterliegen auch Politikerlnnen dieser Beeinflussung, 
zusätzlich noch Fraktionszwängen und Karrieredenken, so daß direkte Demo- 
kratie gegenüber der repräsentativen Demokratie einen Fortschritt bedeutet. Sie 
ist aber untrennbar verbunden nach dem Abbau von Herrschaft und fehlender 
Selbstbestimmung auch in anderen Bereichen. Solange die Gesellschah nicht 
frei ist, ist auch die direkte Demokratie nur ein kleiner Fortschritt. Diese eigene 
Begrenztheit rnuß in der politischen Auseinandersetzung um die direkte Demo- 
kratie immer wieder benannt werden. Sonst läuft die direkte Demokratie Gefahr, 
nicht nur ein kleiner Schritt in die richtige Richtung, sondern auch ein großer 
Beitrag zur Akzeptanzbeschaffung der bestehenden Verhältnisse zu werden, in 
dem sie eine Spielwiese in politischen Nebensächlichkeiten bietet, während in 
den zentralen Entscheidungsprozessen politische Beteiligungsrechte abgebaut 
werden. 

tie um Bürgerlnnenbüro u.ä. ergänzt werden, die bei allen Abstimmungen, 
aber auch darüber hinaus zur Aufgabe haben, Informationen für Menschen 
bereitzuhalten oder bereitzustellen. 

Beispiele: 
- Ständige Auslage aller Planungsunterlagen einer Gemeinde in einem Bür- 

gerlnnenbüro und fachkundiger Erläuterung. 
- Recht auf Akteneinsicht 
- Information und Datenoffenlegung schon zum Beginn aller Planungen 

Diskussionsprozeß 
Direkte Demokratie darf sich nicht auf eine Ja-Nein-Frage beschränken, son- 
dern muß Prozesse und Kreativität zulassen, besser: fördern. Dazu sollten 
qualifizierte Diskussions- und lnformationsprozesse, vollständiges Aktenein- 
sichtsrecht sowie die jederzeitige Mög- 
lichkeit, neue Ideen und Vorschläqe in I Institut f 
die Debatte einbringen zu können, 
vorgeschrieben sein. Denkbar wäre, 
die Zahl der Vorschläge in vorberei- 
tenden Bürgerlnnenversammlungen 
auf z.B. bis zu fünf einschließlich der 
beiden gegensätzlichsten Positionen 
bzw. der Nullvariante (keine Verände- 
rung der aktuellen Situation) zu redu- 
zieren und dann abzustimmen, wobei 
eine Stichwahl nötig ist, wenn kein 
Vorschlag eine Mehrheit oder 2.B. ei- 
nen Mindestvorsprung erringt. 
Beispiele: 

- Generelle Festlegung bestimmter 
Vorverfahren vor jeder Abstimmung 
zur Formulierunq von Lösunqs- - 
möglichkeiten 
und ~ ~ f ~ ~ ~ ~ , ~ ~ ~  ( z , ~ .  gürgerlnnen- Kernaussage 3: 
versammlungJ u'ä') 

Direkte Demokratie kann sehr unterschiedlich sein - Abstimmung auch über mehrere 
Die Forderung nach direkter Demokratie bedarf einer Konkretisierung. Bür- Varianten und Vorschläge, z.B. mit 

gerlnnen- und Volksentscheide können sehr unterschiedlicher Qualität sein. Präferenzenfestlegung durch die 
Daher ist das Eintreten für direkte Demokratie, Volks- und Bürgerlnnenentschei- A bstimmenden 

de ohnde diese Konkretisierung sinnlos, denn sie fordert etwas Unbestimmtes (Reihenfolge festlegen oder Punkte 
vergeben) und wird anschließlich sehr breiten politischen Spielraum lassen, wie das Mittel 

Gegen 3 Eure (2.0. in Briefmarken) 
schicken wir alle Positionspapiere 
und die .Öko-zeitung gegen Markt 
und Kapital" zu. 

Institut für Ökologie 
Ludwigstr. 11 
35447 Reiskirchen 
06401 190328-3. F ~ x  -5 

dann tatsächlich eingeführt und umgesetzt wird. 

Wer direkte Demokratie fordert, muß sich auch klar bekennen, welche For- Dezentralisierung politischer Entscheidungen überall 
men dieser Mitbestimmung er/sie will. Sonst kann direkte Demokra- Die aktuellen politischen Strukturen lassen direkte 
tie auch zur Waffe gegen Menschen und ihre Selbstbestimmung wer- Demokratie nur auf der Ebene bestehender Verwal. 
den, wenn z.B. Minderheitenrechte nicht gewahrt sind oder nicht alle 
Menschen gleichberechtigt abstimmen können. Manipulierte Fra- 
genstellungen oder Ausgrenzungen von Themen können politisches 
Engagement und Interesse weiter zurückdrängen statt diese zu för- Beziehungen und Strukturen zwischen den Men- 
dern, was ja eines der Ziele direkter Demokratie ist. schen vorhanden sind oder sein müßten, wenn direk- 

te Demokratie oder, weitergehend, die Selbstbestim- 
mung der Menschen und ihrer Zusammenschlusse 

Kernaussage 4: tatsächlich Sinn machen sollen. 

Direkte Demokratie rnuß daher möglich sein: 
Die direkte Demokratie muß emanzipatori- Auf Orts-, Stadtteilebene, in Wohnblöcken, Straßen- 
sche Ziele integrieren Zügen, Landschahsräume usw. 

Die folgenden Vorschläge sind der Versuch, für direkt-demokrati- In Betrieben, Schulen und anderen Einrichtungen, 

sche Entscheidungsprozesse eine Mindestqualität zu setzen. Direkte Innerhalb von Betroffenengruppen zu ihren jeweili- 
Demokratie darf nicht losgelöst von dem Prozeß zur Abstimmung gen Themen (Behinderte, Jugendliche usw.). 
und von den politischen Rahmenbedingungen organisiert werden. Es Demokratisierung der Medien, Schaffung von 
ist die Aufgabe derer, die die direkte Demokratie einfordern, diese Möglichkeiten für freie Medien. 
Vorschläge zu verbinden mit Forderungen, die der direkten Demo- Die Forderung nach der Einführung dieser Entschei. 
kratie erst ihre Qualitat verleihen würden, ein Schritt zu einer Gesell- dungsebenen muß Teil der Forderung nach direkter 
schaft von unten zu sein. Demokratie sein. Allein die zentral organisierten Ge- 

meinden, Kreise, Länder und die Bundesrepublik 
Transparenz Deutschland als Ort der Venuirklichung zu sehen, 

uneingeschränktes Akteneinsichtsrecht und die T~~~~~~~~~~ von lehnt direkte Demokratie an administrative Vorgaben, 

Positionen und dahinterstehenden Interessen sind notwendige 
Voraussetzung für eine qualifizierte Entscheidung. Für alle Vor- 
schläge rnuß deutlich werden, wer diese unterstützt und welche 
Ziele damit erreicht werden sollen. Die Darstellung von Kritik und Bewohnerlnnen eines Häuserblockes entscheiden 
Gefahren rnuß uneingeschränkt möglich sein. Der Zugang zu al- über Gestaltung des Innenhofs bzu! der Außenanla- 
len Unterlagen, die zur anstehenden Frage existieren, muß ge- 
währleistet sein. Hier ist vorzuschlagen, daß die direkte Demokra. einer Straße über deren Gestaltung. 



- O h  und Stadtteile dürfen ebenso per Bürgerlnnenenkcheid abstimmen 
über die Dinge. die sie betreffen. 

- Die Mechanismeri der direkten Demokratie werden auch in Betrieben, 
Schulen, an Universitäten usw. eingeführt. 

Demokratisierung von Flächen- und Rohstoffverbrauch 
Wirtschaftliche Strukturen und Interessen dominieren zur Zeit die Gesell- 
schaft. Eine direkte Demokratie, die sich auf die Mitwirkungen auf parlamen- 
tarisch- politischen Entscheidungsprozessen beschränkt, Iäßt daher den 
größten Teil aus - all das, was zur Zeit "im Markt" entschieden wird. Der 
Erwerb und die Nutzunq von Flächen. die Errichtunq von Gebäuden und 
die Nutzung bzw. ~erschmutzung von Rohstoffen, Boden, Wasser oder Lufi 
sind ebenso direkt-demokratischen Entscheidunaen zu unterwerfen. Nie- a 

mand als die Menschen einer Region oder eines Ortes selbst dürfen über die 
Nutzung ihrer Lebensgrundlagen entscheiden. 
Beispiele: 
- Demokratisierung landwirtschaftlicher Nutzungsformen 
- Gemeinsame Entscheidungen uber Naturschutz, Rohstoffabbau usw 
- Sicherung des Minderheitenschutzes über eine Existenzsicherung in  

Form von unverkauflicher Flächennutzungsgarantie in Höhe 
des Subsistenzminiums fur alle Menschen. 

eGleichberechtigung aller 
Alle Menschen sind gleich und haben bei der Abstimmung eine Stimme so- 
wie (siehe nächste Punkte) bei Entscheidungen, die ihre Existenz und Auto- 
nomie in Frage stellen, besonderen Minderheitenschutz. Das Stimmrecht 
beginnt ab der Geburt bzw. ab dem Alter, wo die Person allein eine Stimme 
abgeben kann (Nichtschreibenkönnen u.ä. sind kein Argument, denn es trifft 
auch auf Erwachsene zu, denen erlaubt ist, eine helfende Person zu Rate zu 
ziehen; selbst ein Wahlrecht für Säuglinge macht Sinn, denn es gibt Eltern 
ein doppeltes Stimmrecht, da sie ja auch tatsächlich für die Kinder mitplanen 
und -entscheiden müssen). Wohnsitzlose, Unmündige (ohne ein zweifelhaf- 
ter Rechtszustand) und Nichtdeutsche haben uneingeschränktes Stimmrecht. 
Direkte Demokratie muß ein Einwohnerlnnenentscheid bzw. ein Entscheid 
aller Betroffenen sein. 

l Minderheiten-/Betroffenenschutz 
Für alle Menschen sind unumstößliche Existenzrechtsgarantien außerhalb 
von ökonomischen Verwertungsprozessen zu schaffen (Existenzgeld oder 
Subsistenzgarantie. Autonomie in Lebensführung, sozialen Beziehungen 
und Wohnort usw.). In diesen Fragen müssen die Betroffenen, wenn ihr Exi- 
stenzrecht gefährdet ist, einen Minderheitenschutz, z.B. in Form eines Veto- 
rechtes bekommen. 
Dieser Betroffenen- und Minderheitenschutz rnuß auch international gelten, 
d.h. bei Abstimmungen in Deutschland, die aber direkte Auswirkungen auf 
Orte über die Grenzen hinweg haben, muß die Zustimmung der Betroffenen 

immer vorliegen. 

Zudem muß klar sein, daß Abstimmungsgegenstände, die nur einen Teil der 
Bevölkerung angehen und in dessen Selbstbestimmungsrecht liegen. auch 
nur von diesem entschieden werden. 
Beispiele: 
- Selbstbestimmungsrecht der Frau: Nur diese entscheiden z. B. über die 

Frage des Schwangerabbruchrech ts. 
- Rohstoffabbau u.ä. außerhalb Deutschlands darf nur mit der Zustimmung 

der dortigen Bevölkerung (nicht der 
Regierung oder Verwaltung!) erfolgen. 

- Flächen- und Rohstoffnutzung bedarf grundsätzlich der Zustimmung der 
dort wohnenden Bevölkerung. 

- Jeder Mensch hat das Recht auf gesicherte Existenz. Dieses kann nicht 
Gegenstand von Entscheiden sein. Direkte Demokratie 
kann nur gelingen, wenn diese Existenzsicherung (finanziell, per Boden- 
reform undIoder auf andere Wege) e!olgt ist, d. h. 
die Menschen frei von Zwängen und Angsten entscheiden können. 

K e i n e  Quoren! 
Alle Quoren, d.h. die Festlegung bestimmter Beteiligungshöhen für die Gül- 
tigkeit einer Abstimmung, diskreditieren die Menschen, die sich an Abstim- 
mungen beteiligen und führen zu der Gefahr, daß die Motivation zur Beteili- 
gung sinkt. Zudem eröffnen sie Manipulationsmöglichkeiten Tor und Tür, 
denn eine Ablehnung eines zur Abstimmung stehenden Antrags wird nicht 
mehr über ein "Nein", sondern über einen Wahlboykott organisiert. Ein sol. 
ches Quorum gibt es bei Wahlen von Parlamenten oder Einzelpersonen 
auch nicht, was zumindest widersprüchlich ist. 
Die Zulassungshürden sind bereits ein Filter genug, weitere Quoren sind 
nicht nötig, sondern sogar gefährlich. 

K e i n e  Themenausgrenzung! 

Zur Zeit sind wesentliche Politikbereiche von direkt-demokratischen Prozes- 
sen ausgeklammert. Meist handelt es sich dabei Lim personelle und haus- 
haltsbezogene Entscheidungen, zum Teil sind auch planerische Prozesse 
ausgenommen. Damit obliegen genau die wichtigsten Politikbereiche aus- 
schließlich den Parlamenten. Das beschneidet die Beteiligungsmöglichkei- 
ten der Menschen und Iäßt die direkte Demokratie zur Farce werden. 
Zulässig erscheint ausschließlich die Einschränkung des direkten Abstim- 
mungsrechtes in den Punkten, wo auch die Parlamente und Regierungen 
keine Veränderungsbefugnisse haben (Grundrechte), als Variante wäre denk- 
bar, daß die Grundrechte nicht vermindert, wohl aber erweitert werden dür- 
fen. 
Beispiele: 
- Es muß auch über Haushaltsplanung, Bauleitplanung, Personalentschei- 

dungen usw. unbegrenzt abgestimmt werden dürfen. 
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Erklärung der Herausqeber 
Den Wahrheitsgehalt der in dieser Zusammenstellung gemachten Angaben können die Herausgeber nicht im Einzelnen überprüfen. 
Sie unterstützen die Projektwerkstatt Saasen aber in ihrem Anliegen, das ungeheuerliche Verhalten von Polizeibeamten und Ange- 
hörigen der Justiz öffentlich zu machen. Dabei soll die Projektwerkstatt auch Gelegenheit erhalten, ihre Sicht der Vorkommnisse 
darzulegen. Die Herausgeber halten die Maßnahmen der Strafverfolgungsbehörden gegen die Projektwerkstatt und ihre Mitarbeiter 
für einen nicht hinnehmbaren Eingriff in die Freiheits- und Bürgerrechte der Betroffenen. Diesem verfassungswidrigen Übergriff treten 
die Herausgeber mit aller Schärfe entgegen. 

Gießen/Marburg. am 25. Februar 2004 

Zitate von Polizisten in Gießen 
"Bei uns ist schon mal jemand die Treppe riintergefallen. " (Typische, inzwischen mehrfach wiederholte Form der indirekten 

Gewaltandrohung von Polizeibeamten gegenüber Verhafteten oder Demonstrationsteilnehmerlnnen) 
"Du bist der Nächste!" (Staatsschutzchef Gerhard Puff in der Fußgängerzone von Gießen zu einem Anwesenden) 
"Wenn wir mit der Projektwerkstatt fertig sind, sind Sie der N ä c h ~ t e ! ~  (Staatsschutzchef zu einem Studierendenvertreter 

während des Uni-Streiks im Herbst 2003) 
"Wenn wir uns das nächste mal auf der Strasse sehen, gibt es richtig eine. Das kann ich dir schwören. " (BKAler in einer Kneipe 

gegenüber einem Politaktivisten) - 
Impressum: 
Die Dokumentation wurde aus den Schilderungen mehrerer Autorlnnen zusammengestellt. 
Kontakt: Projektwerkstatt, Ludwigstr. 11, 35447 Reiskirchen-Saasen 
www.polizeidoku-ciiessen.de.vu (Download von Kurz.- und Landfassung als .pdf-Datei) 



Rechtsbruch, Hetze und Kriminalisierung in 5 ausgewählten Fällen 
Ausgewählte Beispiele aus der Dokumentation 

In dieser vorgelegten Kurzfassung mit fünf Fallbeispielen aus der "Dokumentation von Fälschungen, Erfindungen und Hetze durch 
Presse, Politik, Polizei und Justiz in und um Gießen" (www.oolizeidoku-qiessen.de.vu) zeigen politische Gruppen aus Stadt und Kreis 
Gießen ihre negativen Erfahrungen mit der regionalen Politik, Polizei, Presse und Justiz auf. Der Umgang wurde als Kriminalisierung 
und Ausgrenzung nicht nur empfunden, sondern wird als Unterdrückung von Kritik und Opposition gedeutet. Die dabei verwendeten 
Mittel stellen einen Machtmissbrauch und in vielen Fällen auch den Bruch geltender Gesetze dar. Dieser Zustand hält schon seit 
längerer Zeit an und wirft den Verdacht von Systematik auf. Die Dokumentation ist eine Ergänzung zur überregionalen Berichterstat- 
tung über Polizeigewalt, Vorverurteilungen und Rechtsbeugung die immer häufiger ihren Weg in die Offentlichkeit finden. Die skan- 
dalträchtigen Einzelfälle könnten den Eindruck hervorrufen, dass Körperverletzungen, Totschlag auf Polizeistationen in Abschiebe- 
verfahren, Drohungen und Willkür die Ausnahmen sind in einem sonst rechtstaatlich geordneten System. Der Blick auf den Alltag 
lokaler und regionaler Repressionsbehörden die häufig undokumentiert bleiben zeigt dagegen, dass der Machtmissbrauch anschei- 
nend die Regel ist. Besonders erschreckend ist zudem die anwachsende Einigkeit innerhalb "Gießener Eliten", die Formen von Kri- 
minalisierung, Diskriminierung und direkter Repression zu vertuschen oder gar zu unterstützen. Erst das Schweigen in Politik, Me- 
dien und gesellschaftlichen Organisationen oder dise verschärfte Diffamierung alternativer politischer Gruppen durch einzelne Re- 
dakteurlnnen und Vereins- bzw. Parteifunktionärlnnen gibt denen, die Recht brechen und Macht ausnutzen, die Sicherheit, ihr Ver- 
halten "gefahrlos" durchführen zu können. 
Insofern wird selbst der Umgang mit der Dokumentation ein interessantes Experiment. Im Interesse derer, die innerhalb des beste- 
henden Filzes dominanter Seilschaften agieren, dürfte das Verschweigen der Studie stehen. Wir werden sehen, ob die Belege und 
Berichte über Rechtsbruch, Gewalttätigkeiten und Meinungsunterdrückung in und um Gießen selbst wiederum vertuscht werden oder 
das Schweigen und Ausgrenzen aufweichen können. 

Gießen, am 25.2.2004 Die Autorlnnen der Dokumentation 

1. Erfindungen 
Den Schwerpunkt der Dokumentation bilden Erfindungen von Straftaten und 
Tatbeteiligungen. Um Festnahmen, Anklagen oder Durchsuchungen zu 
rechtfertigen, dachten sich Polizei, Politik und Presse in den letzten Jahren 
uber 20x Vorwürfe aus. Die meisten der vorgeworfenen Taten hatte es nie 
gegeben. 

Beispiel: Erfundene Farbschmierereien (9.12.2003) 
Auf dem Öffentlich zugänglichen Amtsgerichtsgelände fand um 20 Uhr eine 
Lesung von ~edichten statt. Die Veranstaltung war im lnternet und auf 
Flugblättern Tage vorher angekündigt worden. 14 Personen fanden sich zu 
der Lesung ein und setzten sich mit selbstgeschriebenen Gedichten und 
Kerzen in einen beleuchteten Bereich, wo sich der Hauptspazierweg zu den 
Richtung Eingängen verzweigt. Die Gruppe war gut sichtbar und saß so 
einige Minuten im Kreis. Dann kesselte ein größeres Aufgebot von Polizei 
die Teilnehmerlnnen und nahm sie fest. Am Folgetag (die Verhafteten sitzen 
immer noch im Keller des Polizeipräsidiums) gab die Polizei eine Pressemit- 
teilungen heraus, die Verhafteten seien festgenommen worden, als sie die 
Gerichtsgebäude mit Farbe beschmieren wollten: "Am Dienstag, dem 
09.12.03, gegen 22.15 Uhr, wurden 12 Aktivisten am Eingang des Gebäudes 
der Staatsanwaltschaft Gießen in der Marburger Straße angetroffen. Diese 
Gruppe hatte offensichtlich die Absicht, Farbschmierereien zu begehen, da 
entsprechende Utensilien mitgeführt wurden." Bei ihnen seien Utensilien 
dafür beschlagnahmt worden. Beides war komplett erfunden. Die Presse 
druckte die Polizeiinformationen unüberprüft ab, obwohl ihnen rechtzeitig 
eine Gegendarstellung vorlag! Auch eine nach der Freilassung von den 
Verhafteten übersandte Pressemitteilung wurde nirgends abgedruckt (Text 
unter www.projektwerkstatt.delgavitextelpm091203.html). Die sofort einge- 
legte Beschwerde wurde bis heute nicht bearbeitet. 

2. Kriminalisierung 
Mit Anzeigen, Vorwürfen, Prozessen und ständiger Überwachung versuchte 
ein zunehmend größeres Polizeiaufgebot, Protestgruppen und -aktionen zu 
kriminalisieren. 

CDU-Kreisverband kommt - dessen Geschäftsstelle im Spenerweg hatten die 
Studierenden im November mehrmals bei einer ))spontanen Demonstrationn 
aufgesucht. Dabei war es einmal zu einer heftigen verbalen Auseinanderset- 
zung mit dem Geschäftsführer Johann-Gottfried Hecker gekommen. Der AStA 
kritisierte die Ermittlungen als ))unsinnig und absurd«. Eine weitere Strafanzei- 
ge handelte sich der Studentenausschuss wegen einer von dort an alle Studie- 
renden der Universität versandten E-Mail ein: Sie wurden darin aufgefordert, 
zum »Frühstück nach Wiesbadenrc zu fahren und dabei aEier und Tomaten(( 
mitzubringen«. 

3. Die Höhepunkte: 11 .-14.12.2002 
und 9.4 1 . I  ,2003 mit Folgen 

lm Winter 200212003 organisierten verschiedene Gruppen in Gießen Proteste 
gegen die neu beschlossene Gefahrenabwehrverordnung und die Innenstadt- 
politik. Kreative Protestformen prägten die Auseinandersetzungen - von Stra- 
ßentheater uber kreative Demonstrationen bis zu gefälschten Behördenschrei- 
ben oder Störungen von Parteiveranstaltungen. Die Nerven vieler Politikerlnnen 
und der Ordnungsbehorden lagen blank. CDU-Bürgermeister Haumann ließ am 
12. Dezember eine große Polizeistreitmacht aufmarschieren, um die Stadtver- 
ordnetenversammlung zu schützen. Zur Legitimierung seiner Handlungen 
erfand er den Eingang einer Bombendrohung! Konsequenzen für ihn hatte die 
Vorspiegelung von Straftaten nicht. Am 9.1.2003 plante der Staatsschutz 
Gießen mit Hilfe regulärer Polizei zu einem großen Schlag gegen die Projekt- 
werkstatt in Saasen, die sie als Kern der Proteste vermuteten. Die Polizei ging 
dabei offenbar mit blinder Wut vor. Sämtliche Aktionen schlugen fehl. 

Beispiel: Ingewahrsam, Bombendrohung, Polizeiaufmarsch 
und Platzverweise vom 11 .-14.12.2002 

Am Vortag der Stadtverordnetensitzung zur Gefahrenabwehrverordnung nahm 
die Polizei zwei Personen aus dem Umfeld der Projektwerkstättler in der Wall- 
torstraße von Gießen in Gewahrsam. Das geschah kurz vor 24 Uhr. Es war der 
erste Fall dieser Festnahmeart nach dem neuen Hessischen Sicherheits- und 
Ordnungsgesetz. Danach können Menschen bis zu 6 Tage eingesperrt werden, 
ohne daß überhaupt der Verdacht einer Straftat gegen sie vorliegt. Es zählt 
allein, daß die Polizei bzw. die für jedes Einsperren von mehr als 24 Stunden 
zuständiqe Haftrichterln qlaubt, daß Ruhe und Ordnung gestört werden könn- 

Beispiel: Anzeigen gegen protestierende Studierende 
ten, wenn die Person fre'rrumläuft. Zur Legitimierung deCunterbindungsge- 
wahrsams wurden Straftaten erfunden und rechtswidrige bzw. -zweifelhafte 

Die Streikaktivitäten an der Uni Gießen im Herbst 2003 wurden vom Staats- Handlungen vorgenommen, 
schutz beobachtet. Im Februar 2004 nahm diese offizielle Ermittlungen auf A, Polizeiwillkür: Nach dem Urteil der Haftrichterin Kaufmann wurde das 
gegen den AStA der Uni Gießen und Einzelpersonen. 
Auszug aus www.giessener-allgemeine.de, 24.2.2004 

wahrsam auf 20 Uhr am 12.12.2002 befristet. Zu dieser Zeit wäre nach Planung 

AStA wertet die Strafanzeigen nach seinen Protestaktionen als "absurd" 
der umstrittene Tagesordnungspunkt bei der Stadtverordnetenversammlung in 

Die Proteste gegen Studiengebühren und Sozialabbau des vergangenen 
Gießen beendet. Allerdings verzögerte sich die Sitzung dort stark. So wurde 20 

Wintersemesters haben für einen AStA-Referenten der Justus-Liebig- 
Uhr zu früh, ein Gewahrsam darüber hinaus aber wegen der richterlichen 
Festlegung nicht mehr legal. Die beiden Festgenommenen wurden daher von 

Universität ein juristisches Nachspiel. Die Staatsanwaltschaft Gießen besfä- der Polizei gegen ihren erklärten Willen mit Zivilwagen der Polizei aus der Stadt 
tigte am Montag eine Strafanzeige wegen Hausfriedensbruchs, die aus dem 



herausgefahren und im etwa 20 km entfernten Saasen gegen 20 Uhr 
freigelassen. 
B. Vorverurteilunq durch Amtsrichterin: Die für un- oder schlecht begründete 
Verhaftungen, Hausdurchsuchungen usw. bekannte Amtsrichterin Kaufmann 
bestätigte die lngewahrsamnahme mit dem Verweis auf laufende Ermitt- 
lungsverfahren gegen die Festgenommen in anderen Sachen. Kein einziges 
der von ihr in der Begründung benannten Verfahren war abgeschlossen, 
selbst eine Anklage gab es zu diesem Zeitpunkt noch nicht. Daher war die 
Berufung darauf und die Verwendung der Ermittlungen zu einer tatsächli- 
chen Inhaftierung eine klare Vorverurteilung. 
C. Erfindunqen von Straftaten durch Presse und Polizei: Die Presse berichte- 
te am Tag nach dem Gewahrsam, dass die Verhafteten beim Sprühen am 
Berliner Platz (Rathaus) erwischt worden seien. Eine glatte Lüge, mit der die 
Presse Polizei und Politik half. "Zum ersten Mal wurde in Hessen ein neuer 
Passus des Polizeigesetzes angewandt. Betroffener war Jörg Bergstedt. 
Nach richterlichem Beschluß wurde er gestern bis 20 Uhr in Unterbringungs- 
gewahrsam genommen. Diese Entscheidung hatte ihren Grund, denn 
Bergstedt war am Mitfwoch erwischt worden, wie er Wände rund um das 
Rathaus mit Parolen beschmierte. Es ging ihm offensichtlich darum, die 
Pmteste um die Gefahrenabwehrverardnung anzuheizen. " (GI Anzeiger, 
13.12.02) 

wohl diese schon wegen der zeitlichen Reihenfolge als rechtswidrig zu erken- 
nen war. Zudem änderte ein Richter noch einige Tage später den Geltungsbe- 
reich des Durchsuchungsbeschlusses, weil die tatsächliche Durchsuchung 
auch durch den ersten, nachträglichen Beschluss nicht gedeckt war. Hier ist 
deutlich zu sehen, wie krampfhaft die ohne richterliche Anweisung erfolgte und 
daher polizeiwillkürliche Durchsuchung gedeckt werden sollte. Amtsrichterlnnen 
und Polizei handelten hier offensichtlich in enger Komplizenschaft bei der 
Fälschung von Rechtsvorgängen. 
C. Landqericht sieht das aeqenteilig: Das Landgericht hingegen erteilte der sog. 
Hausdurchsuchung eine klare Absage und erklärte sie am 26.2.2003 in allen 
Teilen für rechtswidrig. 
D. Willfähriqe Presse Iüqt korrekte Form der Hausdurchsuchunq herbei: Wie 
Üblich, unterstützte die Giessener Tagespresse die Version der Polizei und 
behauptete u.a. sogar, die Polizei hätte einen Durchsuchungsbeschluss dabei 
gehabt. Uber die Rechtswidrig-Erklärung der Hausdurchsuchung wurde nicht 
oder nur sehr kurz berichtet. 
"Mit einem Durchsuchungsbeschluss eines Richters kam gestern der Staats- 
schutz in die "Projeklwerkstatf" in Saasen. " (GI Anzeiger, 11 .01.03, Autor: Äat = 
Erhard Goltze) 
E. Anariff auf Demonstration: Gegen diese willkürliche Polizeigewalt protestier- 
ten Menschen am 11.1.2003 im Giessener Seltersweg, der zentralen Fußgän- 

D. Bombendroh~nq erfunaen: Der Aufwand an Sicherheitsdraften am gerinnenzone. Die Polizei beendete nach Ca. 30m n auf Anweisung oes als 
12.12.2002 vor ,na während eher Stadtverordnetensitz,ng in Gießen war CDU-Wahi~ämpfer anweseiden inrenministers Bo-Hier diese spontane ,na 
groß. In seiner Not erfand Bijrgermeister Haumann einen Grund für sein 
brutales Vorgehen am 12. Dezember gegenüber Demonstrantlnnen: Es 
hätte eine Bombendrohung gegeben. Erst Wochen später und durch beharr- 
liches Nachforschen eines~~s-~tadtverordneten kam heraus: Haumann 
hatte sich die ausgedacht. Seine Lüge wurde strafrechtlich nicht verfolgt und 
beeinträchtigte auch die politische Karriere nicht. Ein halbes Jahr später 
wurde er von ca. 10 Prozent der Giessener Einwohnerlnnen zum Oberbür- 
germeister gewählt - 10 Prozent der Gießenerlnnen sind beim geltenden 
Wahlrecht und der niedrigen Wahlbeteiligung die Mehrheit. 
E. Platzverweise: Weniger als 48h nach dem Beschluß und den Polizeiaktio- 
nen gegen Demonstrantlnnen hatten sich Menschen zu einer spontanen 
Demonstration im Seltersweg verabredet. Die Polizei verhinderte diese 
jedoch durch etliche Platzverweise und das spektakuläre An-die-Wand- 
stellen von drei Personen aus dem Umfeld der Projektwerkstatt mitten in der 
Fußgängerlnnenzone. Die Polizei sprach alle Platzverweise bereits vor 
Beginn der Demonstration aus, mehreren Personen bereits auf dem Hinweg 
zum Demonstrationsauftakt. Sie verhinderte damit bereits das Zustande- 
kommen der Demonstration. Eine der Personen legte Beschwerde ein. Der 
Platzverweis wurde daraufhin als rechtswidrig erklärt. 

Beispiel: Festnahmen, Hausdurchsuchung und Erfindung 
von Gewalttätigkeiten vom 9.-11.1.2003 

Am 9.1.2003 wurden zwei Aktivisten aus dem Umfeld der Projektwerkstatt 
verhaftet. Am 10. Januar 2003 durchsuchten Polizeieinheiten die Projekt- 
werkstatt in Reiskirchen-Saasen und nahmen die gesamte technische Aus- 
stattung mit. Die Aktion wurde vom Landgericht für rechtswidrig erklärt 
(Auszüge siehe unlen) - eine genauere Begründung erübrigt sich hier daher. 
Dennoch ist der Ablauf ein typisches Beispiel für Polizeiwillkür und das diese 
deckende Amtsclericht Gießen. 

damit rechtmäßige Demonstration. Die gewaltsame Beendigung der Demonst- 
ration wurde nicht vorher angekündigt. Der Einsatzleiter der Polizei, POK 
Walter, zeigte bei seinen Aussagen vor Gericht am 15.12.2003 deutlich man- 
gelndes Rechtswissen Über Demonstrationen. 
F. Gewalttätiqkeiten der Politik: An der Rangelei beteiligten sich CDU- 
Mitglieder, einer trat mit voller Wucht . Eine Anzeige wurde von der Justiz nicht 
verfolgt. 
G. Gewalttätiqkeit der Polizei: Bei der Festnahme eines Aktivisten beschädigten 
die Polizistlnnen den CDU-Parteistand, Ein Polizist trat nach dem Verhafteten. 
Einsatzleiter POK Walter griff dem Verhafteten in die Genitalien. 
H. Erfindunq einer Gewalttat: Zur Verschleierung wurde der verhaftete Aktivist 
B. mit einer erfundenen Körperverletzung angezeigt. Einsatzleiter POK Walter, 
selbst grob gewalttätig, dachte sich nach der Aktion aus, dass der verhaftete B. 
ihn beim Abtransport ins Gesicht getreten hätte und brachte das zur Anzeige. 
Dass sich POK Walter den Vorgang erst später ersann, bewies die Gerichts- 
verhandlung am 15.12.2003. Der Vorgang tauchte im Bericht des von POK 
Walter selbst als mit ihm an der Aktion beteiligt benannten PHK Ernst nicht auf. 
In seinem vom Angeklagten B. im Verfahren zitierten Vermerk beschrieb dieser 
nur das Gerangel zwischen der Polizei und "Anhängern" des B. Später sei noch 
Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte hinzugekommen. Von einem Tritt und 
einer Verletzung schrieb er nichts. Erst im ausführlicheren Bericht von POK 
Walter tauchte die Beschuldigung eines Trittes auf - und zwar in einer Situati- 
on, bei der sich POK Walter selbst nicht erklären konnte, wie ein Tritt athletisch 
überhaupt möglich gewesen sein soll (siehe Urteil und Anmerkungen im An- 
hang dieser Dokumentation). Allerdings holte die Polizei mit dieser Anzeige 
nach, was ihr mit den Festnahmen am 9.1.2003 und den Beschlagnahmen am 
10.1.2003 nicht gelang: Die politische Opposition zu stoppen. 

A Polizei greift Öhne Rechtsqrundlaqe an: In ihrer Selbstsicherheit bemühte 4, ~ ~ ~ h ~ ~ ~ l ~ ~ ~ ~ ~  von ~ ~ ~ ~ l t  gegen ~ ~ ~ ~ ~ i t i ~ ~  sich die Polizei gar nicht um einen rechtsstaatlichen Rahmen. Willkürlich 
nahm sie zwei Personen in Gewahrsam, damit diese bei der Durchsuchung Während kleinste Aktionen und vor allem erfundene Straftaten für politische 
nicht störten. Zudem betrat sie bereits mit den Worten "Heute machen wir es Protestgruppen bereits erhebliche Kriminalisierung und aufwändige Gerichts- 
kurz, wir nehmen nur ihre Computer mit" alle Räume der Projektwerkstatt. Es verfahren nach sich ziehen, wird selbst intensive Gewalt gegen Protestgruppen 
fand nach Übereinstimmenden Augenzeuglnnenberichten gar keine Durch- bagatellisiert. Prägnantestes Beispiel dafür sind die Angriffe auf die Projekt- 
suchung statt, das Ziel der Aktion stand vorher fest: Die technische Zer- werkstatt in Saasen am 6. Juni 1994 und 1. Mai 2001 
schlagung der Projektwerkstatt. Die Polizei zeigte deutlich, dass sie selbst 
nicht daran glaubte, für irgendwas Spuren zu finden, sondern sie wollte Beispiel: Angriffe auf die Projektwerkstatt 1994-2001 
einen möglichst großen Schaden verursachen. Zu diesem Zeitpunkt hatte die A. Versuchtes Attentat: Am 6.6.1994 betrat ein angetrunkener Einwohner des 
Polizei bereits ein halbes Jahr einen anderen PC der Projektwerkstatt (aus Ortes Saasen mit einer Sense bewaffnet das Grundstück der Projektwerkstatt. 
einer früheren Hausdurchsuchung), allerdings wurde auch der nie ausgewer- Er brüllte mehrfach den Namen einer dort aktiven Personen und dass er ihn 
tet. Die Polizei vermutete offenbar selbst kein belastendes Material auf den umbringen wolle. Wie später zu erfahren war, wurde der Einwohner am Saase- 
Rechnern. Für die Durchsuchung am 10.1.2003 ist das auch schlecht vor- ner Stammtisch zu der Aktion überredet. Mit der Sense warf er nach den anwe- 
stellbar: Bezugs-Straftat waren Sprühereien an der Gallushalle in Grünberg - senden Personen in der Projektwerkstatt (die gerufene Person war nicht anwe- 
wozu da Computer als Beweismittel dienen sollen, ist schleierhaft. send) und zerstörte Fenster, Zaunteile und einen Schuppen. Die Bewohnerln- 
B. Deckunq durch Amtsrichterlnnen: Die zuständigen Richter am Amtsge- nen verteidigten das Haus mit einem Feuerlöscher. Der Angreifer ging nach 
richt gaben im Nachhinein (!) grünes Licht für die Hausdurchsuchung, ob- Hause und wollte mit einem Ölkanister und einer Eisenstange wiederkommen 

Mittleiweile war die Polizei eingetroffen. Fluchend ging die Person mit der 
Stange auf die Polizei los und wurde von dieser in Kampfsporttechnik gestoppt 

Oie angegril~e,ien Beschlusse entsprechen nicht den formalen Antorderungeri. die an Die Delikte wären: Versuchter Totschlag, versuchte schwere Brandstiftung, 
versuchte gefährliche Körperverletzung und Widerstand gegen die Staatsgewalt 

, fur die anlassIch der Durchsuchung angwirdnct~n 
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bracht hätte. Gegen die Projektwerkstatt gerichtet wurde das Verhalten (!). Kirche und Vereine aus Saasen verweigerten jeglichen Kontakt mit den 
jedoch gedeckt, obwohl selbst im ersten Polizeipressebericht die Straftaten Angegriffenen, obwohl sie angefragt wurden. Politiker aus dem Ort schütteten 
genau genannt wurden (siehe Ausschnitt rechts oben: "(P)" steht für Polizei- mit sozialrassistischen Sprüchen 01 ins Feuer und debattierten formale Schritte 
pressebericht). Das Verfahren gegen die Person wurde jedoch eingestellt gegen die Projektwerkstatt. Im Dorf verteilten sie Internetausdrucke, die bele- 
(!!!), die örtliche CDU stellte sich verständnisvoll öffentlich hinter den Angriff. gen sollten, dass die Projektwerkstatt eine terroristische Gruppe sei. Als Folge 
B. 1995-2001: Im Laufe der Jahre bis 2001 kam es zu mehreren Körperver- wurden Projektwerkstatts-Aktive mehrfach auf der Straße als Bombenlegerln- 
letzungen und Sachbeschädigungen gegen die Projektwerkstatt. Die rief nen beschimpft. Der Giessener Anzeiger veröffentlichte am Folgetag eine vom 
zwar nicht die Polizei, doch einige Male musste die Polizei kommen, weil damaligen Bürgermeister Döring komplett erfundene Story, dass Projekt- 
z.B. auch Grundstücke von Nachbarlnnen in Mitleidenschaft gezogen wur- werkstättler eine Gruppe Jugendlicher überfallen hätten, die das Hoftor der 

Textverfasser lnnen zur Ver fügung.  Übe r  d ie  Projektwerkstatt s ind  z u d e m  ~ e f e r e n t l n n e n u n d  Trainer lnnen fü r  Themen  w ie  
Direct Action, kreativer Widers tand 
Kreat ive Ant i repression 
Herrschaftskrit ik u n d  Utop ien 

u n d  etl iche Themen  mehr  anzufragen. Kontakt :  Projektwerkstatt, Ludwigstr. 11, 3 5 4 4 7  Reiskirchen-Saasen. Tel .  06401190328-3, 
Fax -5, Email: projektwerkstatt@apg.lahn.de 

den, Verfahren gab es nie, obwohl 
die Täterlnnen oft bekannt waren. 
C Nacht zum 1 Mai 2001: In der 
Nacht auf den 1. Mai 2001 kam es 
zu einem bewaffneten Angriff von 
48 Personen auf die Projektwerk- 
statt' Weitere 
versorgten die Angreiferinnen mit 
Bier und Waffen (Eisenstangen. 
Knüppel usw,) - insgesamt eine 
pogromartige Stimmung. Es gab 
drei Verletzte, die Polizei löst die 
Situation nach 3 Stunden im 
zweiten Anrücken durch Platzver- 
weise auf, Etliche Angreiferlnnen 
kamen dem erst nach einiger Zeit 
nach - Verhaftungen gab eS nicht 
Die Aktionen wären strafrechtlich 
als schwerer Landfriedensbruch, 
gefährliche Körperverletzung 

Weitere Links: 
a. zur Polizei: 
- www.polizeiqewalt.de 
- www.polizeikontrollstelle.de 
b. zu Repression, Strafe und Gefängnis 
- www.proiektwerkstatt.de/antirepression 
- www.knast.net 
C. zur Region Gießen 
- Proteste gegen Gefahrenabweh~erordnung: www.abwehr-der-0rdnunq.de.v~ 
- Prozesse u.ä. gegen Projektwerkstatt: www.proiektwerkstatt.de/~rozesse 
- Polizeipräsidium Gießen: www.pp-mittelhessen.de 
d. Protest 
- Kreative Aktionsformen: www.direct-acti0n.de.v~ 
- Aktuelle Berichte: www.~roiektwerkstatt.de/aktuell 
- Nachrichten aus Gießen: www.bunter.nachrichten.dienst.de.vu 

Nachbarin, die an Abend r i  
nigc d~ Randalirnr &kt angea mchen ha' 
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*wschitunam bis gegen 3 Uhr in der N W ~  
so heftig wie noch nit zuvor waren .EI wi 
von ~~h~ , ~ , b  &,]immer., whlderic d: 
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nen mit *N*chschub- versorq worden seien 
die Pmjehwrrksi~ttier mvmicfl habrn. 
se hitltn c ichausschl ied%chai~~hm eigen: 
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den J endlichen gcsproc~n.  ~~t .lr eine 
chittc%teife gekommen sei und der Polizist 
den schll em mir grdmht habe, 
habt sich S e  Situation wieder cntspanni. 

Es bleibt ibzuwarten, wie dai Dort nun auf 
den gr m die Pmjcl<Cu«krfatt rea- 

a y l z ~ ~ \ ~ ~ z ~ ~ F z ~ $ ~ ~ ;  
worden. Hier sind unter indeqm wohl auch 
&e (iitlichen Politiker g e h $ .  von dqnen sich 
an b h a  e m  Abend t m t  er d m a u n a e n  
~ a n d a l h e i n e r  vor oft hi t  bll&en lassen 

(Zuschlagen mit Knüppeln, Eisenstangen und Totschlägern, Werfen mit sfrafion am Donnersfagabend ge- 
fühd hat, Die der Steinen), versuchte gefährliche Körperverletzung, Bildung bewaffneter 

Gruppen und schwerer Hausfriedensbruch ZU werten. Für alle war kein ker durften die Verordnung ge- 
Antrag des Geschädigten nötig, alle Personen aus der Projektwerkstatt kannf haben, gegen die sie profes- 
erklärten öffentlich, statt Strafverfolgung lieber den direkten Kontakt zu fieden, ~ ~ d ~ ~ ~ ~ s ~ i t ~  kann dem 
suchen. Die Reaktionen aber sprachen für sich: ES wurde keinerlei Anklage Magistrat die Empörung von Jung- 

sozialisfen und erhoben trotz der klaren Beweislage, der bekannten Täterlnnen und der 
Schwere der Strafen (Projektwerkstättlerlnnen wären für selbiges Verhalten abergelegen sein, Denn die Bur- 

auch sonst mehrfach daneben benommen hat. 
Da der Saasener bei der hiesigen Justiz keinen 
Kredit mehr hat, setzte es diesmal eine Frei- 
heitsstrafe ,.ohne<<. Mindestens volkswitt- 
schaftlich sinnvoller als die neun Monate 
Knast wäre es allerdings. hatte er ZU mehreren 
Hundert gemeinnützigen Arbeitsstunden ver- 
urteilt werden können. Beinpielsweise zwecks 
B e s e i t i p g  der jCnGten, Schmierereien arn 
Amts erichl. Die Poluei ledenfalls sieh1 den 
~nbefehrbaren und einige seiner Get~euen ais 
dringend tatverdachtig an - auch fur die 
nächtliche Zerstörung von Tiirschlössem. 

Projektwerkstatt ZU klauen versuchten. Dass die Projektwerkstatt gar kein 
Hoftor hat, ist die offensichtlichste Peinlichkeit der ansonsten skandalösen 
Vorgänge Augenzeuglnnen aus der Nachbarschaft, die gegenüber der Polizei 
und Presse den tatsächlichen Ablauf schilderten (Auszüge aus dem Bericht 
rechts), wurden ebenfalls von Einwohnerlnnen bedroht und ausgegrenzt. 

5, Öffentliche Diffamierung 
Seit Jahren wird in Giessener Zeitungen gegen politische Oppositionsgruppen 
gehetzt. Diese wurden mehrfach mit Straftaten in Verbindung gebracht, obwohl 
weder Beweise noch Urteile vorliegen Die Polizei wurde wegen ihrer Misser- 
folge bedauert, härteres Durchgreifen eingefordert. 

Be i sp ie l :  Z i t a te  a u s  d e n  T a g e s z e i t u n g e n  in G i e ß e n  
"Überhaupt haben vor allem die - 

sicherlich für einige Jahre inhaftiert worden). Nur wenige Tage nach dem ger wissen aufomafisch: Wenn 
Angriff durchsuchte die Polizei die Projektwerkstatt, wobei sie als Grund aus dieser Ecke Kritik kommt, dann hat die Sfadfregierung etwas Vernünftiges 
einen Vorgang benannte, der zu diesem Zeitpunkt fast 7 Monate zurücklag. vor." (GI Allg., 14.12.2002, Autor: Guido Tamme) 
Seitens der Gemeinde Reiskirchen wurde ein Runder Tisch zur Aufarbeitung Rechts: Giessener Allgemeine, 20.12.2003, S. 26; Autor: Guido Tamme. 
eingerichtet, aber die Projektwerkstatt davon von Beginn an ausgeschlossen 
b : ; ~ a w i  ,,$&:.z -.., t $ i d a k 6  

. . 

in den vergan- 
genen Wochen einen Popanz auf- 
gebaut, der ZU einer in der Sache 
kaum zu rechffedjgen,jen D ~ ~ ~ ~ -  

dreißige? Nicht assieren rler irgendwam kann das e-1 bei einem den ~ n d :  A ~ -  
schluss an das Berufsleben verpasst hat und 
sich nun als selbsternannter rBeiufsrevolu 
tionäm durchs  eh schlägt. in dieser Woche 
stand er wieder einmal vor Gericht, weil er ei- 
nen Polizisten ins Gesicht geiretcn und sich 



66 Mappe 
BUrgerlnnenbeteiligung 

-- Umwelt 

Es gibt sehr viele Wege, sich an aktuellen politischen Entscheidungen zu beteiligen 
oder auch neue Ideen einzubringen. Allerdings haben nur wenige davon einen ver- 
bindlichen Charakter. Wer rechtsgültige Entscheidungen will, hat  in einigen Bundes- 
ländern sowie regelmäßig bei Bundes- und Landesentscheidungen (sowie in der Eu- 
ropäischen Union) nur die eine Möglichkeit: Selbst in die Parlamente einzuziehen. 
Das aber bedeutet einen langen Weg der Anpassung, bis Regierungsverantwortung 
oder Parlamentsmehrheit e rs t r i t ten  ist. Für Menschen, die nicht jahrzehntelang 
ers t  einmal einer Partei dienen wollen, um dann vielleicht an der einen oder anderen 
Entscheidung mitwirken zu können, bleibt nur der Weg, außerparlamentarisch alle 
Chancen zu nutzen, auf politische Vorgänge Einf luß zu nehmen. 

' . Raumplanung 

Die Raumplanung beinhaltet die Erarbei- 
Umfang und Ablauf der BürgerInnenbetei- tung umfassender Pläne auf Kreis-, Regional- 

ligung hängen sehr stark vom jeweiligen Ver- oder Landesebene. Hierbei findet keine Ein- 
fahren ab. Daher sollen zu Beginn die Verfah- beziehung der Offentlichkeit statt. 
renstypen vorgestellt werden. 

Planfeststellung 
, Bauleitplanung 'i -9 > J Die Planfeststellung ist Verfahrensform 
' Die Bauleitplanung ist das Verfahren zur der meisten Fachplanungen (Flurbereini- 

Aufstellung von Bebauungs- und Flächennut- gung, Wasserwirtschaft, Leitungstrassen, 
zungsplänen. Durchführende ist die Gemein- Verkehrsbauten usw.). Gesetzesgrundlage 

de, der Plan wird öffentlich in Ausschüssen ist das Verwaltungsverfahrensgesetz, in dem 
und irn Parlament behandelt. In der Regel fin- der Ablauf für alle beschrieben ist. Aller- 
den zwei Bürgerimenbeteiligungen statt, ei- dings gibt es teilweise abweichende Festle- 
ne zu Beginn des Verfahrens, eine bei vorlie- gungen in den jeweiligen Fachgesetzen. Die 
gendem Planentwurf. Mit Tricks kann die BürgerImenbetei1iguri.g ist deutlich schlech- 
BürgerInnenbeteiligung umgangen werden. ter als bei der Bauleitplanung, meistens nur 
Gesetzesgrundlage ist das Baugesetzbuch einstufig oaer gar nur auf direkt Betroffene 
(siehe Kapitel 5, "Bauleitplanung"). beschrankt. Planungsträger ist der Vorha- 

bendurchfülirende. 

I 

Die Plangenehmigung ist die Verfah- 
rensform für aiie Bereiche, für 
die auch die Planfeststellung 

te Größenordnungen nicht 

Literatur: 

Vereinigung hessi- 
scher Okologen: 
Leitfaden Okologi- 
sche Leistungen 
(1996, vHO in Pohl- 
heim, 56 S.) 
Das Büchlem erleich- 
tert die Kostenab 
schatzung h r  okolo- 
giscne Axbeiten er- 
heblich. in tibersicht- 
lichen Tabellen ist 
der durchschiurili- 
che Zeitaufwand 2.B. 
von Kartierungen. 
Kartenausweriung. 
botanischen und fau- 
nistischen Untersu- 
chungen aufgefuhrt. 
Die Arbeitsschritte 
 erden boschneben. 

Karlfried Daab: 
Analyse- und Ent- 
wurfsrnethodik 
(1997, Donmunder 
Vertrieb hu Bau- und 
Planungshteralur, 
273 S.) 
Das Buch fukri UI die 
Methodik okoiogi. 
scher Planung ein. 
im Vordergrund ste- 
hen die Auswahl von 
Leitmdikatoren. B e  
wertung und Zusarn- 
menf ihnng  verschie- 
dener Parameter s e  
wie die Schritte zum 
sradtebaulichen Ent- 
wurf. Einige Bei- 
spiele ulusmeren 
d a s  Werk. 

P. Grolimundj 
K. Peter: Integrierte 
okosystembezogne 
UmweltbeobachNng 
(1994. vdf in Zünch. 
206 S.) 
Wer Stoffflüsse und 
andere Abläufe m 
Okosystemen exakt 
.Nissen wiLI. wud uni- 

fangreicn messen 
rnussen. n diesem 
Buch worden M e t h ~  
den dargesteat SG 

.Nie besrehende M e a  
nerze z.B für Wetter- 
daren oder Lultschad- 
stoffe beschr:eben. 



Literatur: 

Peter Küppers: 
Bürgerbeteiligung in 

Genehmigungsver- 
f h e n  fur industriel- 

le Anlagen und Depe  
wen (1994. Öke~nst i -  

tut in Darm- 
stadt.96 S.) 

Ein Leitfaden zur wir- 
kungsvoiien Nutzung 

der Betedigungs- 
rechte 

Johann Bizer u.a.: 
Die Verbandsklage 

im Naturschutzrecht 
(1990. E. Blottner in 
Taunusstein. 119 S.) 

überschreitet, von allen Behörden befürwor- 
tet wird usw. Die Grenze ist schwammig. Da 
bei der Plangenehmigung gar keine Beteili- 
gungen nötig sind, versuchen viele, ihren 
Eingriff als geringfügig einstufen zu lassen. 

Umweltverträgl ichkeits- 

Nach dem Umweltverträglichkeitsprü- 
fungs-Gesetz müssen bestimmte Vorhaben 
einer besonderen "UVP" unterzogen werden. 
Damit ist auch eine BürgerInnenbeteiligung 
zu allen die Umwelt betreffenden Punkten 
vorgeschrieben,. Gesetzesgrundiage ist das 
UVP-Gesetz, in dessen Anhang eine Liste der 
Vorhaben enthalten ist. 

Verfahren nach dem Bundes- 
. Immissionsschutzgesetz 

Für viele umwelttechnische Aniagen ist 
das Bundes-Irnmissionsschutzgesetz (BIm- 
SchG) zutreffend, entweder ausschließlich 
oder, wenn bei Aniagen, die über die Bauleit- 
planung vorbereitet werden, Luft- oder Lärm- 
emissionen zu erwarten sind, zusätzlich. 

Methoden und M& 
stabe fur &e planen- 

sche Abwagung 
Verfahren nach 

(1993, Bundesanzei- .. weiteren Fachgesetzen 
qer Verlaq * 

in ~ ö l n ,  134 s.) 
Rechtl. Grundlagen 

o. Bewerhmgsverfah- 
ren. 

IN. Hopfe/ 
M. Beckrnann: 

PlanfeststeUung 
und Plangenehmi- 

gung im Abfallrecht 
(1990, Umweltbun- 

desamt) 

OkeLNt1tÜt. 
Emt?lung und Be 

w e m g  aniagenbe 
zogener Emcionen  

,md Immissionen 

Gegenuber den grundlegenden Verfah- 
rensty-pen kann es im EinzeIfaii Abweichun- 

gen geben, wenn Fachgesetze besondere R e  
gelungen vorsehen. Dann ist ein Blick in sel- 
biges (Abfaiigesetz, Bundesfernstraßenge 
setz usw.) oder entsprechende Bücher mit 
Erläuterungen unerläßlich. 

che Dinge aussagen: Die BürgerInnenbeteili- 
gung und die direkte Demokratie. BürgerIn- 
nenbeteiligung sagt, daß die BürgerInnen 
über anstehende Planverfahren oder andere 
politische Entscheidungen informiert wer- 
den. Dieses kann ganz unterschiedlich sein 
- frühzeitig und umfassend oder auf das Not- 
wendigste beschränkt. Eines aber fehlt im- 
mer: Der/die BürgerIn kann zwar die eigene 
Meinung äußern, aber entscheiden kann 
er/sie nicht. Die Anregungen werden dem 
Parlament oder einer anderen Entschei- 
dungsinstanz vorgelegt - und die macht da- 
mit, was sie will. 

bi rekte Demokratie 
' %, 

pvr ' 
Ganz anders ist es bei der direkten Deme 

kratie, also Volksabstimmung, BürgerInnen- 
begehren, BürgerInnenentscheid usw. (es 
gibt viele Begriffe für dasselbe). Hier kommt 
e s  zu einer Abstimmung der BurgerInnen, 
die tatsächliche Rechtsgultigkeit hat. Als 
Problem tritt hierbei oft das Gegenteil von 
BürgerInnenbeteiligung auf: Es fehlen Infor- 
mationen. Behörden und Politik sind nicht 
verpflichtet, ihr Wissen in ein laufendes A b  
stimmungsverfahren einzubringen. Für eine 
wirksame und umfassende Mitbestimmung 
wäre eine Kombination beider Element, P am 
günstigsten: Die BürgerInnen werden infor- 
miert und können direkt entscheiden. 

Gesetzliche Einschränkungen > 
. Obwohl d ie  beiden Mittel, Beteiligung 
und direkte Demokratie, sich in vielen Punk- 
ten ahneln, sind die politischen Trends 
genau gegenläufig. Während der Ruf nach 
mehr Elementen direkter Demokratie immer 
lauter wird und in den letzten Jahren z.B. die 

(1992, Darmsradt) ~Möglichkeiten direkter BürgerI~enent -  

Bürger Innenbeteil igung scheide in den Gemeinden, teilweise auch '. 
auf Landesebene erst geschaffen oder deut- 

Sehr häufig werden zwei Dinge miteinan- lich verbessert wurden. werden die Beteili- 
der verwechselt, die in der Realität auch oft gungsrechte in Planverfahren immer stärker 
verbunden sind, jedoch zwei unterschiedli- abgeschafft. Für letzteres ist vor d e m  der 



Bundesgesetzgeber zuständig, der durch die desweite Politik mit zu beeinflussen, um 
Beschleunigungs-, Planungsvereinfachungs- nicht vor Ort alle Chancen zu verlieren, über- 
und Investitionserleichterungsr~esetze nicht haupt mitmischen zu können. 
nur Umweltschutzstandards abgeschafft hat, 
sondern vor allem eine Entdemokratisierung 
herbeiführt: Für viele Planverfahren und Vor- 
haben sind überhaupt keine Beteiligungen 
mehr vorgesehen, z.B. für Baumaßnahmen an 
Fließgewässern, die inzwischen fast alle als 
Plangenehmigung laufen können, für Müll- 
verbrennungsaniagen oder Kraftwerke. bei 
denen nur noch das Bundesimrnissions- 
schutzgesetz als rechtliche Basis herhält s e  
wie für Bauleitplanungen, bei denen eben- 
falls immer öfter vereinfachte Verfahren an- 
gewendet werden, die eine Öffentlichkeitsbe- 
teiligung ausschließen. 

Gerichtl iche Möglichkeiten 
'!* 

Eingeschrinkt wurden zudem die gericht- 
lichen Möglichkeiten, eine als falsch empfun- 
dene Planung überprüfen zu lassen. Klagen 
haben nur noch selten aufschiebende Wir- 
kung, nach der ersten Instanz gar nicht mehr. 
So kann es vorkommen, daß eine Anlage, ei- 
ne Strai3e 0.ä. schon gebaut ist, während vor 
Gericht noch über die Planung verhandelt 
wird. Während der Verhandlung können die 
Planungsträger Verbesserungen nachrei- 
chen und so eine Klageabweisung herbeifüh- 
ren - der Klagende zahlt trotzdem die K e  
sten. Das Recht auf ~ i d e r s ~ r u c h '  ist gerade 
in den letzten Jahren dadurch unterhöhlt wor- 
den, daß Gebkhren eingeführt oder erheb 
lich erhöht wurden. 

Wenn es um den "Blick hinter die Kulis- 
sen" geht, nimmt Deutschland im internatiu 
nalen Vergleich, auch und gerade mit ande- 
ren Industrienationen, einen schlechten Platz 
ein. Bis vor kurzem waren überhaupt keine 
Möglichkeiten gegeben, Einsicht in Umwelt- 
daten (Meßwerte, Genehmigungsunterlagen, 
Jahresberichte usw.) zu nehmen. 

Eine EU-Verordnung zwang die Bundesre- 
gierung, auch für Deutschland ein entspre- 
chendes Gesetz zu erlassen. Darum drückte 
die Regierung sich länger, als erlaubt war, 
und verabschiedete dann das Umweltinfor- 
rnationsgesetz, das auch nach Ansicht der 
EU-Kommission den Anforderungen nicht 
genügt. Danach hat zur Zeit jede/r Bürgerln 
die Möglichkeit, die Akten bei Behörden ein- 
zusehen, die maDgeblich im Umweltschutz 
tätig sind. Die Auslegung, wer das ist, bleibt 
jedoch umstritten. 

So werden teilweise Straßenverkehrsbe- 
hörden angewiesen, keine Informationen her- 
auszugeben, obwohl hier meifelsfrei wichti- 
ge Unterlagen zu finden sind. Zusätzlich zu 
den grundsätzlichen Einschränkungen versu- 
chen viele h t e r ,  uber horrende Gebühren 
Informationssuchende abzuschrecken. So ist 
es  schon vorgekommen, d& Anfragen für ei- 
nige Daten Gebühren bis zu 100.000,- DM 
nach sich gezogen haben. Oft wird dann per 
Vorankündigung solcher Beträge nachge- 

Literatur: 

Th. Schomems u.a.: 
Urnweltinformali- 
onsgesetz 
(1995. Nomos m Ba- 
den-Baden. 321 C.) 
Gesetzestexie (im 
Anhang) und um- 
fangreicher Korn- 
mentar zu den Mog- 
liciikeiten und Gren- 
zen des  Rechts auf 
Ehbück  in die Um- 
weltakten. Die Auto 
ren geben mit lhren 
Kommentaren auch 
wchuge  Hinweise 
auf die richtige Vor- 
gehensweise. 

Eck& Meyer-Rutz: 
Das neue Umweltuv 
formationsgesetz 
(1995. Bundesanzei- 
ger Veriag m Köln. 
124 C.) 

Wei te re  Einschränkungen teneinsicht besteht. ~ u c h  die- 

Hinzukommen soll jetzt noch die Rege- 
lung, d d  Firmen, die sich einem 0ko-Audit 
unterzogen haben (was teilweise von den Fir- 
men selbst durchgeführt &rd und nicht für 
umweltfreundliche ~roduktionsverfahren ga- 
rantiert), auch ohne Genehmigungsverfahren 
Neuaniagen bauen dürfen. Dann ist dort je- 
des Beteiligungsrecht abgeschafft. Es ist mit 
einer immer stärkeren Entdemokratisierung 
zu rechnen. Es ist das Engagement jeder Urn- 
weltgruppe nötig, um die bundes- und lan- 



se  Gebührensätze sind von der EU-Kommis- 
sion inzwischen als nicht rechtmäßig be- 

zeichnet worden - der bundesdeutsche Ge- 
setzgeber hat aber noch nicht reagiert. 

Eine Verbesserung des  Zugangs zu Um- 
weltinformationen ist also dringend erforder- 
lich. Ohne diese kann e s  niemals zu einer 
"Waffengleichheit" zwischen Behörden, Trä- 
gern von umweltbelastenden Vorhaben und 
den BürgerInnen kommen. 

Für die praktische Arbeit von Umwelt- 
gruppen bzw. BürgerInneninitiativen bedeu- 
tet dies, sorgsam darauf zu achten, daß der 
Zugang möglichst intensiv und möglichst 
lange offenbleibt. Hier können gute Kontakte 
zu den Behörden von Nutzen sein, d.h. der In- 
formationszugang erfolgt nicht über den ge- 
setzlichen Mindestweg, sondern über den di- 
rekten Draht zu BehördenmitarbeiterInnen. 

Literatur: 

doch wieder eingeschränkt worden, weil 
nun bei etlichen Verfahren eine Beteiligung 
nicht mehr notwendig ist. Wo und wie die 
Verbände beteiligt werden, regeln die Lan- 
desnaturschutzgesetze sowie entsprechen- 
de Ausfiihrungsbestimmungee.. 

In der Regel werden Verbände bei Plan- 
feststellungen sowie bei allen Naturschutz- 
gebiete betreffenden Fragen beteiligt. In ei- 
nigen Ländern kommen die Bauleitplanung 
und andere Fäile hinzu. Besonders schwer- 
wiegend ist die Einschränkung, daß Plange- 
nehrnigungen keiner Beteiligung der Ver- 
bände bedürfen. 

, Klage-Recht 
'.> 

' Nur sehr wenige Länder haben den aner- 
kannten Verbänden auch das Recht ein- 

T q q ~ ~ : = * r ~ ; y : ~ w : ~ y ~ ; ~ ; y . : m * ~  geräumt, in den Fällen, wo sie sich beteili- 
Gebers. B u.a.: . .... z .,.. 

1996: Bürgerrechte im *?:+$+Bete@gmgst&t .,. 
gen können und sich auch beteiligt haben, 

Umweitschutz (Oko S: . Y-e ... + . . .. ...&: . .... C. ,.... . .? , :+.;T.. 
.X füf:di&:i;ve~ghd@l Klage zu erheben, um gerichtlich überprü- 

Institut in Frei- .. 
burg, 1996) : **:+ .' - ,<, ..... , .: 

.- ... 
. ., , .. . " .  . . . ,. . . 

. - .--,.***, -, ?, . . ., ' .:. .. - : -.s..'k$:?c L.s.: !! :'...2;%:;.:.:i<i;:2 
fen zu lassen, ob Recht und Gesetz im Plan- 
verfahren eingehalten wurden. Durch dieses 

Oko-Institut: Das 
Recht auf freien ZU- Grundlage Recht wird das Mitwirkungsrecht erheblich 

gang zu Umweltinfor- 
mationen (0koImn- 

gestärkt. Da die Behörden nun die Stellung- 
tut. Darrnstadt. 1994) 

-. . h. Landesnaturschutzgesetz 
P nahmen der Verbände berücksichtigen müs- 

IDEE 
in neuer Verfassung 

(1990. Selbstverlag ui 
BOM, 132 S.) 

Vorschlag für eine 
neue Verfassung mit 
verbesserten Beteili- 

qungsrechten und di- 
rekter Demokratie. 

sen, wollen sie keine juristische Auseinan- 
Einige der groDen Naturschutzverbände, dersetzung riskieren. Von daher haben e s  

vor allem Naturschutzbund und Bund für Untergruppen der anerkannten Verbände 
Umwelt und Naturschutz Deutschiand oder solche Umweltinitiativen, die zu den an- 
(BUND) sowie mit Unterschieden von Bun- erkannten Gruppen gute Kontakte pflegen, 
desland zu ~undekland auch weitere, oft leichter. 
zweifelhafte NaturnutzerInnenverbände von 
J ä g e r h e n ,  AnglerInnen usw. sind von der 
jeweiligen Landesregierung nach dem Na- 
turschutzgesetz anerkannt worden. Damit 
haben sie ein Privileg erworben, das  vor al- 

Zugang zu Um- 
weltinformationen 
in konkreten Pla- 
nungsfallen bein- 

Durch die Be- 
schleunigungs- 

onserleichte- 

sind diese 



Sel bstbeschränkung 

In der Praxis allerdings ist das  Vorrecht 
für die anerkannten Verbände durch diese 
selbst stark ausgehöhlt. So werden VerstöDe 
gegen die Informationspflicht der Behörden 
von Seiten der Verbände kaum kritisiert. Zu- 
dem werden die Daten gut behütet und meist 
nicht an andere weitergeben - obwohl das  
rechtlich zulässig wäre, denn den Verbänden 
obliegt keine Schweigepflicht. 

Viele VerbandsvertreterInnen sprechen 
aber von einer treuhänderischen Übergabe 
von Unterlagen und legen sich, sicher zur 
Freude der skatlichen Stellen und der An- 
tragstellerInnen, selbst einen Maulkorb um. 
Und schließlich gibt e s  auch noch die inner- 
verbandliche Hierarchie: Die anerkannten 
Landesverbände mißtrauen ihren örtlichen 
MitarbeiterInnen und reichen gerade an akti- 
ve, konsequentere Mitglieder die Daten nicht 
weiter. Letztlich muß die jeweilige Lage vor 
Ort ausgelotet werden. 

Kommunale BürgerInnen- 
. begehren & -entscheide 

Welche Möglichkeiten bestehen und wie 
die genaue Ausführung aussieht,z,regeln die 
Kommunalverfassungen, auch Gemeindeord- 
nungen genannt. Sie werden, was angesichts 
des  grundgesetzlich garantierten Selbstbe- 
stimmungsrechts der Gemeinden schon 
zweifelhaft erscheint, durch die Landtage 
verabschiedet (die Landesverfassungen 
macht schiießlich der Landtag selbst, die 

Alle wichtigen Rahmenbedingungen sind 
in den Kommunalverfassungen gleich mitge- 
regelt, ein Blick dort hinein ist also notwen- 
dig. Dort findet sich vor allem eine Liste, zu 
welchen Punkten Entscheide zulässig oder 
unzulässig sind. Sodann werden die Hürden 
benannt, die ein BürgerInnenentscheid neh- 3. 
men muß, bis er  eine gultige Entscheidung 
darstellt. Immer muf3 ein Vorverfahren (z.T. 
"Bürgerbegehren" genannt) durchlaufen wer- 
den, in dem ein bestimmter Prozentsatz der 
Wahlberechtigten (je nach Bundesland 10 bis 
20 Prozent) die Fragestellung unterstützen 
muß. Ist diese Hürde übersprungen, entschei- 
det meist noch das  Gemeindeparlament. Es 
kann dem Antrag in der Regel auch einfach 
zustimmen und damit den BürgerInnenent- 
scheid überflüssig machen. Es kann aber 
auch entscheiden, daß das  Verfahren rechtli- 
che  Fehler aufweist und der BiirgerInnenent- 
scheid gar nicht durchgeführt wird. Hierge- 
gen ist Klage möglich. Geht alles "gut", Kontdrtc :  

kommt e s  zum BürgerInnenentscheid. Damit 
Mehr Demokratie e.V 

dieser aus Sicht der AntragstellerInnen er- Fritz-Bernestr. 1 

folgreich ist, rnuß meist nicht nur die Mehr- 
heit der Stimmen auf "Ja" lauten, sondern die 
Wahlbeteiligung insgesamt bzw. die Zahi der 
Ja-Stimmen einen bestimmten Prozentsatz 
der Wahlberechtigten erreichen (Quorum). 

Wie auch immer: Einen Bürgerentscheid 
durchzuführen, ist bei allen Anlässen, die 
wichtig genug sind, die BürgerInnen gemein- 
deweit dafür zu interessieren, da s  geeignet- 
ste Mittel demokratischer Streitkultur. Eine 
BürgerInneninitiative oder Umweltgruppe 
verliert damit h e  einflußlose Bittstellerposi- 
tion gegenüber Politik und Verwaltung. Die 
PolitikerInnen müssen sich vielmehr der öf- 
fentlichen Auseinandersetzung stellen und 
ihre Argumente deutlich machen. Das übli- 

Bundesverfassung der Bundestag, die Ge- che  Kungeln ist kaum noch möglich. 
meindeverfassung aber machen diese nicht BürgerInnenentscheide sind oft sowohl 
selbst). bei neuen Ideen zulässig wie auch als Ver- 

Genau in diesem Unterschied aber findet such, einen ungeliebten Gemeinderatsbe- 
sich der Grund. warum BürgerInnenentschei- schiuß zu "kippen". Allerdings sind bei letzte- 
d e  in einigen Ländern zulässig sind. Selbst rem Fristen zu beachten. Es lohnt sich also 
hätten die Gemeinden den BiirgerInnenent- schon, vor dem (meist ja deutlich fruher a b  
scheid wohl nicht eingeführt - schließlich be- sehbaren) Beschluß Vorbereitungen für die 
deutet jede Teilhabe an der Macht eine Ein- Durchführung des  BüTgerInnenbegehrens zu 
schränkung der bislang bestehenden umfas- treffen. um anschiießend schnell handeln zu 
senden Entscheidungskompetenzen der Poli- konnen. Beachtet werden muß zudem noch, 

81241 München 
089/8211774 
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taktsteile erhaltiich. 
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tikerInr.+n. r Wahlberechtigte abstimmen können, 



obwohi Jugendliche, Wohnsitzlose und Aus- Der Ablauf der BürgerInnenbeteiligung in 
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Helmut Hopp: 
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tiemodeii? 
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Bürgergutachten 

Th. Biihler /Th. 
Mayer: 

Modelle und Instru- 
mente der lokalen 
Bürgerbetedigung 

1änderInnen überall einen hohen Prozentan- 
teil ausmachen - in manchen Orten sogar 
die Mehrheit. 

Landes- & bundesweite 
Volksentscheide 

Während die kommunalen Bürgerinnen- 
entscheide trotz sichtbarer Mängel durch- 
aus ein nutzbares Mittel sind, wie BürgerIn- 
neninitiativen ihre Ideen durchsetzen kön- 
nen, sind überregionale Volksentscheide 
(hier wird dieser Begriff benutzt) in Deutsch- 

der Bauleitplanung wird in einem gesonder- 
ten Kapitel dieser Mappe (5) dargestellt, da 
diese Planung für aile besiedelten Bereiche 
die entscheidende ist. Leider mischen sich 
Umweltgruppen hier viel zu wenig ein, o b  
wohi alle Themenbereiche berührt sind (en- 
ergiesparendes Bauen, Landschaftsver- 
brauch, Grün in der Stadt, Versiegelung, 
Wasserverbrauch, Entsorgungskonzepte, In- 
frastruktur, Verkehrswege und -anbindun- 
gen sowie Fragen zu weiteren sozialen The- 
men wie kinder-, alten-, frauenfreundliche 
Gestaltung usw.). 

land nicht oder nur sehr schwer möglich. . Planf eststellungen 
Auf Bundesebene gibt es gar keinen Volks- L\ > 

(- 

entscheid, obwohi das Grundgesetz vorgibt, 
da8 die Bürgerinnen wähien und abstimmen 
dürfen. Doch sie finden nicht statt. 

In einigen Landesverfassungen sind A b  
stimmungsformen vorgesehen. Allerdings 
haben sie entweder zu hohe Anfangshürden 
oder keinen rechtsverbindlichen Charakter 
(2.B. nur Antrag an den Landtag, sich mit ei- 
nem Thema zu beschäftigen). Zur Zeit dürfte 
daher das Mittel des landesweiten Ent- 
scheids für BürgerInneninitiativen und Um- 
weltgruppen entfallen. "Mehr Demokratie in 
Deutschland e.V." und einige andere Organi- 

J 
Wegen des unberechtigten Desinteresses 

an der Bauleitplanung seitens vieler Umwelt- 
gruppen nehmen Planfeststellungen den 
breitesten Raum bei der Auseinanderset- 
zung mit staatlichen Planungen ein. Hier 
gibt es sehr unterschiedliche Verfahrensab 
iäufe, obwohi das Planfeststellungsverfahren 
im Verwaltungsverfahrensgesetz einheitlich 
geregelt ist. Dieses Gesetz ist jedoch jünger 
als die meistenFachgesetze, so da8 etliche 
Ausnahmevorschriften regeln, da8 die Fach- 
gesetze weiterhin gultig sind. 

sationen bemühen sich um Besserung, sie Planfeststellungsverfahren mit ~ffentlich- 
benotigen weitere Unterstützung, gerade von keits- bzw. Naturschutzverbandsbeteiligung 
Basisgruppen. werden unter anderem durchgefuhrt für. ( 

- Flurbereinigungen (Ausnahme: kleine 
-. ,+ . . ..-. Verfahren wie "freiwilliger Landtausch). 

~ürgerlnhen- - Wasserbauliche Verfahren (Ausnahme 

- - beteiligmgtm Piangenehrnigungen. unter deren Mantel 

. - % - h - , - *  ..-. -.,...X7- W.--, 
~ s c h e n  auch umfangreiche Gewas- 
serausbauten laufen können). 

Bauleitplanung - Verkehrswege, Leitungstrassen, Rohrver- 
legung etc. außerhalb bebauter Bereiche. 

Nach dem Bundesbaugesetz sind die Be- - Großanlagen (Deponien, Flughäfen usw., 
teiligungsrechte geregelt. Das Beteiligungs- Ausnahme: Erstellung eines Bebauungs- 
verfahren ist relativ umfangreich. Einge- planes für die Aniage). 
schränkt &'t es jedoch durch die Möglich- 
keit, vereinfachte Verfahren durchzuführen, Das Planfeststellungsverfahren sieht ma- 
wenn mit Einsprüchen nicht zu rechnen ist ximai eine Stufe der Beteiliqng vor, zum 
(so das Gesetz). Dieses wird vielerorts vor- Teil werden die BürgerInnen gar nicht betei- 
schnell festgelegt und kann wegen der Ligt. Die anerkannten Naturschutzverbände 
Nichtbeteiligung hinterher nicht widerleg: werden aber in jedem Fall gehört, ebenso ai- 
werden. le "Träger öffentlicher Belange" - das meint 



die jeweils betroffenen Behörden, Denkmal- Zudem sind die Anforderungen an die Qua- 
ämter, Landwirtschaftsämter usw. Die tat- lität von Untersuchungen sowie der An- 
sächliche Form des Verfahrens ist von Land hörung so  unpräzise, daß in der  Realität 
zu Land und von Themengebiet zu Themen- kaum eine Verbesserung der Beteiligungs- 
gebiet sehr unterschiedlich. Es lohnt sich, rechte eingetreten ist. 
2.B. durch einen guten Kontakt zu erfahrenen 
Naturschutzbeauftragten der Gemeinden, der 
Verbände oder zur Naturschutzbehorde Infos 
über Planungsabläufe zu erhalten. 

Da die Mitspracherechte in den planfest- 
stellungsverfahren nicht über das Knhö- 

rungsrecht hinausgehen, sollten in allen 
wichtigen Fällen weitere Maßnahmen zur 
Durchsetzung von Umweltschutzaspekten 
ins Auge g e f d t  werden: Öffentlichkeitsar- 
beit, BürgerInnenentscheid ... BegrüDenswert 
wäre zudem, wenn die anerkannten Verbän- 
de  öfter ihr Klagerecht (wo sie es  haben) nut- 
zen würden. Eine ernstgemeinte Vorberei- 
tung einer Klage kann bereits im laufen- 
den Verfahren die eingebrachten Stellung- 
nahmen in ihrer Bedeutung fördern. 

Umweltverträglichkeits- 
..; prüf ungen 

Verfahren nach BImSchG 

P Das Genehrnigungsverfahren nach dem 

Bundes-Immissionsschutzgesetz kennt zwei 
Stufen. Das förmliche Verfahren gilt für 
größere Anlagen (was darunter zu verstehen 
ist, ist im Gesetz definiert, z.B. Kraftwerke mit 
über 50 b m .  100 Megawatt Leistung) und 
sieht eine einstufige BürgerInnenbeteiligung 
vor. Dabei ist eine zweimonatige Auslegungs- 
Zeit mit Moglichkeit, Einwendungen zu.erhe- 
ben, vorgeschrieben. Die Auslegung mu8 in 
den amtlichen Bekanntmachungen veröffent- 
licht werden (in der Regel in der Tagespres- 
se  oder lokalen Wochenzeitungen). Zum Ab 
schiuß kommt es  zu einem nichtöffentlichen 
Erörterungstermin, an dem alle EinwenderIn- 
nen und der Antragsteller teilnehmen dürfen. 
Oft werden auch ExpertInnen gehört. Eine 

. ,> Gewähr, da5  Einwendungen auch berück- 

Wiederum hat ein Gesetz der EU in 
Deutschiand die Beteiligungsrechte geför- 
dert. Wiederum ist die Umsetzung dieser 
Richtlinie nur teilweise erfolgt. Mit dem Ge- 
setz Uber die ~mweltverträglichkeits~rüfung 
(UVP) sollte ein ~indeststandard';.~eschaffen 
werden, der in allen Verfahren, 'bei denen 
Umweltbelange betroffen sind, zu gelten hat. 
Dabei werden im Gesetz sowohi Anforderun- 
gen an die Qualität der Untersuchungen (wel- 
che Auswirkungen ein Eingriff hat) gestellt 
als auch die Festlegung, daß frühzeitig in ei- 
nem Verfahren diese der Öffentlichkeit vor- 
gelegt werden müssen und eine Anhörung 
durchzuführen ist. Von den Festlegungen des 
UVPGesetzes darf nuI abgewichen werden. 
wenn ein Fachgesetz, nach:dem die Planung 
läuft, weitergehend ist. 1. 

In der Praxis ist die Umweltverträgiich- 
keitspriifung allerdings oft ein stumpfes 
Schwert. Zum einen gibt es eine Reihe von 
Ausnahme und Übergang~re~elungen,  nach 
denen vor allem schon lange andauernde 
Verfahren nicht von der UVP berührt werden. 

sichtigt werden, gibt e s  nicht. 
Bei kleineren Anlagen b m .  solchen mit 

geringeren Emissionen kann das vereinfach- 
te Verfahren durchgeführt werden. Dann ist 
keine Beteiligung der Öffentlichkeit vorgese 
hen. Nachbarinnen können allerdings g e  
richtiich vorgehen, was im förmlichen Ver- 
fahren nicht möglich ist, weil sie sich dort im 
Verfahren einbringen können. 

. Weitere Verwaltungsakte 

3 
Neben den genormten Verfahrensablau- 

fen fällen Behörden. Regierungen und Parla- 
mente ständig Einzelentscheidungen. die 
Umweltschutzfragen betreffen. Zentral ist da- 
bei die Haushaltsplanung von Gemeinden, 
K.reisen, Land und Bund. Was hier festgelegt 
wird, kann finanziert werden. Damit ist der 
wichtigste Schritt zur Umsetzung getan. Sind 
Umweltschutzma5nahmen im Haushalt ver- 
ankert 'cönnen sie leicht verwirklicht wer- 
den. Sind umgekehrt naturzerstörende MaD- 

Hans-Joachirn P e  
ters: 
Das Recht der Urn- 
weltvertraglich- 
keitspnifung 
(1995/96. Nomos in 
Baden-Baden, 2 Bän- 
de mit  499/239 S ) 
Zwei handliche. 
ubersichtliche und 
gut geordnete Bän- 
de. der erste m i t  
den Gesetzestexten 
und emer Einfüh. 
rung in das UVP- 
Recht. der zweite 
mit Kommentaren 
sowie der Einbezie 
hung weiterer G e  
setze wie die Blrn- 
SchV, AtVfV, BauGB. 
BBergG und 
LUVPG. Beide zu- 
sammen bdden eine 
umfangreiche Mate- 
nalsamrnlung 

K.-H. Hübler/K. Ot- 
toZimmermann: 
Beweriung der Um- 
weliverträglichkeit 
(1991. E. Blottner in 
Taunusstem. 201 S.) 
Ein umfassendes 
Buch m Umweit- 
vertraglichkeitspni- 
fung. Mit Beispielen 
usw. 

E Gassner/ 
A. Winkeibrandt 
Umwelivemaglich- 
keitspruiung m der 
hans 
(1992. Jehie-Rehm in 
Munchen, 198 S ) 
Em systematischer 
Leitfaden m 
Methodik. 



nahmen finanziell abgesichert, werden sie 
auch mit Nachdruck vorangetrieben, da  das 
Geld bzw. davon abhängige Zuschüsse sonst 
verfallen können, d.h. ein Jahr später die 
Maßnahme vieleicht nicht mehr durchführ- 
bar ist. Im Haushaltsrecht gibt e s  keine Ein- 

.8 flul3- und Mitbestimmungsmöglichkeiten 
durch die BürgerInnen, obwohl es sie hin- 
sichtlich Gebühren usw. sogar selbst betref- 
fen kann (siehe Kapitel 2, "Behörden und 
Lobbyarbeit"). 

Einzelne Verwaltungsakte oder politische 
Entscheidungen können die Bewilligung 
oder Ablehnung von Bauanträgen, Förder- 
summen und die Ausweisung von Schutzge- 
bieten sowie Befreiungen von denselben 
sein. Auch hier ist in der Regel eine Offent- 

Literatur: lichkeitsbeteiligung nicht und eine Beteili- 
~a ten-~ammiungen  gung der anerkannten Naturschutzverbände 

auf CDRom: 
(Verlag: Bundesdruk- nur selten vorgesehen. Paxlamentsentschei- 

kerei in Beriin) dungen bekommt mit, wer in den "Amtlichen 

Umwelt Bekanntmachungen" der örtlichen Presse 
Besonders wertvoll die Einladungen zu den Parlamentssitzun- 

ist diese CD. Sie 
enthait wichtige D+ gen (mit Tagesordnung) regelmäßig liest 
tenbanken des Um- 

we!tbundesamtes s e  oder selbst zu solchen Sitzungen hingeht 
w e  S o h a r e  ZU SU. (was leider nicht viele tun - wenn auch we- 
che nach Stichwor- 
:en oder Titeln. Die gen der ständigen lancjatmigen, inkompeten- 

CD enthäit die Litera- ten und durch die Fraktionsdisziplin auch im 
nirdaten (180.000 

Oueuen). die Daten- Ergebnis vorhersehbaren Debatten verständ- 
bank ZU F O I S C ~ ~ ~ ~ S -  lich). Parlamentsdebatten eignen sich aber 

vorhaben (30.000 
Eintragungen) sowie in jedem Fall zur Informationsbeschaifung 
Umweitrecht (18.000 

Datensatze). Die Soft- 
und auch zur Demonstration abweichender 

ware erlaubt zudem Positionen (Transparent aufstellen, Infoblät- 
das Suchen nach 

Themen und das Ex- ter verteilen usw.). 
uortieren der Daten 

f i i r  a n d e r e  Anwen .  . - - . - - . - . - . . - . . 
aungen 

Um7tfe:trecht 
j m u n g  vün 3 1 -  

scneidungen zu den 
.mchtigsten Gebie  Die BürgerInnenbeteiligung an den ver- 

ten des Umweltschur- schiedenen Planverfahren bietet keine Ge- 
zes un Landes-, Bun- 

des- und EGRecht währ, daß eingebrachte Einwendungen auch 
berücksichtigt werden. G a .  irrt Gegenteil: 

Weitere Rechts- 
sammiungen: Baii- Häufig und in neuerer ~ e i t  sogar zunehmend 

recht, Bundesrecht. 
Verwaltmgsrecht. 

entsteht bei aktiven BürgerInnengruppen 
der ~ i n d r ~ c k ,  daß ein faires Verfahren gar 
nicht gewdlt ist, der Ablauf nur auf die Inter- 
essen des/r AntragstellerIn zugeschnitten ist 
und im Erörterungstermin keine Gelegenheit 
ist, Einwände so zu begriinden, vrie das nötig 
ware. In allen diesen Fällen ist es  vorteilhaft, 
über ein weiteres Mittel der Einmischung zu 

verfügen: Das Klagerecht. Wer klageberech- 
tigt ist, kann vor Gericht (und damit unter 
den Augen eines/r oftmals eher neutralen 
Richterin) die Abwägungsprozesse bzw. den 
Verfahrensablauf rechtlich überprüfen las- 
sen. Allerdings gibt e s  dabei zwei Probleme: 
die in neuerer Zeit erlassenen Gesetze, die 
auch hier die BürgerInnen entmachten und 
die AntragstellerInnen bevorteilen sollen, scl 
wie die Schwierigkeit, überhaupt klagebe- 
fugt zu werden. 

Der erste Punkt ist für eine BürgerInneni- 
nitiative oder Einzelpersonen nicht zu än- 
dern, schmdert aber die Chancen vor Ge- 
richt. Vor allem ist es  schwieriger geworden, 
zu verhindern, daß trotz laufendem Gerichts- , - 
verfahren einfach schon gebaut wird. 

Ein/e gute/r Rechtsanwalt/Rechtsanwäl- 
tin sollte hier Bescheid wissen, welches Ver- 
fahren das richtige ist und ob bzw. wie ein 
Aufschub des Baubeginns erreicht werden 
kann. 

Für den zweiten Punkt gibt es  zwei Wege. 
Zum einen ist in jedem Fall klageberechtigt, 
wer eine direkte Betroffenheit nachweisen 
kann. Das sind in der Regel alle, die in der 
betroffenen Fläche Grundeigentum haben 
oder direkte Nachbarinnen sind. Ebenso 
sind betroffen all die, die einen direkten 
Nachteil haben können bzw. wo ausreichend I 

wahrscheinlich ein direkter Nachteil entste- 
hen kann. Die Feststellung, ob eine Betrof- 
fenheit vorliegt, ist letztlich Entscheidung , 
des Gerichts. Möglich sind z.B. Nachteile 
durch wegfallende Wegeverbindungen für 
LandnutzerInnen, Grundwasserabsenkun- 
gen mit Schäden auch in der Umgebung 
usw. Der sicherste w e g  ist, sich in gefährde- 
ten Gebieten Grundeigentum zu sichern 
bzw. GrundeigentürnerInnen zu finden, die 
zur Iüage bereit sind. Das finanzielle Prcl 
zeßrisiko kann solchen Personen ja durch ei- 
ne Kosten~ernahmevereinbarung genom- 
men werden. 

Die zweite Iüagemöglichkeit steht in eini- 
gen Bundesländern den anerkannten Natur- 
schutzschutzverbänden zu. Im Gesetz sind 
die Verfahren naher bezeichnet. Leider ma- 
cnen die Verbände kaum Gebrauch von ih- 
rem Recht - und leider kann mensch sich 
auf sie auch nicht verlassen, da personelle 



-A ki'ioms 
Sürgerlnnenbeleilig ung 

und materielle Verflechtungen mit dem Staat besser zu informieren und ihre Kritik bzw. 
oder Firmen die Naturschutzverbände e rheb  Vorschläge zu sammeln. Darin liegt auch die 
lich in ihrer Handlungsfreiheit einschränken. Stärke dieser Verfahren. Zum anderen aber 
Daher sollte eine BürgerInneninitiative in je bieten sie keine wirkliche Mitbestimmung. 
dem Fali anstreben, selbst Klagerecht zu er- Ob die eigenen Vorschläge und Ideen auch 
halten. Hinzuweisen ist noch darauf, da!' verwirklicht werden oder wenigstens in das  
auch ein Widerspruchsrecht, so e s  über- Verfahren einfliefien, ist nicht gesichert. Und 3. 
haupt vorgesehen ist, nur den direkt Betroffe- noch schlimmer: In etlichen Fällen wurde 
nen zusteht. schon offensichtlich, da5 einige der Verfah- 

ren (insbesondere bei Runden Tischen, ~e 
diation und Zukunftswerkstätten) Kooperati- 
onsbereitschaft und Offenheit suggerieren 
sollten, vor aliern aber potentielle Kritiker ru- 
higstellten, weil diesen eine Mitwirkungs- 

Angesichts von PolitikerInnen und Ämtern 
möglichkeit vorgegaukelt und letztlich auch 

in diesem Land, die am liebsten alles d e i n e  
und unbeobachtet machen wollen (wobei das 
in Deutschland eine ganz besondere Traditi- 
on hat, wird doch hier die Akteneinsicht im 
Gegensatz zu fast allen anderen Industrielän- 
dern sehr restriktiv gehandhabt). sollte s k h  
keine Umweltgruppe auf die offizielien Wege 
verlassen. 

Wichtig ist, iiberall selbst die Nase reinzu- 
stecken, Beteiligte und Behörden 
"anzuzapfen" (was einige gerne mit 
sich machen lassen, andere muß 

'Y 
man lange genug "nerven"), Augen 
und Ohren offenzuhalten, eine r e  
gionale Tageszeitung zu lesen 
(selbst abonnieren oder bei Nachbarn, 
Bekannten lesen, auch wenn da  noch so 
viel Sch ... drinsteht ..., denn viele urnwel- 
tinteressierte BürgerImen neigen,zum Lesen n?/L\ 
überregionaler, "linksbürgerlicher" Zeitun- 
gen, was ihnen jeden Bezug zum lokalen Ge- 
schehen nimmt) und zu lernen, auch zwi- 

Feste Strukturen 

schen den Zeilen zu lesen und zu hören. 
Grundsätzlich ist wichtig und richtig, Bür- 

gerInnenbeteiligungen dadurch abzusichern, 
dai3 feste Strukturen entstehen. über die Vor- 

Besondere schläge oder Kritik gesammelt werden. An- 

Verfa hrem waltsplanerInnen, d.h. von der Kommune be- 
zahlte Fachkräfte, .die als Schnittstelle zwi- 

Die Beteiligung von Bürgerinnen ist in schen Verwaltung und Bevolkemg dienen 
mancher Beziehung modern geworden. Neue (also einerseits Informationen aus der Ver- 
Begnife haben sich etabliert: Mediation, Zu- waltung an die Bürgerinnen bringen uber Be- 
kunftswerkstätten. Planungszeilen, Bürge- ratung, Akteneinsicht. Informationsveranstal- 
rhengutachten,  Anwaltsplanung usw. Sie tungen usw., andererseits Entgegennahme 
aiie haben zweierlei gemeinsam. Ihr Ziel ist der Anregungen aus der Bevölkerung und 
zunächst einmal, BürgerInnen h e r  Planun- Einbrinq~n die politischen Entscheidungs- 
gen oder andere politische Entscheidungen abläufe), sind dann eine Hilfe, wenn sie nicht 
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dazu mißbraucht werden, die Bevölkerung Arbeit professionell durchführen) noch ver- 
zu beschäftigen, irrezuleiten, zu beruhigen stärkt wird. darf nicht dazu führen, daß der 
usw. Das gleiche gilt für Planungszellen (so direkte politische Kampf ausbleibt. 
heißt das Verfahren, nach dem eine reprä- 
sentativ ausgewählte Gruppe der Bevölke- 
rung über einen bestimmten Zeitraum zu- 

. I0  sammen eine Planung entwirft, eine Ent- 
scheidung vorbereitet usw.), BürgerInnen- Jede Umweltgruppe, der das Know-How 
büros, BürgerInnenläden usw. Zumindest ei- fehlt, sollte sich BeraterInnen suchen. Das 
ne bessere Information, d.h. der Zugang der können kooperationsbereite Personen aus 
interessierten Bevölkerung zu allen die Ent- den Umweltämtern und Naturschutzbehör- 
scheidung betreffenden Daten und Unterla- den sein (obwohi die wegen gezielter Entlas- 
gen, sollte gewährleistet sein. Um dem Mi& sungen und Mobbing gegen konsequente 
brauch der benannten Instrumente vorzu- UmweltschützerInnen seltener werden), 
beugen, sollte das als Mindestbedingung aber auch erfahrende NaturschützerInnen 
gefordert werden. aus Verbänden und anderen Umweltgrup - 

pen, RechtsanwdtInnen, ArchitektImen, ' 

iniormationsdienst 
Umweitrecht 

Bohmerstr. 10 
60322 Frankfurt 

069/554770 

Koordinahonssteiie 
Gene hmgungs- 

verfahren 
c/o Oko-imhtut 

Bunsenstr. 14 
64293 Darmstadt 

06151/819116 

Bundesverband 
Bürgerinitiativen 

Umweltschutz 
Prinz-Aibert-Str. 43 

53113 BOM 
0228/214032 

Grüne Liga 
Friednchstr. 165 

10117 Beriin 
030/2299211 

Achtung, 
"Beschäftigungstherapie" 

Wer in einem Mediationverfahren steckt, 
steht weniger auf der Straße. Daher versu- 
chen Behörden oder AntragsstellerInnen um- 
weltzerstörender Anlagen oft, durch solche 
Schein-Beteiligungsformen, die in Wirklich- 
keit eine "Beschaftigungstherapie" für poten- 
tielle Widerstandsgruppen sind ist, Kritik an 
ihrem Projekt im Rahmen einer nicht nach 

PlanerInnen oder IngenieurInnen. 
Für Genehmigungsverfahren für Großan- 

lagen (Deponien, Industrie usw.) gibt e s  eine 
bundesweite Koordinationsstelle. Wer sich 
dort als örtliche Kontaktperson oder g r u p  
pe  eintragen laßt, erhdt  Bescheid, wenn in 
der Umgebung eine Anlage geplant ist. 
Auch Beratung ist möglich. 

Der Autor 
auBen tretenden Gruppe entsprechend zu 
kanalisieren Die Faszination gruppendyna- 

Jorg  Bergstedt 
mischer Prozesse, die durch sogenannten c/o Institut fur Okologie - Buro O s t h e s s e n  - 
"ModeratorInnenM mit klangvollem Namen Hersfelder Str 3 
(oft Dr. oder Prof., mindestens aber M i h r -  36272 Niederaula 

kende von Agenturen oder 
Instituten, die solche 

Tel. 06625/919295, Fax 919297 

e M d :  institut@juis.insider.org 



Demokratie ... Recht-Extremismus ... Staat & Volk 

Diese Seiten stammen aus dem lnternet und formulieren eine Kritik am unhinterfragt positiven Bezug auf Demokratie 
und Rechtsstaat ... www.demokratie-tota1.de.v~ 

Demokratie 

Demokratie bedeutet Volksherrschaft ... ein verräterischer Begriff! Demokratie ist also Volk plus Herrschaft. Das Volk herrscht ... 
über sich selbst, so jedenfalls das Konstrukt. Das spannende an dem Begriff und dem Diskurs um Demokratie ist, dass 
Mathematik nicht mehr gilt: Minus plus Minus ergibt plötzlich Plus. Volk und Herrschaft sind keine positiven Begriff im Sinne 
einer Emanzipation. Werden Volk und Herrschaft aber verbunden, soll etwas Positives entstehen. Dem fehlt die Logik und auch 
eine überzeugende Analyse. Demokratie ist ein Fetisch. Sein positives Erscheinungsbild wird über Diskurse entfacht. 
Demokratie bringt das Positive in die Welt. Läuft etwas schlecht, so fehlt die Demokratie. 

Volk 

Demokratie funktioniert immer über den Bezug auf einem imaginierten, organischen "Volkskörper", dessen Willen die gewählten 
Vertreterlnnen angeblich vertreten. Diese Argumentation, die Idee von "Völkern", kommt nicht ohne Grenzen aus und basiert 
immer auf dem Ausschluss von Gruppen und Menschen, die als anders definiert werden. "Völker bestehen zwar aus Menschen, 
aber das Typische an ihnen ist gerade, dass der Mensch als Individuum untergeht in der kollektiven Einheitlichkeit der Nation 
oder des Volkes. Nation und Volk aber brauchen der Herrschaft, um sich überhaupt zu konstituieren. Niemals käme der Mensch 
aus Konstanz von selbst auf die Idee, ein Volk oder eine Nation mit den Menschen aus Flensburg zu sein, während seine 
Nachbarin in Bregenz ein anderes Volk, eines anderen Fleisch und Blut ist. Volk und Nation sind die Folge von 
gleichschaltender Identitätsbildung. Mensch ist nicht Deutscher, Amerikaner oder Iraker, sondern er wird dazu gemacht. Volk 
und Nation entstehen durch die, die für das Volk sprechen - und durch die Diskurse, die ständig überall reproduzierte Meinung, 
dass es ein Volk, eine Nation, eben eine kollektive Einheit gäbe. Es ist nicht möglich, dass sich die Menschen aus Flensburg 
und Konstanz, aus Aachen und Cottbus selbstorganisiert zu einer Einheit zusammentun - das bedarf der Steuerung, der 
Erzeugung des Gefühls von Zugehörigkeit und Einheitlichkeit. Volk und Nation entstehen in den Medien, in den Schulbüchern, in 
der Erziehung, in den Gesetzen und der Realität von Kontrolle und Repression, in alltäglichen Handlungen und Gesprächen. 
Ohne Herrschaft, sei es die personale der Regierungen und Institutionen oder die informelle der Diskurse, Werte und Normen, 
gäbe es Volk und Nation nicht. " (Zitat aus einer Rede auf der Friedensdemonstation am 3.4.2003 in Gießen ... siehe 

'No law! No war!). 

Im Wahn der Religion "Demokratie": 
Das Volk wird erhöht zum Begriff für den Ausgangspunkt von allem sowie zum Zweck allen politischen Handeln. 
"Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus" betont das Volk als Ursprung aller Machtausübung. Volk ist ebenso 
imaginär wie in den theistischen Religionen. "Am Anfang war das Wort. Und das Wort war bei Gott" klingt sehr 
ähnlich. Die Götter der theistischen Religionen sind ebenso auffällig Figuren nach den Interessen und Projektionen 
von Menschen, die darauf ihre Macht bauen. So wie die Priester, Kaplane oder sonstiges Religionsführer 
behaupten, für ihren jeweiligen Gott zu sprechen, so sprechen Politikerlnnen, Polizei oder Richterinnen "im Namen 
des Volkes". Die scheinbare Beauftragung durch das höhere Wesen schafft eine strukturelle Herrschaft, die in sich 
selbst begründet ist. Das Volk ersetzt den Gott als erfundene transzendente Figur, auf die sich willkürlich ausgeübte 
Herrschaft berufen kann. "lm Namen des Vaters und des Sohnes und des Heiligen Geistes" und "lm Namen des 
Volkes" sind identische Floskeln und verschiedenen Religionen. 

Weitere Seiten zu Volk und völkischen Kategorien 

Herrschaft 

Herrschaft bedeutet die strukturelle Möglichkeit, den eigenen Willen auch gegen den Willen anderer durchzusetzen, d.h. sie 
beruht auf Rahmenbedingungen, die über die Zufälligkeit eines einzelnen Momentes hinweggehen. Herrschaft ist also nicht, 
wenn A zu B ruft: "Hau da ab", sondern wenn 2.B. Hausrecht dieses Vorgehen absichert. Solche Rahmenbedingungen können 
sehr unterschiedlich aussehen, z.B. rechtlich, als Bewaffnung, Zugang zu Ressourcen, Privilegien, mehr 
Handlungsmöglichkeiten, Kraft. Kapitalbesitz. Ebenso wirken diskursive Normen und Zurichtungen als Herrschaft, z.B. 
Erwartungshaltungen, Titel, Bildungsgrad, sog. "Rassen", Geschlechter oder Alter, die aufgrund unterschiedlich genormter 
Verhalten ebenso dauerhaft Herrschaftsbeziehungen schaffen und sichern. 

Im Wahn der Religion "Demokratie": 
Direkte Herrschaftsausübung wird in der Demokratie ebenso verschleiert wie in modernen Religionen. Zum einen 
wird Herrschaft begründet mit den religiösen Zielen - es geschieht alles im Namen Gottes oder eben im Namen des 
Volkes. Das ersetzt bereits eine Begründung in der Sache. Zudem geschieht vieles zum Wohl Gottes oder des 
Volkes. Das es beides real nicht gibt, sind solche Aussagen immer verschleiernd. Andere Interessen verbergen sich 
dahinter, ohne das sie solche Statements abgegebene Person oder Stelle sich dessen bewußt sein muß. Religion 
vernebelt die Köpfe und erfaßt die Menschen so umfassend, dass diese die religiösen Positionen wie eigene 
benennen und die verschleierten Interessen selbst nicht mehr wahrnehmen. 
Zum zweiten wird Herrschaft heute weitgehend über Diskurse organisiert, d.h. nicht die direkte Gewaltanwendung, 
sondern eine Vielzahl an Zurichtungen, Erwartungshaltungen, Rollenmustern usw. wirken permanent auf Menschen 
ein und konditionieren ihr Verhalten. Da diese Beeinflussung nicht offen sichtbar ist, wird sie schneller verinnerlicht 
und als scheinbar eigene Überzeugung widergespiegelt. Di kurse erhalten sich daher durch die Menschen selbst, +M 



die damit selbst zu Lehrerlnnen der jeweils geltenden Religion werden. 
Demokratie ist die neueste und modernste Religion, die zwecks Verschleierung auch nicht als Religion auftritt 

Weitere Seiten zu Macht und Herrschaft 

Recht und Rechtsstaat 

Rechtsstaat und Demokratie werden oft gleichbedeutend benutzt. Das ist richtig und falsch. In ihrer verfaßten Form ist 
Demokratie heute immer der klassische Rechtsstaat, d.h. es gibt eine staatliche Obrigkeit, die gewählt wird. Welche Organe, 
Wahlverfahren und Vorschriften für das Verhalten von Menschen (Gesetze, Verordnungen usw.) es gibt, findet sich im "Recht", 
d.h. den Gesetzen, sonstigen Vorschriften und in der Rechtssprechung. Allerdings muss das nicht so sein. Demokratie ist auch 
ohne einen Staat denkbar, allerdings müssen dann andere Kontroll- und Machtinstanzen vorhanden sein, denn Demokratie ist 
vom Wesen her das Gegenteil von Selbstbestimmung. Die Menschen handeln gerade nicht als lndividuen und gehen als 
lndividuen Vereinbarungen ein, sondern es gibt ein transzendentes Höheres: Den Staat oder Räte, z.5. in den Entwürfen von 
Radikaldemokratlnnen sowie vielen Kommunistlnnen und Anarchistlnnen, die zumindest in Deutschland überwiegend auch 
Demokratlnnen sind - auch wenn das sich widerspricht, was aber klassisch für religiöses Denken ist. Rechtsstaat heißt nichts 
anderes als dass die geltenden Normen, Verhaltensvorschriften, Herrschafisstrukturen usw. in Gesetzen und anderen 
Rechtsakten festgeschrieben sind. Dieses Recht wird von denselben Kreisen gemacht, die das Recht auch durchsetzen. Eine 
Diktatur, in der der Diktator seine Vorstellungen über Gesetze verwirklicht und die Gerichte und Polizei die Einhaltung 
überwachen Iäßt, wäre ein Rechtsstaat. Fast alle Diktaturen, die zur Zeit existieren, sind Rechtsstaaten. Selbst die brutalste aller 
Diktaturen in der Geschichte von Staaten, der Nationalsozialismus in Deutschland, verfügte lange über alle Elemente des 
Rechtsstaates und entstand auf rechtstaatliche Art. 
Ebenso wie der Rechtsstaat wird auch das Recht selbst als politisches Ziel genannt. "Für die Stärke des Rechts statt dem Recht 
des Stärkeren" hieß ein bekannter Slogan der Friedensbewegung gegen den Irak-Krieg 2003. Das Recht wird damit zum Guten 
per Se. 

Im Wahn der Religion "Demokratie" 
Recht und Rechtsstaat werden zur konkreten Form des göttlichen Willens. So wie die "Gewalt vom Volke ausgehen 
soll", verklärt der Ruf nach der Stärke des Rechts ebenfalls in sich bereits jegliche politische Debatte. Die Dinge 
müssen nach Recht und Gesetz ablaufen - dann ist auch egal, was geschieht. Eine emanzipatorische Analyse 
unterbleibt. Abschiebungen, Angriffe auf Demonstrationen, Sozialabbau, Kriege - alles das kann nach Recht und 
Gesetz ablaufen. Den Betroffenen würde das nichts nützen, aber Religion ist immer totalitär, sieht nicht den 
Menschen, sondern transzendiert ein höheres Wesen, in diesem Fall das "Volk" sowie der in seinem Interesse 
geschaffene Rechtsstaat. Wie in den Gebeten der klassischen Religionen rufen auch die Demokratlnnen nach 
mehr Herrschaft. "Dein Wille geschehen" ist die christliche Fassung des Rufes nach einer starken UNO in der 
Religion Demokratie. In beiden Fällen wird verschleiert, dass Interessen hinter dem Ruf stehen - die 
Herrschaftssicherung von Eliten, die die Ausführende der transzendierten, imaginären religiösen Vorgaben sind. 

Weitere Seiten zu Rechtsstaat: 

I I I '  - 1  l c , l  
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und internationalem Staatsgerichtshof in der Friedensbewegung 

Wahrheit 

Es gehört zum Wesen jeder Religion, eine Wahrheit anzunehmen, die es zu erkennen gilt. Unterschiedlich ist der 
Ausgangspunkt von Wahrheit. In den klassischen Religionen ist es der Gott oder die transzendente Welt, die es durch 
Meditation zu begreifen gilt oder die von Propheten erläutert wurde. In einem selbstbestimmten Prozeß kann dagegen keine 
Wahrheit entstehen, weil der Mensch als Individuum nur wahrnehmen kann, aber nicht Wahrheit entdecken. Der Irrtum oder die 
subjektive Verzerrung des Wahrgenommenen ist immer möglich, letzteres angesichts der vielen Vorerfahrungen, die jeder 
Mensch hat, sogar wahrscheinlich. Daher kann es in einer herrschaftsfreien Welt auch keine Wahrheit geben, sondern nur das 
als wahr angenommene, das aber von Mensch zu Mensch verschieden sein kann und wird. 
Die Quelle, aus der in nicht-emanzipatorischen Gesellschaften Wahrheit entspringt, ist unterschiedlich. In den theistischen 
Religionen ist es der Gott. Sein Wort und die Auslegung seiner Worte schaffen die Wahrheit. Gott ist die unfehlbare Instanz. Da 
sie jedoch nur imaginiert ist, sind tatsächlich die lnterpretatoren von Gottes Wort bis hin zu den Autoren der Bibel bzw. der 
Übersetzungen und ständigen Neuzusammenstellungen diejenigen, die Wahrheit schaffen - in der Regel nach klaren 
Interessen, die durch den Bezug auf Gott verschleiert werden. 

Im Wahn der Religion "Demokratie" 
Was für jede Religion gilt, gilt auch für die Demokratie. Es gibt Wahrheit und es gibt Quellen, wo sie entspringt. Auf 
auffälligsten ist das in Gerichtsverhandlungen, die ohnehin nach ihrer Liturgie und Logik dem Gottesdienst am 
ähnlichsten sind. "lm Namen des Volkes" wird am Ende eine Wahrheit gesetzt. Plötzlich ist eine völlige Klarheit da. 
Das Gericht entscheidet nach Entweder-Oder. Es kann strukturell keine unterschiedlichen Sichtweisen zulassen, 
sondern muss durch den religiösen Akt der Urteilsverkündung eine Wahrheit schaffen. Dass dabei alle aufstehen 
und andächtig schweigen, unterstreicht nur die Nähe zum ähnlichen Handlungen in anderen Religionen. 

Weitere Seiten zu Wahrheit und Wahrheitsschaffung: 



Diskurs 

Der Begriff des Diskurses ist wichtig für das Verständnis von Herrschaft und die Wirksamkeit der nicht-institutionellen 
Herrschaftsformen. Diskurse bezeichnen Denkmuster, Sprach- und Verhaltensnormierungen, Erwartungshaltungen und 
Rollenmuster, die nicht oder nicht nur durch formale Regeln (Gesetze, DIN-Normen usw.) festgelegt sind, sondern durch ein 
allgemeines Denken, das sich in Reden und Handeln immer widerspiegelt und so erhält, verbreitet und fortentwickelt. Diskurse 
sind nicht starr, sondern unterliegen Veränderungen bis dahin, dass ein konkreter Diskurs ganz verschwinden kann. So ist z.B. 
um die Jahrhundertwende 1900 sehr stark verbreitet gewesen, dass unterschiedliche Rassen auch unterschiedliche Intelligenz, 
Körpermerkmale usw. haben. In Gesprächen, Lehrbüchern, Medien und an vielen anderen Orten reproduzierte sich dieses 
Denken immer neu. Es bedürfter dazu keiner formalen Regeln. Heute ist zwar noch der Diskurs, dass es überhaupt Rassen gibt, 
vorhanden, aber etliche der darauf basierenden sind verschwunden oder werden nur noch von rechtsextremen Kleingruppen 
vertreten. Ebenso gibt es aber Diskurse, die sich sehr lange halten, z.B. dass es zwei Geschlechter gibt und (zweiter Diskurs) 
diese unterscheidbare soziale Fähigkeiten haben. 

Im Wahn der Religion "Demokratie" 
Diskurse sind ein wichtiges Merkmal jeder Religiösität. In der Demokratie prägen viele Diskurse das Denken und 
Handeln. So gilt etwas "Rechtmäßiges" als das Bessere. Gesetze sind für die Menschen dar. Spezielle und 
teilweise sehr zielgerichtet gesteuerte Diskurse schaffen Akzeptanz für die Gewaltherrschaft der Demokratie. Die 
massive innere Aufrüstung und der Sicherheitswahn werden mit der Gefahr von Terrorismus und Kindesmißbrauch 
begründet. Ständig werden Bilder und Berichte über diese beiden Gefahren verbreitet, so dass viele Menschen 
davon ausgehen, dass beides ständig und immer geschieht und die Menschheit bedrohen. So wird Akzeptanz 
geschaffen für die massive Aufrüstung der Polizei, immer mehr Verhaftungen, Verbote politischer Opposition, 
Kontrolle und Überwachung überall. Alle Anzeichen autoritärer Gewaltherrschaft zeigen sich in den modernen 
Demokratien und machen damit auch deutlich, dass herrschaftsstrukturell zwischen Diktatur und Demokratie kein 
Unterschied besteht. 

Religion 

"Religion ist die Erkenntnis aller unserer Pflichten als göttliche Gebote" schrieb lmmanuel Kant. In der Demokratie sind die 
göttlichen Gebote die Gesetze und Rechtsvorschriften, denn in der Imagination gehen sie vom "Volk" aus, das ebenso wie die 
Götter der Religionen als verschleiernder Ursprung der tatsächlich interessengeleiteten Regelungen als transzendente Einheit 
erfunden wurde. Marx nannte die Religion "das Opium des Volkes". Meist wird er falsch zitiert, sie sei "Opium fürs Volk". Das ist 
bereits eine Folge der religiösen Vernebelung in der Demokratie, wo das "Volk" als Gott unfehlbar bzw. einfach gut ist und 
deshalb verwirrt werden soll. Die Religion wird deshalb von außerhalb dem Volk aufgesetzt. Tatsächlich ist die Religion - ob nun 
eine klassische Religion oder die Demokratie - vom Volk selbst entwickelt und getragen. Dabei ist das Volk eine transzendente 
Imagination, das nicht tatsächlich, aber in den Projektionen fast aller Menschen sowie als Bezugspunkt für die Herrschenden 
besteht. 
Religion ist in der Geschichte der Menschen eine Fortentwicklung an Herrschaftstechnologie gegenüber der breiigen Unklarheit 
alter Epochen. "Wenn die Menschen zivilisierter werden, benügen sie sich nicht mehr mit bloßen Tabus, sondern ersetzen sie 
durch göttliche Gebote und Verbote", schrieb Bertrand Russell. Was er nicht vorhersagen konnte: Mit Fortschreiten der 
Zivilisation werden die göttlichen Ge- und Verbote durch Recht und Gesetz ersetzt, als deren Quelle das "Volk" imaginiert wird. 

Weitere Seiten zu Religion 

Demokratie als Religion 

Wer die Mechanismen von Demokratie analysiert, kann Demokratie nur als Religion begreifen. Die Versprechungen, 
Grundlagen und Quellen demokratischer Handlungen sind so ähnlichen denen einer Religion, dass eine Klassifizierung nicht 
schwerfällt. Nun gibt sich Demokratie aber als explizit antireligiös. Staat und Kirchen sind zu trennen, schreiben viele 
Verfassungen - die Bibeln der Demokratie - fest. Säkularisierung wird der Vorgang der Trennung genannt. Doch auch das 
verdeckt nur die Interessen. Jede neuere Religion hat sich gegenüber den bestehenden abgegrenzt. Dahinter steckt das 
Interesse, sich selbst besser durchsetzen zu können. In diesem Sinne ist Demokratie sehr erfolgreich. In fast allen Berichen der 
Herrschaftsausübung zumindest in den westlichen Gesellschaften ist Demokratie unangefochten die einzige Religion. Ohne 
großen Widerstand kann sie zur Zeit ihren weltweiten Herrschaftsanspruch formulieren. So wie zu Kolonialzeiten die christlichen 
Missionare das Heil der Welt mit der Durchsetzung des Christentums erreichen wollten. wird heute im Namen der Demokratie 
erobert, gebombt und getötet. Nicht dass vorherige Gesellschaftsformen besser oder schlechter waren - das wird nirgends 
überhaupt gefragt. Demokratie und Rechtsstaat sind im Bewußtsein der an sie glaubenden Menschen das an sich bessere, das 
es weltweit auszudehnen gilt. 

Emanzipation als politischer Atheismus 

Alle Religionen stellen eine transdenzente Heilslehre und die daraus abgeleiteten Ordnungsstrukturen über den Menschen. Der 
Kampf um Befreiung richtet sich gegen jede transzendente, über den Menschen stehende Kraft und will Räume schaffen, in 
denen die Menschen selbst und gleichberechtigt aushandeln wie sie ihr Leben und ihr Zusammenleben gestalten. Der Prozeß 
wird als Emanzipation bezeichnet, d.h. das Niederringen äußerer Zwänge und die Entfaltung des Selbst. Emanzipation richtet 
sich daher gegen alle Institutionen und Vorgaben, die über den Menschen selbst stehen. Diese brauchen immer eine 
ideologische Begründung, um von den Menschen als über sich stehend akzeptiert zu werden. In den Religionen ist das eine 
transzendente, d.h. imaginierte Instanz, z.B. ein Jenseits, ein Gott oder das Volk. Emanzipation richtet sich gegen solche 
Instanzen. Damit ist Emanzipation gegen Religion, aber auch gegen Staaten, Regierungen, Rechtsstaat und Demokratie 
gewendet. 



Weitere Seiten zu Emanzipation: 
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zur Emanzipation 

Parlamente und Parteien 

Parlamente und Regierungen machen die Gesetze, d.h. die Verhaltensregeln für die Menschen und die Religionsausübung. Sie 
sind die Kriche der Religion "Demokratie". Sie stellen die Priesterinnen der Demokratie (Richterlnnen, Lehrerlnnen, Regierende 
und Behörden) sowie die Aufseherlnnen, die Lästerung und die Nichtbefolgung der Gebote der Demokratie verfolgen (Polizei & 
Co.). 
Die Parlamente und Regierungen vertreten den Gott der Demokratie, d.h. den Ursprung aller Weisheit und Gewalt: Das Volk 

Jörg Huffschmid, Wissenschafllicher Beirat von -, in der Jungen Welt, 28.6.2004 (S. 12) zum EU-Parlament 
... Parlamentes als Vertretung des Volkes ... 

Weitere Seiten zu Parlamenten und Parteien: 

Noch mehr Parteien Neue Linksparteien \ i l , i i l  i I 1  1 1  und t I 

Bestehende Parteien 1 ++ ,ii' ++ ~ I ~ I I  

i. (auf Indymedia) und 

Was soll Demokratie? 

Über Demokratie liegen unendlich viele Mythen und Märchen vor, die suggerieren, dass Demokratie per se etwas Positives 
bedeutet oder bringt. 

Aus Meyers Taschenlexikon (zu "Emanzipation') 
Emanzipation ... wichtigstes polit. Ziel der Demokratie. 

Demokratie bedeutet Herrschaft auf Zeit. Gerade der Versuch, über die Verknappung der Zeit die Gefahr des Machtmißbrauchs 
zu beschneiden, führt in der Realität aber zu einem Typus von Politiker und Politikerin, der geneigt ist, eher gegenwartsorientiert 
und machterhaltungsfixiert zu entscheiden und zu handeln als zukunftsorientiert undloder gar unpopulär. ... 
Demokratie erhält ihre formale Logik aus der "Herrschaft des Volkes" durch gewählte Vertreter. Die Wahl erfolgt in der 
Gegenwart. Wähler und Gewählte leben und handeln in der Gegenwart. Demokratie bezieht ihre formale Legitimation also aus 
der Gegenwart für die Gegenwart. "Die Notwendigkeit zu entscheiden" - so lmmanuel Kant - "reicht aber weiter, als die 
Möglichkeit zu erkennen". Eine formale Legitimation "aus der Zukunft" ist naturgemäß allerdings ausgeschlossen. An ihre Stelle 
muss eine materielle Legitimation aus der Gegenwart "für die Zukunft" treten. Deren formale Repräsentation Repräsentanten 
sind aber zugleich jene Gewählten, welche ihre auf Zeit verliehene Macht nutzen müssen, die aktuellen Bedürfnisse und 
Forderungen einer Wählermehrheit zu befriedigen, die sie wiederum brauchen, um sich kurz- und mittelfristig an der Macht zu 
halten - ungeachtet der langfristigen Folgen für Umwelt, Nachwelt und Frieden. ... 
Demokratie ist (national-)staatlich ausgerichtet ... Mit Blick auf Demokratie heißt dies, dass die Legitimation ihrer politischen 
Entscheidungsträger und Akteure formal an den Staatsgrenzen endet, unabhängig von Sachfragen und deren Folgen und 
Wirkungen. 
(Dieter S. Lutz, Ist die Demokratie am Ende?, in: Willy-Brandt-Kreis (Hrsg.), 2001, '2ur Lage der Nation", Rowohlt-Verlag, zitiert 
nach FR, 14.1.2001, S. 6) 

Demokratie gedeiht nicht von allein. Sie muß mindestens so sorgfältig aufgebaut werden wie eine Diktatur und sich vor 
allem fortwährend gegen jene schützen, die sie durch Revolution, Terrorismus oder Unterwanderung von innen gefährden 
wollen. 
(Geoffrey Roberts in: Uwe Backes/ Eckhrad Jesse (Hrsg.), 2002, "Extremismus 8 Demokratie'', Nomos Verlag, S. 344) 

zur Kritik an Demokratie (F.R.E.I.) 
aufgezählt (mit Texten) 

Nachrichten aus dem Demokratie-Fanblock 

Zum einen wird noch mehr Demokratie und Rechtsstaat gefordert, zum anderen Repression und Herrschaft als undemokratisch 
definiert. 

BI Lüchow-Dannenberg im Anti-Castor-Rundbrief Nov. 2002 als Slogan (S. 2) 
Demokratie Jetzt! 

Überschrifl auf der Jungen Welt zu den GA TS-Verhandlungen (25.10.2002, S. 1) 
Undemokratische Eile 

Doch nach wie vor sind die Schwächen der Friedensbewegung evident. Sie bezieht auch 
diesmal wieder eine Position der Äquidistanz. Sie müsste aber auf der Verdammten dieser 



Erde stehen. Das heißt auf Seite des Irak. Nicht nur seines Volkes, denn ein nicht 
organisiertes Volk ist ein Abstraktum. Das bedeutet auch Solidarität mit der irakischen 
Führung und den Streitkräften. 
(Willi Langthaler (Antiimperialistische Koordination Wien) in: faulheit & arbeit, 
Wochenendbeilage der Jungen Welt, 8.2.03, S. 5) 

Wie demokratisch Demokratie entsteht (Beispiel irakische "Opposition") 
Nach zähen Verhandlungen haben sich im vergangenem Dezember irakische Oppositionsgruppen in London auf 
ein gemeinsames Führumgsgremium und eine Strategie für die Zeit nach dem Sturz von Saddam Hussein 
verständigt. Monatelange Lobbyarbeit in den USA und Großbritannien gingen dem »Einigungskongreß« voraus. In 
ihrer Schlussresolution verständigten sich die Gruppen auf Demokratie und Gewaltenteilung sowie auf den Islam 
als Staatsreligion. 
(Junge Welt, 8.2.03, S. 9) 

Vol ks-Herrschaft 

Lafontaine in seiner Rede auf der Montagsdemo am 30.8.2004 in Leipzig (dokumentieri in Junge Welt, 1.9.2004, S. 10) 
Es ist für mich eine Ehre, hier in Leipzig zu sprechen. In der jüngeren deutschen Geschichte steht Ihre Stadt für den Ruf nach 
Freiheit und Demokratie. "Wir sind das Volk" ist nicht nur ein Protest gegen die einstige Parteiendiktatur der SED. Er ist genauso 
angebracht, wenn über die Köpfe des Volkes hinweg Sozialreformen nach dem Motto beschlossen werden, doe Oberen werden 
entlastet und die Unteren werden immer stärker belastet, dann müßt ihr sagen: Wir sind das Volk. ... 
Laßt uns mehr Demokratie wagen, laßt uns mehr soziale Demokratei wagen. Übersetzt heißt das, die lnteressen des Volkes 
müssen dominieren, nicht die Interessen einer Minderheit. 

Auszug aus Ramsey Clark, "Wir, das Volk" in Junge Welt, Beilage Kriegszeiten (4.12.2002, S. 2) 
Michel Collon von Solidaire, Wochenzeitung der Partei der Arbeit Belgiens, setzte sich besonders kritisch mit dem 
von ihm so genannten "Weder-Noch-Problem" der europäischen Friedensbewegung auseinander. Wenn die 
Losung lautet „Weder Milosevic noch NATO, weder Washington noch die Taliban, weder Saddam Hussein noch 
George W. Bush", Iäßt sich die Bewegung lähmen, weil sie ein Gleichheitszeichen zwischen Unterdrückern und 
Unterdrückten setzt. ... 
Die Aktionen in Florenz am 9. November, die Massendemonstration in London am 28. September, die 
Massendemonstration in Barcelona Anfang des Jahres und unsere eigene eindrucksvolle und erfolgreiche 
Demonstration in den USA mit einer Viertelmillion Menschen am 26. Oktober in Washington und San Francisco - 
gegen einen US-Angriff auf den lrak - haben auf tragische Weise klargemacht, daß nur eines die US-Aggression 
gegen den lrak stoppen kann: Wir, das Volk. 

Das Volk will keinen Krieg, und das spricht Schröder aus. Das ist doch das Wesen der Demokratie, das 
die Regierenden die Meinung des Volkes vertreten. Und in diesem Fall geht es nicht nur um das 
deutsche Volk, sondern um die Meinung aller Völker auf der Welt, auch das Volk der USA dürfte in 
seiner Mehrheit den Krieg ablehnen. 
(Andreas von Bülow (SPD) in: Junge Welt, 8.2.03, S. 2) 

Friederich Schorlemmer, Studienleiter der evangelischen Akademie Wittenberg: 
Dem setzen wir eine Völkerkoalition der Kriegsunwilligen und beharrlichen 
Friedenswilligen entgegen. 
Die Völker sind in großer Mehrheit gegen eine kriegerische Lösung des Irak-Konflikts. Und 
die Regierungen sollten auf ihre wachen Völker hören. 
(Auszuge aus Rede auf der Antkriegsdemo in Berlin, Junge Welt, 17.2.03, S. 2-3) 

Positive Bezüge auf Rechtsstaat und formalisierte Herrschaft 

Friederich Schorlemmer, Studienleiter der evangelischen Akademie Wittenberg: 
Statt globalem Kampf brauchen wir globale Sicherheitsstrukturen mit verbindlichen Rechtsgrundlagen, mit der Stärke des 
Rechts statt des Rechts des Stärkeren. 

Claudia Meyer, Bundesjugendsekretärin des DGB: 
Was diese Welt braucht, ist mehr Verteilungsgerechtigkeit, mehr Demokratie und mehr Völkerrecht. 

Friederich Schorlemmer, Studienleiter der evangelischen Akademie Wittenberg: 
Wir stehen für die Grundprinzipen der UN-Charta. Und deshalb stehen wir heute auch zur deutschen Regierung. 

(Alle Zitate: Auszüge aus Reden auf der Antkriegsdemo in  Berlin, Junge Welt, 17.2.03, S.2-3) 

Weitere Informationen zum Thema 

Internetseite zu "Demokratie total": www.demokratie-tota1.de.v~ 
Herrschaftskritik und Utopien: www.herrschaftsfrei.de.vu 
Debatten um politische Organisierung: www.debatten.de.vu 
Spannende Bücher zur Kritik an Staat und Markt, an NGOs und politischen Aktionsformen sowie zu Utopien, 
direkter Aktion und mehr: www.aktionsversand.de.vu 
In Planung: Buch zu totaler Demokratie ... immer aktuell auf www.demokratie-tota1.de.v~ 



Wir zählen das Jahr 2004. .Linke' in Deutschland sind unzufrieden. Mal wieder. Ein 
paar, die eben noch mitgemacht haben bei der Scheisse, sind auch unzufrieden, 
weil die noch über ihnen Stehenden was anderes machen als sie gut finden. Da 
entdecken sie flugs ihre Nähe zu sozialen Bewegungen, waren immer schon bei 
den Protesten auf der Strasse dabei und sind somit die natürlichen neuen Eliten ei- 
ner neuen ... j a, unglaublich, schon wieder? ... einer neuen Partei. 
Was in kleinen Regungen auf regionaler Ebene anfing mit flotten oder abgedro- 
schenen Parolen. mehr oder weniger langweiligen Programmen und den immer 
schnell auftretenden Eliten, die im Namen aller sprachen (siehe 2.6. die Hamburger 
Regenbogen-Partei), hat jetzt eine bundesdeutsche Dimension: 

Wahlalternative 
Arbeit & Soziale 
Gerechtigkeit. 

Und schon jetzt ist zu sehen, was klar war: Die neue Gruppe wird im Hurra-Stil alle Aufmerksamkeit auf sich ziehen und sich als Sprachiohr der außerparla- 
mentarischen Bewegung in Szene setzen. Die vielen Menschen in Gruppen und Projekten sind nur der fotogene Hintergrund - und viele werden sogar noch 
stolz sein auf ihre Rolle, endlich zu einem von Medien wichtiggenommenen Projekt zu gehören. Attac war ein bißchen Vorbild für diese Strategie, die Wahlal. 
ternative aber wird deutlich darüber hinausgehen, die instrumentelle Herrschatt deutlich zuspitzen und das, was soziale Bewegung in den bundesweiten Me. 
dien ausmacht, aut wenige Personen zusammendampfen. Genau aus diesem Grunde ist die Aiiac-Führung auch wenig glücklich über das Projekt. Nicht, weil 
die staatsfefischistischen Inhalte oder die parlamentarische Ausrichtung, die zentrale Führung und die Vereinnahmung von Bewegung den Atiac-Eliten zuwi- 
der wären. Nein - ihre eigene Stellung ist in Gelahr, wenn jemand Neues sie ablöst als selbsternanntes Sprachrohr von Bewegung. Sehr schnell könnte die 
Wahlalternative Anac verdränaen von den Podien. Talkshows und Titelseiten der Zeitunaen. Besser wird es dadurch nicht. Emanzi~atorisch wäre beides nicht. 
Die Wahlalternative i$ nur dieSteigerung der 1ogik von Aiiac, nicht eine emanzipatori&he Krati in der Gesellschati. 
Die eisten Texte und Außerungen der Wahlalternative zeigen, wo es langgehen wird. Darum lohnt eine Zusammenstellung. 

. _ - .- - Aus- rogrammen und Papieren der Wahlalternative ASG ' , ,.' ii wifoaa 
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Kursiv: Auszüge aus Schriften der Wahlaiternative bzw: ähnlicher Parteien 
. , W P H L S : ' \  ! Nicht-Wählen gleich Nichtstun, Parlamente Für Minimalreformismus 
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bringen es ... Aus dem Gründungspapier vom 15.3.2004. Quelle: www.wahlalternative.de 
--,.~.,p$ h, 1 Die .Wahlalternativem vertritt auch selbst die Mei- Mit einer bemerkenswerken Polemik steuert die Wahlalternative auf reformisti- 

,,,f.?.(:; 7 nung, dass Politik nur in Parlamenten was bringt sches Getue hin. Sie erklärt die Frage .Reform oder Revolution?' für erledigt, nicht 
' i und Nichtwählen gleichbedeutend mit politi- weil sie - was sinnvoll ist - keine sich ausschließenden Punkte sind. sondern weil 

scher Abstinenz ist. sowieso nur noch Reform geht, je nur Reformismus. Die Partei bekennt sich also be- 4s dem ~ründung$a~ier vom 15.3.2004. Quelle: wwwwahlalternotive.de reits zur Geburtsstunde zum Reformismus! 
Wahlbeteiligung, Wahlergebnisse und Mitgliederbewegung der Parteien zeigen, Es geht heute nicht um i7eform oder Revolution,'sondern um sozialen Reformismus 
dass viele Bürgerlnnen sich von der blitik der Agenda 2010 betrogen fühlen, oder weiteren Vormarsch der neoliberalen Reaktion. 
zugleich keine politische Alternative sehen und sich daher zur Haltung der politi- 
schen Abstinenz entscheiden Dies ist auch - aber nicht nur - ein wachsendes Jubel für die parlamentarische Demokratie 
Problem fu! die engagierten Mitglieder in den Gewerkschaften. Aus dem Gründungspapier vom 15.3.2004. Quelle www.wahlalternative.de 
Fblitische Resignation und Passivität bringen uns dem unverzichfbaren politischen WK leben in einer parlamentarischen Demokratie, die Ruhmenbedingungen für 
Kurswechselnicht Mille[ Nur wenn die sozialen Interessen und solidarisch-emanzi- die Durchsetzung politischer Veränderungen vorgibt, und die eine Errungenschaft 
patorische Werthaltungen auch parlamentarisch-politisch zw Geltung gebracht darstellt. 
wrden, kann ein weiterer neoliberal bestimmter Umbau der Gesellschaft verhin- 
ded und eine andere blitik durchgesetzt werden. .... .Nein, aber ..F - Regierungsbeteiligung möglich 
Den vielen Betroffenen des neoliberalen Umbaus der Gesellschaft - Beschäftig- Aus dem Gründungspapier vom 15.3.2004. Quelle www.wahlalternative.de 
ten undErwerbslosen, Rentnerlnnen und Kranken, Studierenden, Alleinerziehenden Mit Mck auf einen erfolgreichen Wahlausgang geht es parlamentar~sch ganz klar 
und vielen anderen - und ihrer sozialen Unzufriedenheit fehlt ebenso eine parla- um Opposition, nicht um mögliche Beteiligung an einer Regierungskoalition, solan- 
mentarisch-poiitische Repräsentanz wie der sich entwickelnden sozialen Bewe- ge nicht d e  denkbaren Partner ihre bsitionen grundlegend in unsere Richtung 
guqq und außerparlomenfarischen Opposition oder den Gewerkschaften ... verändert haben und wieder reale Fortschritte durchsetzbar sind, wovon abseh- 
Bisher ist die Hmptantworf die, dass es darum geht, gesellschaftlichen Druck zu bar nicht auszugehen ist. I -  ~ .~ - '  

entwickeln und das politische 'Klima' so zu verändern, dass alle Parteien und Insti- W ( i 5 S  - 1 
tutionen darauf reagieren und sich das politische Koordinatensystem wieder nach - ,-:!T! ',, 1 
links verschiebt (und evtl. sich Bedingungen für weitergehende politische Prozesse Arbeiterlnnenpathos E I N F ~ I F !  

ergeben). Dazu sei ein langer Atem notwendig. Die Antwort ist richtig. aber unzu- Aus dem Gründungspapier vom 15.3.2004, 1 : .,T:: -;-.G:,. 

reichend Sie lässt die Froge offen, wie sich die Menschen denn nun als politische Quelle: www.wahlaRernative.de ; ,.F Subjekte in den Situationen verhalfen sollen, wenn sie mal dk  Wahl haben. Und Ständig wird behauptet, die Arbeitnehmerln- ..'' 
vor allem blendet sie aus, wie wichtig die parlamentdsch-politkche Ebene und nen seien die Basis für linke Wahlentscheidun- ' _ 
insfitutbnalisierte Machtpositionen zur Durchsetzung von Interessen, aber auch fir gen, z.B. bisher für Rot-Grün. Tatsächlich ist aber 
die Entwicklung längerfristig mächtiger Diskurse und der öffentlichen Meinung das Bildungsbürgerlnnentum die tragende Schicht vor allem der Grunen, aber 
sind, ... auch der 2.0. die SPD zum Wahlerfolg verhelfenden Proteste gegen den Irak-Krieg. 
Es geht um die Frage, wie undmit welchenparlamentarischen Kräften die Anlie- Das ist auch bei der Wahlalternative so - das gut ausgebildete Bürgerlnnentum 
gen der außerparlamentarischen Bewegung - die selbstverständlich die primäre stellt die Eliten der aktuellen außerparlamentarischen Opposition und wird das bei 
Bedeutung für fortschrittliche polfische Veränderungen hat - in staatliches Han- der Wahlalternative auch tun. Diese Schichten gehören nicht zu den Betroffenen. 
deln umgesetzt werden können. sondern zu den Gewinnerlnnen des neoliberalen Umbaus, weil sie hoch ausgebil- 

det, flexibel und beweglich sind. Mit solchen Personen als dominante Gruppen. 
Stad = Gesellschati wird eine gesellschaftliche Veränderung nicht gelingen. Das ist aber ja auch gar 
Aus dem Gründungspapier vom 15.3.2004. Quelle: www.wohlalternative.de nicht gewollt, sondern nur die Besetzung parlamentarischer Ebenen. In der Propa- 
Ebeno desorientierend ist es, Lösungen gar nicht mehr in Veränderungen staafli- ganda bleiben aber die Arbeiterinnen umhätschelt ... 
eher blitik, sondern nur noch zivilgesellschaftlich undim Wirken dezentraler, selbst- Das heißt, es muss ein breites Spektrum der Bevölkerung angesprochen werden. 
organisierter Netzwerke und alternativer Zusammenhänge in Nischen der Gesell- Im Kern sind das die Arbeitnehmermilieus, die auch die Hauptbasis fur Rot-Grun 
schuft zu suchen und damit aus der Not eine Tugendzu machen ... sind bzw waren. 
Ein aktives Einmischen erfordert vielmehr die Präsenz als eigenständiger politischer 
Akteur und erkennbare Alternative. P" 

&M 



Reich soll reich bleiben ... - - -- - .  mee' oder in der Gründungsphase der Grünen liegt die Wahlalternative mit 
Aus gleichem Programmentwurf LgGo ihren Forderungen zu Militär: 
Die Klientel und die Eliten der Wahlalternatbe stammen über- : ( W ~ R N E R  )lf::N::D Kein Einsatz der Bundeswehr .out of area' ... Einfrieren undin der Folge die I&- 
wiegend aus den höheren Einkommensschichten. Sie fordern ' "1:-" 6 r a L N  ~ - -  I duzierung des Rüstungsetats. 
daher auch nicht gleiches Lebensniveau, sondern: 
Erwerbslose müssen Einkommensersatzleistungen in einer ' ,' - -- Mehr Polizei! 
Höhe bekommen, die es ihnen ermdglichen, ihr bisheriges Le- 1%' Aus gleichem Programmentwurf 
bensniveau weitgehend zu erhalten. k?chtsstaat und blizei können und müssen für Sicherheit vor Krhinalitat sor- 

gen undzugleich die Grundrechte der Menschen gewahrleisten, 
Platte Inhalte 

. -~ -- Aus dem Gründungspapier vom 15.3.2004, Quelle www.wahlalternative.de UNO als Machtblock mit Durchsetzungsstär- 
Die Wahlwerbung und Darstellung der lnhalte müssen populär, klar und einfach ke, Iür internationale Polizeistrukturen 
sein und Leute ansprechen undgewinnen, nicht ausgrenzen. ... Die zentralen Attri- Aus gleichem Programmentwurf 
bute, die mit dem Projekt verbunden werden müssen, sind: ... Wir sind das Volk ... Die Antwort auf den internationalen Terrorismus 

heißt nicht Krieg, sondern Durchsetzung des inter- 
Die Vorbilder unter den NGOs ... sozialdemokratisch, langweilig, etabliert nutholen Rechts, Aufwertung der Vereinten Na- 
Aus dem Gründungspapier vom 15.3.2004, Quelle www.wahlalternative.de tionen, die mit polizeilichen Sanktionsrechten aus- 
Aber auch die anderen zentralen Anliegen der demokratischen Bewegungen zustatten sind 
müssen aufgegriffen werden (va. Frieden, Okologie, Frauen, Globalisierungskritik, 
offener Bildungszugang, Wissenschaftskritik, Interessen der Migrantlnnen). Hier gibt 
es reichlich Vorarbeiten, etwa durch die Initiative für einen blitikwechsel, Memo- Strukturen 
randum-Gruppe, Attac, in Ge werkschaften usw. Hier sind bei allen Difhrenzen im 
Einzelnen und I! a. unterschiedlichen Schwerpunktsetzungen genügend Gemein- Interne Hierarchien gewollt 
samkeiten vorhanden, Diese gemeinsamen bsitionen ~~ch"tt~chersozio/er und AUS dem Gründurgspapier vom 15.3.2004. Quelle: www.wahlalternative.de 
politischer Kräfte mussen populär dargestellt werden, um Massen zu mobilisieren, Eine solche Herangehensweise muss die grundlegende Strategie der das Projekt 
Es geht nicht um eine neue explizit linkssozialistische Partei als aktiver Kern tragenden und führenden Kräfte sein. 

Aus .Nagelprobe für Linkspartei: FR vom 14.7.2004 
Arbeit, Arbeit, Arbeit An diesem Abend geht es um Strukturen: Wie kommen die Ideen der Basis auch 

Aus dem Programmentwurf vom 20.6.2004, Quelle: www.wahlalternatbe.de beim Bundeskoordinatbnsgremium an? 

Das soziale ~auptproblem in Deutschlandist die anhaltende Massenarbeitslosig- 
keit. ... Der wichtigste Beitrag zur Stärkung des Sozialstaats liegt daher in einer akti- gewollt 

ven BeschäftigungspoItik. Aus dem Gründungspopier vom 15.3.2004, Quelle: www.wahlalternative.de 
... unbestechliche Vertreterlnnen der einfachen Leute ... 

Neo-Keynesianismus 
Aus dem Programmentwurf vom 20.6.2004, Quelle www.wahlalternatbe.de 
Der Staat soll wieder regelnd und mit Investitionen eingreifen, um die Wirtschaft 
anzukurbeln (wer verdient daran eigentlich???) 
Im Mittelpunkt muß die Stärkung der inländischen Nachfrage ... stehen. ... Zur Finan- 
zierung des Zukunftsinvestitionsprogramms ist nur in wirtschaftlichen Schwäche- 
phasen kurzfiistig eine höhere Kreditaufnahme nötig. Diese plamäßig einzuge- 
hen ist sinnvoll, um Krisen zu überwinden und einen Aufschwung einzuleiten 

Eliten sollen neue Pariei führen! 
Ratschläge von Gerd Mielke in .Das bedrohte Sein prägt das Bewusstsein: FR vom 
15.7.2004 (C. 8) 
Ein Schwenk dieser Wähler zu einer neuen Porteilinks von der SPD erscheint vor al- 
lem wegen der für ein derartiges Manöver erforderlichen respektablen Fuhrungs- 
gruppe kurzfristig als eine unwahrscheinliche Option. Derzeit scheinen keine über- 
zeugenden Eliten bereit zu stehen, die Führungsrolle in einer neuen linken Parteizu 
übernehmen. 

Mvthos Demokratie 
AÜS dem hogrammentwurf vom 20.6.2004, Quelle www.wahlalternative.de 
Alles soll .demokratisierts werden. dann wird alles gut. Was Demokratisierung Rundherum Um die neUe Pafiei 
genau sein soll. wird selten gesagt - Wenn. dann ist gemeint. dass die Nationalre- AUS dem Volksbegehren für den Sturz des rot-roten Senats von Berlin, unterstützt 
gierungen oder Parlamente mehr zu sagen haben sollen. Mit Mitbestimmung der ,, der G ~ P  (http//ww,jungewelt,de/2004/07-03/024,php) 
Menschen hat das nichts zu tun. 
Die europdische Zentralbank muss neben der 
ne beschäftigungsorientierte blitik verpf//chtet und demokrati- 
scher Kontrolle unterstellt werden. I 

Keine Aullijsung der Lndesweht! Keine S0f0dige Abrüstung! 
Aus gleichem Programrnentwurf 
Weit zurück hinter Forderurgen z.B wie .Bundesrepdlik ohne Ar- 

Beispiel: Regenbogen I i 
Partei, die in Hamburg von Grünen-Aussteigerlnnen gegründet wurde, die offenbar Mx anderes können als Parlamentarismus. lm Jahr 2004 - 
entstand ein breiteres Wahlbündnis - das dann die Lüge erfand, dass .alle relevanten Gruppen'(Zitat der Spitzenkandidatin Heike Sudmann) dabei wären. Eine neue 
Partei, die gleich als erstes vereinnahmt. Bei der Wahl am 29.2.2004 bekam die Liste nur 1.1 Prozent - weniger als bei der letzten Wahl. 
Heike Sudmann. Spitzenkandidatin der Regenbogenliste. roch der Hamburgwahl, in: Junge Welt am 25.9.2001: 
Es ist uns gelungen, alle relevanten Kräfte in dieser Stadt zu bündeln. Das werden wir aufjeden Fall weiterfuhren ... 
Mit einer Fraktion hat man einen ganz anderen Zugang zur hesse. Deswegen haben wir auch immer gesagt wir haben zwei Beine, Parlamentarismus und Außenpar- 
lamentarismus. 
Jubelorgien in der Jungen Welt zur neuen Partei am Tag vor der Wahl (28.2.2004. S. 4): 
Mit dem Wahlbündnis .Regenbogen' stellt sich den an polfischen Veränderungen interessierten Bürgern der zweitgrößten Stadt Deutschlands erstmals seit langem 
wieder eine Krafl die auch von Linken wählbar ist und die sich deutlich vom Einheitsbrei abhebt. 
.Regenbogen' tritt fur eine solidarische blitik ein Eine FMitik, ,die Ncht Menschen ausgrenzt abschiebt, mitten in der Nacht aus der Wohnung holt Erwerbslose und So- 
zialhilfeempfänger nicht dazu zwingt. für eine Euro die Stunde zu arbeiten,' wie es die Spitzenkandidatin Heike Sudmann gegenüber dieser Zeitung (siehe jW vom 27 
Februar) formulierte. Und vor allem ist es ein Wahlbündnis. das auf Integration linker bsitionen setzte, nicht auf Abgrenzung. Dafür kann man die Stadt nur beglückwun- 
schen, denn in den meisten anderen Bundesländern stellt sich eine solctie Alternative derzeit nicht. 
Heike Sudmann im Junge-Welt-Interview nach der Wahl (2.3.2004, S. 2): 
Frage: Verglicheli mit der letzten Bürgerschaftswahl haben Sie sogar Federn gelassen. Was bleibt da noch übrig vom vielbeschworenen Aufbruch der Linken? 
Aus unserer Sicht hat der Aufbruch stattgefunden, h Hamburg ist es der Linken zum ersten Malgelungen, sich trotz aller Differenzen auf gemeinsame Ziele zu verständi- 
gen undmit vereinten Kräften fur eine solidarische Stadt zu kämpfen. Allein das markiert einen großen Aufbruch, der anhalten wird ... 
Wir werden die vereinte KrafL die wir in diesem kurzen Wahlkampf gefunden haben, nicht verpuffen lassen Eine andere blitik ist machbar - den langen Atem dafür 
haben wir! 

Anti-Wahl-Seilen: www.wahlquarkde.vu + tHerrschaflskritikd,.-17 www.herrschaiisfrei.de.vu tt Materialien: www.akiionsversand.de.vu 
Kreaiiver Widerstand: www.direct-action.dewu + + ,$@M Wahlalternative-Spezial: www.wahlalternative-0nline.de.v~ 


